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Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport 
 Auskunft: Frau.Linke 
 Telefon: 03371 608-3101 
 E-Mail: Heike.Linke@teltow-flaeming.de 

 
Einladung 

Hiermit lade ich Sie zur 13. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur 
und Sport am Donnerstag, dem 22.09.2016, um 17:00 Uhr ein. 
 
Die Sitzung findet im Kreisausschusssaal, Am Nuthefließ 2 in 14943 Luckenwalde statt. 
 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 

 1   Eröffnung der Sitzung und Bestätigung der Tagesordnung  
  

 2   Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 23.06.2016  
  

 3   Einwohnerfragestunde  
  

 4   Anfragen der Ausschussmitglieder  
  

 5   Mitteilungen der Verwaltung  
  

 6   Bericht zum zweiten Bildungsweg  
  

 7   Beschlussvorlagen  
  

 7.1   Integrationskonzept des Landkreises Teltow-Fläming - Entwurf 5-2669/16-II 
  

 8   Informationsvorlagen  
  

 8.1   Investitionsbedarf in Vorbereitung der Prioritätenliste der investiven 
Maßnahmen 2017 

5-2871/16-I 

  

_________________________ 

gez. Ria von Schrötter 
Die Vorsitzende 
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Geplante Sitzungen des Ausschusses für Bildung, Kultur und Sport 
im Jahr 2017 
 
 
 
 
 

 Donnerstag, 26.01.2017 
 
 

 Donnerstag, 30.03.2017 
 
 

 Donnerstag, 01.06.2017 
 
 

 Donnerstag, 28.09.2016 
 
 

 Donnerstag, 16.11.2016 
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Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport 
 

Niederschrift 
 

über die 12. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Sport am 
23.06.2016 im Kreisausschusssaal, Am Nuthefließ 2 in 14943 Luckenwalde. 

Anwesend waren: 
 
Ausschussvorsitzende 
 
Frau Ria von Schrötter  
 
Stimmberechtigte Mitglieder 
 
Herr Felix Thier  
Herr Detlef Klucke  
Herr Thomas Czesky  
Frau Carola Hartfelder  
 
Sachkundige Einwohner 
 
Frau Ursula Biesecke  
Frau Ulrike Schwenter  
 
Verwaltung 
 
Herr Karsten Dornquast, Dezernent I 
Frau Kirsten Gurske, Beigeordnete u. Dezernentin II 
Herr Manfred Janusch, Leiter OSZ    bis 17.30 Uhr 
Herr Matthias Fröhlich, SGL Schulverwaltung 
Frau Margitta Wünsche, SB Kultur 
Frau Birgit Kaminski, Fachkoordinatorin Sportmanagement 
 
Gäste 
 
Ireen Beyer, Fontane-Gymnasium Rangsdorf. Sprecherin Kreisschülerrat 
Juliane Blank, Kopernikus-Gymnasium Blankenfelde, Mitglied Kreisschülerrat 
 

Entschuldigt fehlten: 
 
Stimmberechtigte Mitglieder 
 
Herr Lutz Lehmann  

TOP 2TOP 2
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Herr Andreas Noack  
Frau Gabriele Schröder  
Frau Mandy Werner  
 
Sachkundige Einwohner 
 
Frau Marita Marufke  
Frau Nicole Moskal  
 
 
Beginn der Sitzung: 17:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 18:35 Uhr 
 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 
 
 1   Eröffnung der Sitzung und Bestätigung der Tagesordnung  
  

 2   Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 12.05.2016  
  

 3   Einwohnerfragestunde  
  

 4   Anfragen der Ausschussmitglieder  
  

 5   Mitteilungen der Verwaltung  
  

 6   Vorstellung des Kreisschülerrates Teltow-Fläming  
  

 7   Grundlagen der Schulentwicklungsplanung  
  

 8   Beschlussvorlagen  
  

 8.1   Integrationskonzept des Landkreises Teltow-Fläming – Entwurf 5-2669/16-II 
  

 8.2   Gewährung von Zuschüssen aus der Gewinnausschüttung der MBS 
Potsdam für das 2. Halbjahr 2016 

5-2773/16-I 

  

 8.3   Kulturförderung 2016 5-2806/16-I 
  

 9   Informationsvorlagen  
  

 9.1   Kommunalinvestitionsförderungsgesetz (KInvFG) - Fortschreibung des 
Datenblattes mit Auflistung der Einzelmaßnahmen zum Zuwendungs-
bescheid vom 21.12.2015 

5-2817/16-I 

  

 

Öffentlicher Teil 
 
TOP 1 
Eröffnung der Sitzung und Bestätigung der Tagesordnung  
 

Frau von Schrötter eröffnet die 12. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur 
und Sport. Sie begrüßt die Anwesenden und stellt die frist- und formgerechte Zusendung der 
Unterlagen fest. 
 
 

TOP 2 
Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 12.05.2016   
 

Es liegen keine Einwendungen gegen die Niederschrift vor. Sie gilt somit als angenommen. 
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TOP 3 
Einwohnerfragestunde   
 

Es liegen keine Fragen vor. 
 
 

TOP 4 
Anfragen der Ausschussmitglieder   
 

Es liegen keine Anfragen vor. 
 
 

TOP 5 
Mitteilungen der Verwaltung   
 

Herr Dornquast  informiert über zwei Sachverhalte. Zum einen über die Konzeption und die 
Beschlusslage des Kreistages zur Teilnahme des Landkreises am Programm „Kommunale 
Bildungskoordination und Bildungsangebote für Neuzugewanderte“. Er erklärt, der Kreistag 
beauftragte die Kreisverwaltung, die entsprechende Konzipierung und Antragstellung vorzu-
nehmen. Er berichtet darüber, dass pünktlich zum 01.06.2016 der Antrag der Kreisverwal-
tung an den Projektträger ging und zwischenzeitlich Mitarbeiter aus dem Haus an einer zwei-
tägigen Fortbildung der Transfergesellschaft der Kobranet teilgenommen haben. In ca. drei 
Monaten wird die Entscheidung getroffen sein, ob der Antrag des Landkreises TF berück-
sichtigt wurde. Zurzeit wird für eine durch die Fördermittel in Aussicht  gestellte Stelle das 
entsprechende Aufgabenprofil vorbereitet. Die Anbindung dieser zusätzlichen, zu 100 % 
fremdfinanzierten Stelle, wird im Bereich des Dezernates I erfolgen. Das vorgesehene Pro-
gramm ist zunächst bis zum 30.09.2018 befristet. 
 
Weiter informiert Herr Dornquast, dass die langjährige Geschäftsführerin des Kreissportbun-
des, Frau Pawlack, in den Ruhestand geht und am 29.06.2016 verabschiedet wird. Ab 
01.07.2016  ist neuer Geschäftsführer des Kreissportbundes Herr Timo Klischan, neuer  Mit-
arbeiter der Kreissportjugend Herr Nico Tennigkeit. Beide werden sich im Ausschuss nach 
der Sommerpause vorstellen. 
 
Frau von Schrötter erteilt Herrn Janusch, dem Leiter des OSZ das Wort. Er wird  zur Vorbe-
reitung der Beschulung der jugendlichen Flüchtlinge im nächsten Schuljahr durch das OSZ 
informieren. 
 
Herr Janusch erklärt, Grundlage für die Ausbildung der Jugendlichen ist die vor kurzem in 
Kraft getretene Berufsfachschulgrundbildungsordnung, erschienen im Amtsblatt des Ministe-
riums Nr. 7 vom 18. März 2016. Dort ist festgelegt, wie die Beschulung ab Sommer 2016 zu 
erfolgen hat. Er berichtet, seit Mitte April gibt es am OSZ vier Klassen im Vorbereitungskurs. 
Die vorliegenden Rückmeldungen sind positiv. Kurzfristig konnten vier Lehrkräfte eingestellt 
werden. Nach der Eingliederungsverordnung gibt es eine Stundentafel, die entsprechend 
abgesichert wird, wobei der Deutschunterricht vorrangig ist. Ab dem neuen Schuljahr greift 
diese neue Verordnung. Diese besagt, dass alle Jugendlichen, die nach dem 31.07.2016 18 
Jahre werden, in die Klassen des zweijährigen Bildungsganges „Berufsgrundbildung Plus“ 
kommen. In diesem Bereich werden ca. acht – neun Lehrkräfte arbeiten. Er sieht das Prob-
lem, dass viele Schülerinnen/Schüler die zwei Jahre nicht durchhalten werden. Der max. 
Abschluss ist die erweiterte Berufsbildungsreife, die keine Möglichkeit bietet, ein Studium 
aufzunehmen bzw. einen höheren Bildungsgang anzustreben. Eine normale Ausbildung ist 
möglich. Er meint, wenn die Jugendlichen die deutsche Sprache erlernen, finden sie auch 
ohne Berufsabschluss einen Arbeitgeber.  
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Er erklärt, das OSZ ist gut vorbereitet. Zu klären ist noch die Übernahme der Kosten zur Be-
reitstellung von Unterrichtsmitteln. Er findet es auch wichtig zu wissen, welche Pflichten der 
Träger hat und wie er ausgestattet ist.  
Die zukünftigen Schülerzahlen sind noch nicht bekannt. Zurzeit gibt es zwei Klassen in Lud-
wigsfelde sowie Luckenwalde. 
Abschließend teilt Herr Janusch mit, das Ministerium hat auch für das nächste Jahr vorerst 
für die vier Klassen die Genehmigung erteilt, sodass auch die Stellen befristet bereitgestellt 
sind. 
 
Frau Hartfelder wünscht einen regelmäßigen Bericht über die Entwicklung. 
 
Auf Nachfrage von Herrn Czesky teilt Herr Janusch mit, dass am OSZ insgesamt ca. 1500 
Schüler/Schülerinnen lernen, die aber an unterschiedlichen Tagen vor Ort sind. Das Zu-
sammenleben gestaltet sich unproblematisch. Die Schüler/Schülerinnen haben eine Will-
kommensveranstaltung durchgeführt. 
 
Herr Thier bezieht sich auf die Aussage von Herrn Janusch, dass es mit einigen Trägern 
Probleme mit, Er bittet, diese Probleme nach Aufarbeitung durch die Verwaltung auch den 
KT-Mitgliedern zur Kenntnis zu geben, da diese über die Vergaben entscheiden. 
 
Frau von  Schrötter fragt, ob  beim „Berufsbildungsgang Plus“  zwischen alphabetisierten und 
nicht alphabetisierten Schülern und Schülerinnen unterschieden wird und ob es eine Zu-
gangsvoraussetzung in die Berufsbildungsklasse gibt. 
 
Herr Janusch antwortet, es wird davon ausgegangen, dass alle Schülerinnen und Schüler, 
bevor sie das OSZ besuchen, einen Alphabetisierungskurs besucht haben. Zum Umgang mit 
diesen Schülerinnen und Schülern in der entsprechenden Altersgruppe wird bis zum Som-
mer eine Entscheidung getroffen sein. Zurzeit ist die Anzahl der Schülerinnen und Schüler 
zwischen 16 und 18 Jahren nicht bekannt. Auch ist der Umgang mit den Jugendlichen, die 
18 Jahre sind, noch offen. Es besteht auch das Problem, sollte die Anzahl der Schülerinnen 
und Schüler zunehmen, dass die Kapazitätsgrenze am OSZ erreicht ist und somit nicht ge-
nügend Räume zur Verfügung stehen.  
Auf die Frage von Frau von Schrötter, ob nicht alphabetisierte Jugendliche kein Bildungsan-
gebot bekommen, weist er auf das Grundrecht auf Bildung hin. Er erläutert, es wird über die 
Form dieses abzusichern, nachgedacht. Er vermutet, es wird Aufgabe des OSZ werden. Als 
einzige Alternative sieht er die Tageskurse an der VHS. 
 
Frau von Schrötter bedankt sich bei Herrn Janusch für die Ausführungen.  
  
 

TOP 6 
Vorstellung des Kreisschülerrates Teltow-Fläming  
 

Juliane Blank vom Kopernikus-Gymnasium Blankenfelde sowie Ireen Beyer, Fontane-
Gymnasium Rangsdorf, stellen sich als Vertreter des Kreisschülerrates vor. 
 
Ireen Beyer, Sprecherin des Kreisschülerrates Teltow-Fläming berichtet, die Teilnahme ist 
damit begründet, diesen Ausschuss kennenzulernen und für Fragen zur Verfügung zu ste-
hen. Sie führt weiter aus, zurzeit sind neun Schulen vom Kreisschülerrat akquiriert worden, 
von denen auch Vertreter an den Sitzungen teilnehmen. Beabsichtigt ist auch eine aktive 
Zusammenarbeit mit dem Kreisschulbeirat. Sie selbst ist Mitglied des Landesschülerrates. 
 
Herr Thier, Initiator der heutigen Vorstellung des Kreisschülerrates, bedankt sich für die Vor-
stellung. Er freut sich über das Einbringen des Kreisschülerrates. Er meint, das Gremium ist 
interessiert zu erfahren, welche Probleme es aus Sicht des Kreisschülerrates gibt und wo 
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Hilfe benötigt wird. Er schlägt regelmäßige Berichte durch den Kreisschülerrat im Ausschuss 
vor.  
 
Frau von Schrötter ergänzt, es gibt auch einen Kreiselternrat sowie einen Kreislehrerrat. Be-
absichtigt ist ein eigener Tagesordnungspunkt, bei dem aber alle Gremien berücksichtigt 
werden müssen. Sie erklärt, es handelt sich um den Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport. 
Bei der Bildung ist der Ausschuss nicht zuständig für die Inhalte, sondern nur für die Schul-
ausstattung, für die Liegenschaften und die Betriebsfähigkeit einer Schule. Sie hält eine 
Themenabstimmung vor Ausschusssitzungen für sinnvoll. 
 
Zur Information für die anwesenden Mitglieder des Kreisschülerrates stellen sich die anwe-
senden Mitglieder des Ausschusses vor. 
 
Frau Schwenter nahm an der letzten Sitzung des Kreisschülerrates teil. Sie berichtet, es gibt 
eine Grundsatzerklärung, die der Kreisschülerrat in Zusammenarbeit mit dem Landesschü-
lerrat erarbeitet hat. Sie schlägt vor, diese dem Gremium zur Verfügung zu stellen. 
Ireen Beyer antwortet, diese Grundsatzerklärung befindet sich noch in der Überarbeitungs-
phase. Aktuell gibt es noch keine Fassung, die der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. 
 
Herr Dornquast begrüßt den Vorschlag von Herrn Thier, zu einem oder zwei festgesetzten 
Terminen im Jahr Vertreter der Gremien einzuladen. Er weist auch darauf hin, dass Frau 
Schwenter, Vorsitzende des Kreisschulbeirates, als sachkundige Einwohnerin diesem Aus-
schuss angehört.   
 
Frau von Schrötter dankt beiden Vertreterinnen des Kreisschülerbeirats für die Vorstellung. 
 
 

TOP 7 
Grundlagen der Schulentwicklungsplanung   
 

Herr Dornquast erläutert anhand einer Power-Point-Präsentation (Anlage) die umfangreiche 
Vorbereitung der Schulentwicklungsplanung im 2. Halbjahr 2016 sowie im 1. Halbjahr 2017 
für den Zeitraum 2017 – 2022. Dabei arbeitet die Verwaltung mit vielen Gremien und Kom-
munen zusammen. Das Ziel ist, die Vorlage über die Beteiligung des Fachausschusses vom 
Kreistag beschließen zu lassen. Er teilt weiter mit, dass er im Kreisschulbeirat einen ähnli-
chen Vortrag hielt, auch sind die Gremien informiert. Grundlage ist das Brandenburgische 
Schulgesetz. Der Landkreis sowie auch die kreisfreien Städte sind für ihr jeweiliges Territori-
um für die Schulentwicklungsplanung verantwortlich. Unabhängig davon können Kommunen 
und große Städte ebenfalls eine Schulentwicklungsplanung durchführen. Letztendlich müs-
sen die Planungen in der kreislichen Schulentwicklungsplanung zusammengeführt werden, 
die für fünf Jahre vorzubereiten und zu beschließen ist. In der Schulentwicklungsplanung 
sind über die aktuelle Schulstruktur, die aktuellen Schulangebote, die vorhandenen Bil-
dungsgänge und vor allem auch über die demografische Entwicklung Aussagen für fünf Jah-
re zu treffen.  
Weiter führt er aus, beim Schüleraufkommen ist negativ zu verzeichnen, dass die amtliche, 
von den Schulämtern bereitgestellte Schulstatistik nicht ganz den Anforderungen entspricht.  
Die vorhandene Datenlage im Schulamt ist besser als das zur Verfügung gestellte Material. 
Abschließend erklärt er, dieses Thema wird in der nächsten Dezernentenrunde im Bildungs-
ministerium erörtert. Ebenfalls wird der Entwurf eines Konzeptes der Landesregierung zu 
Schulzentren diskutiert.  
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TOP 8 
Beschlussvorlagen   
 

TOP 8.1 
Integrationskonzept des Landkreises Teltow-Fläming - Entwurf ( 5-2669/16-II )
  
Frau Gurske erläutert, die Verwaltung hat die Änderungsvorschläge der Ausschüsse in einer 
tabellarischen Informationsvorlage für den Kreistag zusammengestellt, sodass die Ände-
rungsvorschläge dokumentiert sind. Das Ziel, das Konzept vom Kreistag im Oktober be-
schließen zu lassen, schätzt sie als schwierig erreichbar ein, insbesondere auch weil sich im 
Asylbewerberbereich in den letzten Wochen und Monaten sehr viele Gesetze und Verord-
nungen geändert haben. Sie erklärt, daher würde sie gern ein Meinungsbild aus dem Aus-
schuss für die weitere Diskussion mitnehmen. In der Informationsvorlage wurde das Angebot 
formuliert, dass die Verwaltung schriftliche Änderungsanregungen bis zum 19.09.2916 ent-
gegennimmt. Es war auch ihr Wunsch, dass der Sozialausschuss als federführender Aus-
schuss am 10.10.2016 noch einmal abschließend über die einzubringenden Änderungen und 
somit über das geänderte Integrationskonzept vor dem Kreistag darüber befindet. Sie schlägt 
eine Teilnahme der Vorsitzenden des Bildungsausschusses sowie auch interessierter Mit-
glieder an der Sitzung des Sozialausschusses am 10.10.2016 vor, um sich über diesen Weg 
einzubringen. 
 
Frau von Schrötter teilt mit, dass die SPD-Fraktion erst am 04.07.2016 beraten wird und fragt 
nach dem Stand der anderen Fraktionen. 
 
Herr Thier berichtet, von der Fraktion DIE LINKE gibt es eine positive Einstellung zum Kon-
zept. Auch Herr Czesky sowie Herr Klucke berichten von der Zustimmung ihrer jeweiligen 
Fraktion. Sollte es Änderungswünsche geben, werden diese zugeleitet. 
 
Frau Hartfelder erklärt, die Sitzung ihrer Fraktion findet heute statt. Sie kennt noch keine 
Prognose, welche Kosten auf den Landkreis aufgrund dieses Integrationskonzeptes zukom-
men. Zu klären ist, welche Maßnahmen trägt der Landkreis und was sind Landes- bzw. Bun-
desaufgaben. Auch erinnert sie an ihren Antrag zur Aufnahme eines Passus, der den Integ-
rationswillen der Asylsuchenden und Flüchtlinge festschreibt.   
 
Frau Gurske teilt mit, bis auf die im Konzept als Bundesmittel ausgewiesenen Projekte sind 
die Leistungen, die seitens der Kreisverwaltung angeboten werden, pflichtige Leistungen. 
Der Landkreis wird im Anhang des Integrationskonzeptes gemeinsam mit den Gemeinden 
einen Maßnahmenkatalog anfügen, der auch Angebote vor Ort enthält, die der Kreis nicht 
unmittelbar unterstützt.  
 
Frau von Schrötter beurteilt das Konzept als „ausgesprochen gut“. Sie  dankt  allen  Ämtern, 
die zugearbeitet haben. Sie fragt, ob dieses Konzept im Landesaufnahmegesetz steht. Das 
wäre der Grundbaustein des Landkreises für eine Refinanzierung. 
 
Frau Gurske erläutert, das Landesaufnahmegesetz legt fest, dass die Personalerstattung in 
den Übergangseinrichtungen voraussetzt, dass es für die Übergangseinrichtungen ein Kon-
zept für migrationsspezifische Beratungen und migrationsspezifische Arbeit gibt. Dazu wird 
die Kreisverwaltung mit den  im Landkreis tätigen Trägern und den vor Ort aktiven Sozialar-
beitern beraten. Mit der neuen Erstattungsverordnung wird eine inhaltliche Untersetzung der 
Sozialarbeit abgefordert.  
 
Frau von Schrötter beendet diesen TOP. Sie erklärt, aus Sicht dieses Ausschusses ist die 
Vorlage noch in Arbeit und wird evtl. noch durch wenige Anmerkungen ergänzt werden. 
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TOP 8.2 
Gewährung von Zuschüssen aus der Gewinnausschüttung der MBS Potsdam für das 
2. Halbjahr 2016 ( 5-2773/16-I )  
 

Herr Dornquast erläutert, diese Vorlage beinhaltet Anträge aus allen förderfähigen Berei-
chen. Sie wurden durch die Fachämter für die jeweils zuständigen Bereiche geprüft. Die För-
dersumme war etwas überzeichnet. Die Verwaltung hat aufgrund der separaten Förderricht-
linie, die z. B. die Bereiche Kultur, Sport sowie Denkmalpflege beinhaltet, einen Abgleich 
vorgenommen, sodass die Liste weitestgehend alle Anträge berücksichtigt. Zurzeit besteht 
noch die Parallelität verschiedener Förderrichtlinien, wodurch sich manchmal auch die inter-
ne Abstimmung verkompliziert.  
 
Auf Wunsch von Herrn Thier begründet Herr Dornquast die Ablehnungen.   
 
Frau Hartfelder ist mit dem gesamten Verfahren nicht zufrieden. Sie meint, durch die mehr-
malige Vergabe im Jahr wird das Verfahren unübersichtlich. Sie bittet die Verwaltung um 
eine übersichtlichere Gestaltung. Sie möchte an der Vorlage nichts ändern, da für die zutref-
fenden Bereiche die Richtlinie vorliegt, auch vertraut sie den Vorschlägen der Verwaltung. 
 
Frau Gurske informiert, dass die Verwaltung zurzeit die Neufassung der Richtlinie erarbeitet. 
Die jetzigen Förderrichtlinien werden aufgelöst und als Fördertatbestand und Anlage in der 
zukünftigen Richtlinie geführt. Es wird zukünftig nur einen Stichtag für die Antragstellung ge-
ben.  
 
Frau von Schrötter fragt, warum so viele in Privatbesetz befindliche Denkmäler gefördert 
werden. Ihrer Meinung nach ist der Ansatz für die Denkmalpflege überschritten. Weiter fragt 
sie, ob alle gestellten Anträge  in der Liste enthalten sind  und ob Anträge aufgrund von nicht 
vorhandenen Mitteln nicht in die Liste aufgenommen wurden. 
 
Frau Gurske erklärt, die Förderrichtlinie ist mit den entsprechenden Summen ausgestattet. 
Diese hat die Verwaltung entsprechend der Richtlinientatbestände ausgeschöpft. Jede Initia-
tive, jeder Bürger, jeder Verein hatte die Möglichkeit, über die diesbezügliche Internetseite 
das Formular herunterzuladen und einen Antrag zu stellen. Die Anträge werden inhaltlich 
einem bestimmten Bereich zugeordnet, daher liegen für Kirchen usw. mehr Anträge vor. Die 
bestehende Förderrichtlinie lässt auch Privatpersonen zu. Nächstes Jahr ist geplant, stärker 
die Bereiche „Soziales und Jugend“ zu fördern.  
 
Frau von Schrötter meint, man kann eine Richtlinie nicht danach ausrichten, wo es die meis-
ten qualifizierten Anträge gibt. Bei den sozialen Trägern, z. B. Jugendarbeit, sind es oftmals 
Privatpersonen, die von Anträgen erst einmal Abstand nehmen. Sie regt an, die Kriterien 
genau zu prüfen. Sie kritisiert, dass nur 7.000 Euro für Jugendarbeit, aber 65.000 Euro für 
die Denkmalpflege bereitgestellt wurden.  
Weiter bittet sie um Information über den Verwendungszweck der 11.000 EUR zum „Tag der 
offenen Tür“ der Volkshochschule. 
 
Herr Dornquast erklärt, es handelt sich um ein Veranstaltungswochenende, das im Kontext 
zu den 800-Jahr-Feierlichkeiten  mit unterschiedlichen Maßnahmen in Luckenwalde stattfin-
det. Am Standort der VHS in der Dessauer Straße ist ein breit gefächertes Programm mit 
diversen Dozenten vorgesehen, das aus dem Haushalt des Landkreises nicht durchführbar 
wäre.  
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Frau von Schrötter stellt keine weiteren Fragen fest und bittet um Abstimmung. 
 
Der Ausschuss empfiehlt dem Kreistag, die Vergabe von Zuschüssen in Höhe von 
208.355,20 EUR aus der Gewinnausschüttung der Mittelbrandenburgischen Sparkasse 
(MBS) in Potsdam für das 2. Halbjahr 2016 für die in der Vorlage aufgeführten Projekte 
zu beschließen. 
 
Ja-Stimmen:   4 
Enthaltungen: 1  
 
 

TOP 8.3 
Kulturförderung 2016 ( 5-2806/16-I )  
 

Herr Dornquast erläutert, der Budgetanteil für den Kulturbereich ist noch nicht ausgeschöpft. 
Die derzeit noch gültige Förderrichtlinie sieht vor, dass nach Antragsschluss eingereichte 
Anträge noch Berücksichtigung finden können. Den vorliegenden Einzelantrag  kann im De-
tail Frau Wünsche erläutern.  
 
Frau Hartfelder hält den Antrag des Fördervereins Dorfkirche Mellnsdorf e. V. für voll förder-
fähig. Nach ihrem Verständnis sollten durch die Fördermittel Fremdmittel akquiriert werden, 
was sie bei diesem Antrag erkennen kann. 
 
Frau von Schrötter stellt keine Nachfragen fest und bittet um Abstimmung. 
 
Der Ausschuss empfiehlt dem Kreistag die Gewährung von Zuwendungen aus Mitteln 
der MBS-Ausschüttung für das kulturelle Projekt „Sommerkonzert 2016 zur weiteren 
Sanierung der Dorfkirche“. 
 
Ja-Stimmen: 5 (einstimmig) 
 
 

TOP 9 
Informationsvorlagen   
 

TOP 9.1 
Kommunalinvestitionsförderungsgesetz (KInvFG) - Fortschreibung des Datenblattes 
mit Auflistung der Einzelmaßnahmen zum Zuwendungsbescheid vom 21.12.2015 ( 5-
2817/16-I )  
 

Herr Dornquast erläutert, dass Kommunalinvestitionsförderungsgesetz ist recht umfangreich 
und komplex. Entsprechend der Förderrichtlinie erhielt der Landkreis in einem 1. Bescheid 
pauschal ca. 6,5 Mill. EUR. Die konkreten Einzelmaßnahmen wurden bei der Investitions-
bank des Landes Brandenburg eingereicht. Seitens der ILB gab es Änderungsvorschläge. 
Die Maßnahmenliste wurde gekürzt, die Projekte dafür größer. Es wurde mitgeteilt, dass 
nicht nur die energetische Sanierung von Einrichtungen der Schulinfrastruktur für den Land-
kreis förderfähig ist, sondern auch Maßnahmen im Rahmen der Infrastruktur, die an städte-
bauliche Entwicklungskonzepte gebunden sind. Insofern konzentriert sich die Verwaltung 
zum einen auf die Maßnahmen am Gymnasium Jüterbog. Das Gymnasium besteht aus zwei 
denkmalgeschützten Schulgebäuden, die nach Erfordernissen des Denkmalschutzes gesi-
chert, instandgesetzt und modernisiert werden. 
 
Als zweiten Schwerpunkt nennt Herr Dornquast das Gymnasium Ludwigsfelde. Das Gymna-
sium liegt im Geltungsbereich eines förmlich festgelegten Sanierungsgebietes. Somit sind 
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Einzelvorhaben förderfähig. Geplant ist u. a. die Sanierung des Dachgeschosses einschließ-
lich Einbau einer Aula 
 
Er informiert weiter, über das dritte große Projekt, die räumliche Erweiterung der Kapazitäten 
am Gymnasium Rangsdorf, wurde schon mehrfach informiert. Es ist bekannt, dass entspre-
chend der dort vorhandenen Schüleranzahl die Fläche nicht ausreichend ist. Die geplante 
Erweiterung entspricht den Raumempfehlungen des MBJS.  
Er teilt weiter mit, bis auf das Projekt Gymnasium Rangsdorf sind die anderen Projekte 
schon genehmigt und die Verwaltung erwartet in den nächsten Wochen die Zuwendungsbe-
scheide. Der Durchführungszeitraum ist sehr eng,  da die Gesamtförderung seitens der 
Richtlinie nur bis zum Ende 2018 vorgesehen ist. 
 
Abschließend erklärt Herr Dornquast, er wird  in allen Gremien über aktuelle Entwicklungen 
berichten. Die Haupttendenz ist so, dass von vielen kleinen Einzelmaßnahmen zu großen 
Projekten übergegangen wurde. Somit lässt sich das Fördervolumen von 6,5 Mill. EUR dar-
stellen. Die Darstellung der Eigenanteile mit der Haushaltsplanung 2017/18 wird eine Her-
ausforderung, die gemeinsam mit dem Kämmerer zu klären ist. 
 
 
Frau von Schrötter beendet die Sitzung des Ausschusses. 
 

Luckenwalde, d. 11.07.2016 

 

_________________________    __________________________ 

gez. Ria von Schrötter     Heike Linke 
Die Vorsitzende      Protokollantin 
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Schulentwicklungsplanung 
für den Zeitraum 

2017 bis 2022 

Amt für Bildung und Kultur TOP 2TOP 2
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Amt für Bildung und Kultur 

Schulentwicklungsplanung 

1. Entwurfserarbeitung (§ 102 Abs. 1 und 2 BbgSchulG) 
  

 federführend durch A 40 
  

  Daten zur Gebietsstruktur (Verwaltungsstruktur, Siedlungsdichte, Verkehrsstruktur) 

  Daten zur Bevölkerungsstruktur (Bevölkerungsstand, EW-Entwicklung,  Lebend-

geborene) 

  Daten des gegenwärtigen Schüleraufkommens (Schülerzahlen, Übergangsquoten) 

  Bestandserfassung und -bewertung der vorhandenen Räumlichkeiten 

(Schulgebäude,  Unterrichtsräume, Mehrzweckräume, Verwaltungsräume, 

Sporthallen) 

  Prognose zur voraussichtlichen künftigen Entwicklung der Schülerzahlen 

  Maßnahmen zur Umsetzung aus Schulentwicklungsplanung 

Präsentation: 13.09.2016 

 

 

 

 

 

 

Schulentwicklungsplanung 
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Amt für Bildung und Kultur 

Präsentation: 13.09.2016 

 

 

 

 

 

 

Schulentwicklungsplanung 

3 

Schulentwicklungsplanung 

 

Betrachtungen zusammengefasst in  

vier Planungsregionen = Mittelzentren und deren Mittelbereiche 

  

 

 Planungsregion I (Jüterbog, Dahme/Mark, Niederer Fläming, Niedergörsdorf) 

 Planungsregion II (Luckenwalde, Nuthe-Urstromtal, Trebbin) 

 Planungsregion III (Ludwigsfelde, Blankenfelde-Mahlow, Großbeeren) 

 Planungsregion IV (Zossen, Am Mellensee, Baruth, Rangsdorf) 
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Präsentation: 13.09.2016 
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Schulentwicklungsplanung 

2. Benehmensherstellung (§ 102 Abs. 4 BbgSchulG) 

 kreisangehörige Schulträger, andere Schulträger (Kommunen, Nachbarlandkreise) 
 

3. Anhörung fachlicher Gremien 

 Schulkonferenz (§ 91 Abs. 3 Nr. 2 BbgSchulG) 

 Kreisschulbeirat (§ 137 Abs. 3 Nr. 1 BbgSchulG) 
 

3. Beteiligung politischer Gremien (§ 131 Abs. 1 i. V. m. § 28 Abs. 1 BbgKVerf) 

 Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport 

 Kreistag 
 

4. Genehmigung Ministerium (§ 102 Abs. 5 BbgSchulG) 
 

5. Bekanntmachung der Genehmigung im Amtsblatt (§ 19 Hauptsatzung TF) 
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Schulentwicklungsplanung 

Grober Zeitplan 

 

ab Juni 2016   Datenerfassung, Entwurfserarbeitung 
 

bis März 2017   Benehmensherstellung, Anhörungen fachlicher Gremien 
 

nach Terminplanung   Beteiligung politischer Gremien 
 

bis spät. Juli 2017   Genehmigung 
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Landkreis Teltow-Fläming 

Die Landrätin 

 

 
  

 

Vorlage:5-2669/16-II  Seite 1 / 2 

 
 
VORLAGE Nr. 5-2669/16-II 
 
 
 
für die  ö f f e n t l i c h e  Sitzung 
 
 
Beratungsfolge der Fachausschüsse 

   

  
Kreistag 15.02.2016 
Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport 17.03.2016 
Ausschuss für Gesundheit und Soziales 21.03.2016 
Jugendhilfeausschuss 23.03.2016 
Ausschuss für Regionalentwicklung und Bauplanung 05.04.2016 
Ausschuss für Wirtschaft 06.04.2016 
Haushalts- und Finanzausschuss 12.09.2016 
Kreistag 17.10.2016 

 
 
 
  
 
 
Betr.:  Integrationskonzept des Landkreises Teltow-Fläming 
  - Entwurf 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der erste Entwurf des Integrationskonzeptes wird zur Kenntnis genommen. 
2. Die Landrätin wird beauftragt, bis zur Beschlussfassung alle Möglichkeiten zu nutzen, 

um den Entwurf mit den Hauptverwaltungsbeamten der Städte und Gemeinden des 
Landkreises, den zivilgesellschaftlichen Vereinen und Verbänden zu diskutieren. 
Daraus abgeleitete Schwerpunkte sollen eingearbeitet und als 
Handlungsempfehlungen besonders herausgestellt werden.   

 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
 
Luckenwalde, den 21.01.2016 
 
 
 
 
Wehlan 

TOP 7.1TOP 7.1
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Vorlage: 5-2669/16-II  Seite 2 / 2 

 
Sachverhalt: 
 
Mit dem Beschluss 5-2299/15-KT beauftragte der Kreistag in seiner Sitzung am 23. Februar 
2015 die Kreisverwaltung, ein Integrationskonzept des Landkreises mit den 
Handlungsfeldern Sprachförderung, Bildung, Wohnen, soziale Beratung/Gesundheit, 
Arbeitsmarkt, Sport und Freizeit sowie Seniorinnen und Senioren zu erarbeiten. Zusätzlich 
zu den genannten Punkten sind in den hier vorliegendem Entwurf auch die Themen 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, Willkommenskultur und Netzwerkarbeit 
aufgenommen worden. Aufgrund der in vielen Bereichen besonderen Stellung der 
Asylbewerber und Flüchtlinge und der daraus unmittelbar resultierenden Aufgaben des 
Landkreises nehmen die Belange dieser Gruppe im Rahmen des Integrationskonzeptes 
einen breiten Raum ein. Soweit es zu den Aufgaben der Kreisverwaltung gehört, sind jedoch 
auch die Belange anderer Zuwanderer in den Handlungsfeldern berücksichtigt worden und in 
den Entwurf eingeflossen. 
 
Der vorliegende Entwurf soll die Grundlage für eine öffentliche Diskussion darstellen, in 
deren Ergebnis das Integrationskonzept des Landkreises ergänzt und entwickelt wird.  
 
Dazu wird der Konzeptentwurf sowohl in die Fachausschüsse als auch in die Dienstberatung 
mit den Bürgermeistern eingebracht. Gleichzeitig werden die Handlungsfelder Gegenstand 
des 2. Runden Tisches Flüchtlingshilfe im Rahmen der Integrationskonferenz sein, damit hier 
der Weg geöffnet wird, auch die Anregungen von Vereinen und Initiativen aufzunehmen.  
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Dezernat II 
E-Mail: dezernat2@teltow-flaeming.de, Tel. 03371 608 2000 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Konzept zur Integration von Zuwanderern  

im Landkreis Teltow-Fläming 

Entwurf, Stand: 01.02.2016  

TOP 7.1TOP 7.1
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1 Zuwanderung und Integration als Chance für Teltow-Fläming 

 

Zuwanderung hat in Teltow-Fläming eine lange Tradition – und zwar nicht erst in heutiger 

Zeit. So haben die Flamen in unserer Region eine neue Heimat gefunden und sogar dem 

Fläming zu seinem Namen verholfen, aber auch Hugenotten oder Böhmen kamen hierher. In 

der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg wurde unser heutiger Landkreis zur neuen Heimat für 

Menschen aus den östlichen Gebieten Europas – beispielsweise ist die Geschichte von 

Neuheim bei Jüterbog davon deutlich geprägt. Seit den 1960er-Jahren arbeiteten Vertrags-

arbeiterinnen und Vertragsarbeiter aus Vietnam, Angola, Mosambik und anderen Ländern u. 

a. im IFA-Werk Ludwigsfelde. Nach der politischen Wende fanden Spätaussiedlerinnen und 

Spätaussiedler vor allem im Süden von Teltow-Fläming ein neues Zuhause. 

Heute leben 6400 ausländische Bürger aus über 100 Nationen, darunter rund 1900 Flücht-

linge, im Kreisgebiet (Stand: Januar 2016). Zuwanderer bringen neue Erfahrungen, 

Kreativität und Energie in eine Region. Im Leitbild des Landkreises Teltow-Fläming ist fest-

geschrieben, dass Vielfalt und Inklusion als Bereicherung erkannt werden und eine 

Willkommenskultur zur Förderung der gesellschaftlichen und sozialen Integration entwickelt 

und gesichert wird. 

Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung und des Fachkräftemangels ver-

schiebt sich der Fokus von Fragen der Alterung und Abwanderung hin zu den Möglichkeiten 

und Chancen der Zuwanderung. Deutschland ist ein Land mit schrumpfender Bevölkerung, 

akutem Fachkräftemangel und einer Million offener Arbeitsstellen. Allein im Landkreis Tel-

tow-Fläming sind es mehr als 1500. Schon heute fehlt Personal im Handwerk, in der 

Gastronomie, in Pflegeberufen und anderen Branchen. Gerade deshalb sollte der Zuzug 

auch als Chance und langwieriger Prozess betrachtet werden, der zukünftig unseren eige-

nen Lebensstandard sichern hilft. 

Unser Landkreis wird sich verändern. Wie sich das vollzieht, hängt im Wesentlichen von den 

Menschen ab, davon, wie es gelingt, Zugewanderten und Flüchtlingen einen Platz in unserer 

Gesellschaft zu bieten. Dazu gehört auch, sich aktiv Ausgrenzung, Diskriminierung und Ras-

sismus entgegenzusetzen. Die Würde des Menschen ist ein hohes Gut und unantastbar. 

Das gilt auch für jene, die zu uns kommen – und zwar unabhängig von ihrer Sprache, Religi-

on oder Herkunft.  

Integration ist ein dauerhafter Prozess und eine dauerhafte Aufgabe für alle Akteure unseres 

Landkreises und seine Verwaltung. Sie betrifft die Aufnahmegesellschaft, die unterschiedli-

chen Gruppen von Menschen mit Migrationshintergrund und alle Politikfelder gleichermaßen. 

So geht es beispielsweise darum, bestehende Strukturen zu ertüchtigen und interkulturelle 

Kompetenzen zu erwerben. Regeldienste sollen für alle Bürgerinnen und Bürger erreichbar 

sein, vorhandene Beratungsstrukturen müssen gesichert, ausgebaut und professionalisiert 

werden.  

Viele Unternehmen im Landkreis sind sich ihrer gesellschaftlichen und sozialen Verantwor-

tung bewusst und engagieren sich in ihrem Umfeld. Sie entwickeln Strategien zur 

Mitarbeiterbindung und haben eine Unternehmenskultur, die Vielfalt einschließt und als Be-

reicherung erkennt. Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Bildung, Vereine und Ehrenamtliche, aber 
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auch jeder Bürger, jede Bürgerin setzen mit der Willkommenskultur klare Signale. Alle Men-

schen des Landkreises Teltow-Fläming sollen spüren, dass sie willkommen sind.  

Nicht zuletzt durch eine gelebte Willkommenskultur kann Teltow-Fläming seine Zukunftsfä-

higkeit sichern und für Zuwanderinnen und Zuwanderer ebenso wie für Unternehmen aus 

dem Ausland interessant werden und bleiben. 

Vor diesem Hintergrund orientiert sich die Kreisverwaltung bei ihrem Handeln an den integra-

tionspolitischen Leitlinien des Landes:  

- Die Integrationspolitik richtet sich an die gesamte Bevölkerung. Sie will ein harmonisches 

Zusammenleben ermöglichen und eine gleichberechtigte Teilhabe aller, ungeachtet ihrer 

Herkunft und soweit dies die gesetzlichen Grundlagen ermöglichen.  

- Teltow-Fläming bekennt sich zur Vielfalt. 

- In einem Klima der Toleranz und Wertschätzung haben Ausgrenzung, Diskriminierung 

und Rassismus keinen Platz.  

- Integrationspolitische Aspekte werden in allen Politikfeldern mitgedacht. 

- Migrations- und Integrationspolitik orientieren sich an den Ressourcen und Potenzialen 

der Menschen mit Migrationshintergrund. 

- Die Flüchtlings- und Asylpolitik wird humanitär ausgestaltet.  

- Der Kreis strebt an, für die unterschiedlichen Gruppen – Neuzuwandernde, hier Lebende, 

EU-Bürgerinnen und -Bürger, Asylsuchende – passgenaue Angebote zu machen.  

- Integration und Willkommenskultur kann Fachkräfte für den Verbleib im Land gewinnen. 

- Asylsuchende und Flüchtlinge sollen hier einen Ort finden, an dem sie zur Ruhe kommen 

und bei einem dauerhaften Aufenthalt eine neue Existenz aufbauen können.  

- Partizipation und Interessenvertretung von Menschen mit Migrationshintergrund sollen 

gestärkt werden.  

- Teltow-Fläming engagiert sich für gesetzliche Verbesserungen in der Integrationspolitik. 

Das vorliegende Integrationskonzept bildet die Grundlage der Integrationspolitik im Landkreis 

Teltow-Fläming in den nächsten Jahren. Je nach den aktuellen Erfordernissen wird es fort-

geschrieben.  

Eine zentrale Aufgabe im Verwaltungshandeln wird zukünftig dem Büro für Chancengleich-

heit und Integration im Verantwortungsbereich der Landrätin zukommen. Hier sollen die 

Aufgaben für Behinderten- und Seniorenarbeit sowie für Gleichstellung und Integration ge-

bündelt werden – für Menschen mit und ohne Migrationshintergrund.  

Aufgrund der besseren Lesbarkeit wird im gesamten Text ausschließlich die männliche Form 

(maskulines Genus) verwendet. Es sind jedoch immer beide Geschlechter gemeint, weswe-

gen der Verzicht auf  das feminine Genus – das grammatikalische weibliche Geschlecht – 

keine Diskriminierung weiblicher Personen bedeuten soll. 
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2 Daten und Fakten zu Migration und Integration 

2.1 Ausländer in Teltow-Fläming 

Im Landkreis Teltow-Fläming leben über 163.0001 Menschen, darunter 6.400 Ausländer. 

Dies entspricht einem Anteil von ca. 4 Prozent (Quelle: Statistik AZR-Register Stand 

31.12.2015).  

Die Anzahl der EU-Ausländer stieg von 1.600 (31.12.2012) auf 3.100 Personen 

(31.12.2015). 

Im Dezember 2015 waren 1.848 Asylbewerber im Landkreis registriert, insbesondere aus  

Syrien, Afghanistan, Somalia und Pakistan. Zum Vergleich: Zum Jahresende 2012 gab es 

200 Asylsuchende in Teltow-Fläming. 

Insgesamt leben Menschen mit über 100 verschiedenen Staatsangehörigkeiten im Land-

kreis. Die 5 häufigsten Herkunftsstaaten sind Polen (1.600 Personen), Syrien (850 

Personen), die russische Föderation (450 Personen), Rumänien (200 Personen) und Viet-

nam (200 Personen). 

Aus 20 Ländern lebt derzeit jeweils nur ein(e) Staatsangehöriger(e) im Landkreis, u. a. aus 

Togo, Marokko, Tadschikistan und Usbekistan.  

Vielseitig wie die Herkunftsländer sind auch die die Aufenthaltszeiten in Deutschland, die 

Altersstruktur und die Aufenthaltsgründe.  

Von den rund 6.400 Ausländern im Landkreis Teltow-Fläming 

- sind die Hälfte EU-Bürger, 

- sind 10 Prozent  unter 18 Jahre alt, 

- leben 35 Prozent bereits länger als sechs Jahre in Deutschland, 

- hat jeder Sechste  ein unbefristetes Aufenthaltsrecht. Bis auf die Beschränkungen im 

Wahl- und Passrecht sind diese Personen „faktisch Inländer“ und erfüllen quasi die Ein-

bürgerungsvoraussetzungen. 

Seit 2005 wurden im Landkreis Teltow-Fläming 300 Personen eingebürgert. 

Jeder der über 6.000 Ausländer hat aus Gründen der Herkunft und Biographie, seines Auf-

enthaltszwecks, des Arbeits- und Wohnumfelds, der örtlichen Bedingungen und der 

persönlichen Lebensumstände unterschiedliche „Erwartungen“ an die Behörde und die 

selbst die unterschiedlichsten Herausforderungen des Alltags zu meistern. 

Wie diese konkret aussehen, kann abhängig oder unabhängig vom rechtlichen Status sein. 

Dabei gibt es Dinge,  die sowohl für Alteingesessene als auch für Hinzugezogene – unab-

hängig von der Staatsangehörigkeit –  eine Hürde im Alltag darstellen.  

2.2 Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen 

Das Land Brandenburg nimmt ca. 3,1 Prozent der in Deutschland Asylsuchenden auf (Kö-

nigsteiner Schlüssel).  

                                                
1
 Alle Zahlenangaben aus Gründen der Übersichtlichkeit gerundet. 
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Der Landkreis wiederum nimmt nach der Verteilverordnung (VertVBbg) 6,6 Prozent (Stand 

2014) aller auf das Land Brandenburg verteilten Asylsuchenden auf. Von 10.000 Asylsu-

chenden in Deutschland gelangen ca. 20 Personen nach Teltow-Fläming. 

 

Entwicklung 

 Jahr Zahl der Erstanträge bundesweit 

 2012  insgesamt       64.539 Erstanträge 

 2013  insgesamt   109.508 Erstanträge 

Prognose Mai  2014          ca. 140.000 Erstanträge  

Prognose Herbst 2014         ca. 175.000 Erstanträge 

 2014 insgesamt     173.072 Erstanträge 

Prognose Feb. 2015   250.000 Erstanträge 

Prognose Mai 2015    400.000 Erstanträge 

Prognose Sommer 2015    800.000 Erstanträge 

 

Wer Asyl in Deutschland begehrt, wird als erstes durch das Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge (BAMF) registriert und bekommt einen Platz in einer Erstaufnahmeeinrichtung 

zugewiesen. Für Brandenburg ist dies die zentrale Erstaufnahmeeinrichtung in Eisenhütten-

stadt mit ihren Außenstellen. Im Zossener Ortsteil Waldstadt ist 2016 eine Außenstelle der 

Erstaufnahmeeinrichtung des Landes Brandenburg entstanden. Nach spätestens drei Mona-

ten wird den Asylbewerbern ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt zum Aufenthalt 

zugewiesen. 
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3 Handlungsfelder 

In acht Handlungsfeldern werden im Folgenden die wichtigsten integrationspolitischen Ziele 

und dazu gehörenden Aktivitäten in Teltow-Fläming aufgezeigt, die ein Gelingen von Integra-

tion ermöglichen sollen:  

3.1 Unterbringung und Wohnen 

3.1.1 Asylbewerber 

3.1.1.1 Rechtliche Grundlagen 

Der Gesetzgeber gibt vor, dass Asylbewerber vorrangig in Gemeinschaftsunterkünften 

(Übergangswohnheimen) unterzubringen sind. Unter bestimmten Voraussetzungen ist auch 

eine Unterbringung in geeigneten Wohnungen möglich. Die rechtlichen Grundlagen für Auf-

nahmen und Betreuung von Asylbewerbern finden sich in den folgenden Gesetzen und 

Verordnungen 

- § 2 f. Landesaufnahmegesetz (LAufnG) 

- § 3 Asylbewerberleistungsgesetz  

- § 44 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) 

- § 53 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) 

- Erstattungsverordnung zum Landesaufnahmegesetz (GemUntRdErl): Mindestbedingun-

gen für den Betrieb von Gemeinschaftsunterkünften und die soziale Betreuung  

3.1.1.2 Sachstand – Daten und Fakten  

Asylbewerber, Flüchtlinge und Spätaussiedler werden von der Zentralen Ausländerbehörde 

in Eisenhüttenstadt nach einem quotenorientierten Verteilungsverfahren dem Landkreis zur 

Aufnahme zugewiesen (siehe 2.2).  

Der Landkreis ist nach den entsprechenden gesetzlichen Vorschriften verpflichtet, die zuge-

wiesenen Personen bzw. Familien unterzubringen. Maßstab dafür ist der Erlass zu den 

Mindestbedingungen für den Betrieb von Gemeinschaftsunterkünften und die soziale Be-

treuung. Die Gemeinden und Städte sind durch das Landesaufnahmegesetz zur Mitwirkung 

verpflichtet. 

Der Kreistag hat das Verfahren zur Unterbringung der Flüchtlinge im Beschluss 4-1567/12-II 

vom 9. September 2013 grundsätzlich geregelt. Danach werden in allen Kommunen Flücht-

linge entsprechend der jeweiligen Einwohnergröße untergebracht. Ausgenommen ist die 

Stadt Zossen. In deren Ortsteil Wünsdorf gibt es seit Januar 2016 eine Außenstelle der Erst-

aufnahmeeinrichtung des Landes mit einer Kapazität von bis zu 1.700 Flüchtlingen. Die 

Mittelzentren Luckenwalde, Jüterbog und Ludwigsfelde haben aufgrund ihrer Umlandfunktion 

eine besondere Verantwortung übernommen. Bereits im Jahr 2008 hat der Kreistag be-

schlossen, das Übergangswohnheim in der Anhaltstraße in Luckenwalde auch zukünftig für 

die Unterbringung der Flüchtlinge zu nutzen. Das Gebäude wird gegenwärtig saniert und ist 

eine feste Säule im Unterbringungskonzept des Landkreises. Dort werden erstmals im Land-

kreis die zukünftigen Mindeststandards bei der Unterbringung von Flüchtlingen (8 

Quadratmeter je Person) gelten. 
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Für die Nutzung von Liegenschaften und Gebäuden zur Unterbringung und Versorgung der 

Flüchtlinge gelten folgende Kriterien: 

- Prüfung kreiseigener Liegenschaften (einschließlich der Gesellschaften),  

- Bereitschaft des Eigentümers zur Vermietung  

- Nutzbarkeit als Gemeinschaftsunterkunft (geeignete Bausubstanz, erfüllbare Sicherheits-

anforderungen) 

- vorhandenes Bauplanungs- und Baurecht 

- Erreichbarkeit der notwendigen Infrastruktur  (z. B. Einkaufsmöglichkeiten)  

- öffentliche Verkehrsanbindung  

- Prüfung der Kostenstruktur im Rahmen der Haushaltssicherung des Landkreises 

In fast allen Kommunen des Landkreises sind Asylsuchende untergebracht, 84 Prozent da-

von in Übergangswohnheimen. In Wohnungen leben vorrangig gesundheitlich 

beeinträchtigte Personen oder Familien. Das betrifft in TF derzeit 142 Asylbewerber (Stand: 

Januar 2016). Eine Übersicht über die Einrichtungen findet sich unter Fehler! Verweisquelle 

konnte nicht gefunden werden. 

3.1.1.3 Ziel 

Die Unterbringung und Versorgung der Flüchtlinge ist mit den bestehenden Kapazitäten ab-

zusichern.  

Allerdings fehlt für ein Konzept des Landkreises zur Unterbringung und Versorgung der 

Flüchtlinge in den nächsten Jahren eine valide Flüchtlingsprognose als belastbare Grundla-

ge. Die Entwicklung der Flüchtlingszahlen muss zeitnah und genau beobachtet werden, um 

die Risiken beherrschbar zu gestalten, die mit dem Vorhalten von Unterbringungskapazitäten 

einhergehen. Im Norden des Landkreises steht bereits heute nicht ausreichend bezahlbarer 

Wohnraum zur Verfügung. Durch die Unterbringung von Flüchtlingen verstärkt sich der 

Druck auf den Wohnungsmarkt. Ziel muss es sein, bezahlbaren Wohnraum für alle zu schaf-

fen. 

3.1.1.4 Maßnahmen 

- prioritäre Nutzung von Verbundwohnungen im Falle erforderlicher Kapazitätserweiterun-

gen,  

- Anbindung der Wohnungen an bestehende Übergangswohnheime, um die soziale Be-

treuung abzusichern, 

- Nachnutzung der Wohnungen als preiswerter Wohnraum für alle2 

3.1.2 Asylberechtigte und anerkannte Flüchtlinge 

Nach Erteilung eines Aufenthaltstitels geht der Asylberechtigte oder Flüchtling in den 

Rechtskreis des SGB II über und darf aus der Gemeinschaftsunterkunft ausziehen. Er ist 

dann berechtigt, eine eigene Wohnung zu mieten.  

                                                
2
 Beispielhaft ist die Stadt Luckenwalde: Sie setzt in enger Abstimmung mit dem Landkreis und mit Fördermit-

teln des Landes 30 Wohnungen instand. Diese werden für die Unterbringung von Asylbewerbern und 
Flüchtlingen genutzt. 
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Die Entscheidung über die Wohnsitznahme ist oft von verschiedenen Faktoren geprägt. Da-

zu gehören Familiensituation oder erwarteter Nachzug von Angehörigen,  bestehende 

soziale Kontakte und  Arbeitsmöglichkeiten. 

Sozialarbeiter vor Ort und das Jobcenter beraten hinsichtlich Wohnungssuche. Weiterhin 

steht die Wohnraumberatung der Kreisverwaltung auch den Asylberechtigten zur Verfügung. 

3.1.2.1 Ziel 

Asylberechtigte sollen so schnell wie möglich mit eigenem Wohnraum versorgt werden.  

Die entstandenen sozialen Bindungen (Kita, Schule, Paten) sind dabei zu berücksichtigen 

und zu festigen. Um bezahlbaren Wohnraum, besonders in den Nordkommunen des Land-

kreises, zu schaffen, bedarf es spezieller Förderprogramme und einer großen 

Gemeinschaftsanstrengung von Bund, Land und Kommunen.  

Werden Asylberechtigte zeitnah in Wohnungen vermittelt, können die freiwerdenden Plätze 

in den Gemeinschaftsunterkünften neuen Asylsuchenden zur Verfügung gestellt werden. 

3.1.2.2 Maßnahmen 

- kontinuierliche Akquise von freiem, angemessenem Wohnraum (Wohnungen), 

- zentrale Erfassung möglicher Wohnungen, Bewertung möglicher Wohnungen nach fol-

genden Kriterien: 

- Anforderungen an die (soziale) Infrastruktur des Standortes: Einkaufsmöglichkeiten, 

verkehrstechnische Anbindung (Bus und Bahn), erreichbare Arztpraxen, Schulen und 

Kindertagesstätten 

- Anforderungen an die Wohnung (angemessener Mietpreis gem. Handlungsempfeh-

lung des Landkreises Teltow-Fläming3 sein)  

- Kommunikation und Kooperation mit den Kommunen und Wohnungsbaugesellschaften 

vor Ort 

- Erstellung und Fortschreibung eines Unterbringungskonzeptes unter Berücksichtigung 

von Flüchtlingsprognosen 

- Erarbeitung eines sinnvollen Umzugsmanagements 

3.1.3 Andere Zuwanderer  

EU-Ausländer benötigen für das Freizügigkeitsrecht u. a. eine Meldeanschrift und somit eine 

Wohnung. Unterstützung erhalten sie in der Regel von Verwandten und Bekannten sowie in 

nicht wenigen Fällen vom Arbeitgeber. Die Nutzung von allgemeinen Beratungsangeboten ist 

den Zugezogenen auf Grund der anfänglichen Sprachbarrieren in der Regel nur über 

Sprachmittler möglich.  

Nicht-EU-Ausländer müssen bereits vor der Einreise bei der Visum-Beantragung bzw. spä-

testens bei der Erteilung und Verlängerung der Aufenthaltstitel eine Unterkunft nachweisen. 

Auch in diesen Fällen helfen in der Regel Verwandte, Bekannte, der künftige Arbeitsgeber 

bzw. je nach Aufenthaltsgrund andere Institutionen bei der Suche nach der geeigneten Un-

terkunft. 

                                                
3
 http://www.teltow-flaeming.de/de/dateien/pdf/kdu-werte-tf-fortschreibung-%202014.pdf 
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Im Laufe ihres weiteren Aufenthalts steht Zuwanderern mit einem Aufenthaltstitel der Woh-

nungsmarkt mit seinen Möglichkeiten und Grenzen wie allen anderen Einwohnern des 

Landkreises offen.  
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3.2 Soziale Beratung und Betreuung 

3.2.1 Asylbewerber  

Asylbewerber und Spätaussiedler sind nach den gesetzlichen Vorschriften der Mindestbe-

dingungen für den Betrieb von Gemeinschaftsunterkünften (GemUntRdErl) migrations- 

spezifisch durch geeignete Fachkräfte zu beraten. Darüber hinaus ist die allgemeine soziale 

Betreuung in Gemeinschaftsunterkünften sicherzustellen. 

Dieser Standard ist ebenfalls für Asylbewerber sicherzustellen, wenn diese in Verbundwoh-

nungen oder eigenem Wohnraum unterbracht sind. Hierbei gilt derzeit ein Schlüssel von 

einem Sozialarbeiter (Vollzeitäquivalent) auf 120 Asylbewerber.  

3.2.1.1 Rechtliche Grundlagen 

Die rechtlichen Grundlagen für Beratung und Betreuung von Asylbewerbern finden sich im 

Landesaufnahmegesetz, im Asylverfahrensgesetz und im Erlass zu den Mindestbedingun-

gen für den Betrieb von Gemeinschaftsunterkünften und die soziale Betreuung. 

3.2.1.2 Sachstand 

Die Ziele und der Umfang der Betreuung sind als rechtsverbindliche Grundlage des mindes-

tens notwendigen Qualitätsstandards festgeschrieben (Mindestbedingungen für den Betrieb 

von Gemeinschaftsunterkünften und die soziale Betreuung nach der Erstattungsverordnung 

zum Landesaufnahmegesetz) 

Die dort geforderte Beratungs- und Betreuungsdichte ist – besonders mit Blick auf dezentrale 

Unterbringung – insbesondere in der Fläche nicht ausreichend. Das gleiche gilt für den der-

zeit noch gültigen Betreuungsschlüssel. 

Dabei spielt das Thema Sprachmittlung eine tragende Rolle. Grundsätzlich gibt es einen 

Rechtsanspruch auf Übernahme von Dolmetscher- bzw. Sprachmittlerkosten nur für ange-

ordnete Termine im Rahmen des Asylverfahrens oder für medizinisch indizierte 

Sprachmittlung (Vorbesprechungen für Operationen, Psychotherapien u. ä.). 

Die Sprachmittlung im täglichen Leben erfolgt durch Ehrenamtliche oder durch bereits länger 

hier lebende andere Asylbewerber mit guten Deutsch-Grundkenntnissen. Seit längerer Zeit 

sind auch verstärkt technische Hilfen wie Telefon-Übersetzung, Smartphone-Apps oder Onli-

ne-Übersetzungsprogramme im Einsatz.  

Für die Jahre 2015 und 2016 wurden dem Landkreis Bundesmittel zugeteilt. Diese sollen der 

Entlastung der Kommunen bei der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern dienen. 

Sie wurden im Bereich Beratung und Betreuung bisher mit folgenden Schwerpunkten einge-

setzt: 

- Schaffung und Besetzung einer Stelle Flüchtlingskoordinator für den Landkreis Teltow-

Fläming, 

- Koordination und Bündelung von ehrenamtlichen Hilfen und Spenden durch Flüchtlings-

hilfe im Landkreis Teltow-Fläming bei der Gemeinnützigen Arbeitsförderungsgesellschaft 

mbH Klausdorf.  
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3.2.1.3 Ziel 

Die Beratung und Betreuung soll bei den alltäglichen Verrichtungen, der Orientierung in der 

Gesellschaft und der Anbahnung einer effektiven Integration nachhaltig unterstützen.  

3.2.1.4 Maßnahmen 

Die Novellierung des Landesaufnahmegesetzes soll ab April 2016 die Beratungs- und Be-

treuungsintensität erhöhen. Dazu wird der Betreuungsschlüssel verändert: Ein Sozialarbeiter 

wird nur noch für 80 anstatt 120 Asylbewerber zuständig sein. 

Weitere Maßnahmen, finanziert aus den zur Verfügung gestellten Bundesmitteln: 

- Verstärkung der Jugendarbeit am Standort Luckenwalde 

- Aufbau eines dezentralen Beratungs- und Unterstützungsangebots durch die Mobile 

Flüchtlingshilfe für den Landkreis Teltow-Fläming (auch für Flüchtlinge, die bereits einen 

Aufenthaltstitel erhalten haben) mit folgenden Aufgaben: 

- Fall- und gemeinwesenorientierte Beratung der Flüchtlinge in sozial- und migrations-

spezifischen Fragen (Unterkunft, Einkaufsmöglichkeiten, Ärzte, Kita, Schule, 

Möglichkeiten für Religionsausübung, allgemeine Fragen des Gemeinwesens in 

Deutschland, u. a.) 

- Beratung und Betreuung von Flüchtlingen bei familiären Problemen; Vermittlung bei 

Problemen zwischen Flüchtlingen innerhalb der Gemeinschaftsunterkunft oder zu 

anderen Personen, die in einem sozialen Verhältnis zum Flüchtling stehen 

- Herstellung und ggf. Begleitung von Kontakten zu weiteren fachspezifischen Bera-

tungsangeboten 

- Beratung und Unterstützung bei der Suche nach geeignetem Wohnraum  

- Vernetzung und fachliche Zusammenarbeit mit den lokalen Flüchtlingsorganisationen 

und Beratungsdiensten 

3.2.2 Andere Zuwanderer 

3.2.2.1 Sachstand 

Zuwanderer, die nicht zu den Asylbewerbern oder Flüchtlingen gehören, sind oft an ihrem 

Arbeitsplatz, in ihrer Community oder Familie verankert. 

Sie können die Unterstützung der bundesweiten Migrationsberatungen für erwachsene Zu-

wanderer (MBE) nutzen. Diese Beratungsstellen sollen umfassend unterstützen, um das 

Einleben in Deutschland zu erleichtern. Das betrifft nicht nur den Zugang zu Deutschkursen, 

sondern auch Themen wie Beruf, Wohnen, Gesundheit und mehr. . Die Migrationsberatung 

für erwachsene Zuwanderer ist unentgeltlich.  

Der Bürgerservice des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge beantwortet Fragen rund 

um das Zuwanderungsgesetz, etwa zum Integrationskurs, zum Aufenthaltsrecht oder zum 

Thema Einbürgerung. Telefonische Anfragen und E-Mails nimmt der Bürgerservice auf 

Deutsch und Englisch entgegen. 

Weiterhin stehen die Wohlfahrtsverbände mit ihren allgemeinen Angeboten, der Jugendmig-

rationsdienst, die Ausländerbehörde sowie Gemeinde-, Stadt- oder Kreisverwaltungen als 

Ansprechpartner zur Verfügung.  
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3.2.2.2 Ziel 

Die Migranten nutzen die allen Einwohnern zugänglichen Beratungsangebote des Landkrei-

ses. 

3.2.2.3 Maßnahmen 

- Veröffentlichungen von fremdsprachigen Informationen (englisch, polnisch) auf Handzet-

teln oder den Internetseiten 
- Ansprache der Communitys mit Hilfe der bestehenden lokalen Netzwerke, Kirchenge-

meinden u. ä. 

3.3 Gesundheitliche Versorgung 

3.3.1 Hilfen zur Gesundheit  

Asylbewerber, Geduldete und Ausreisepflichtige erhalten in Deutschland gesundheitliche 

Versorgung nach § 3 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). Das bedeutet, dass sie nur im 

Fall von akuten Schmerzen oder Erkrankungen medizinische Leistungen in Anspruch neh-

men können. Alle darüber hinaus gehenden Leistungen werden nur dann vom Sozialamt 

gewährt, wenn die Behandlung unabweisbar ist bzw. Folgeschäden drohen. Außerdem wer-

den einige Vorsorgeleistungen gewährt. Der Arzt rechnet seine erbrachten Leistungen im 

Nachhinein direkt mit den Trägern der Sozialhilfe ab. 

Leistungsbezieher nach § 2 AsylbLG (sowie Geduldete nach 48 Monaten) erhalten medizini-

sche Leistungen in gleichem Maße wie andere Sozialhilfeempfänger. Das bedeutet, dass sie 

bei einer Krankenkasse versichert werden und den Arzt ohne vorherige Vorsprache beim 

Sozialamt mithilfe der Krankenkassen-Chipkarte in Anspruch nehmen können. Hier erfolgt 

die Abrechnung mit dem Sozialamt über die Krankenkassen.  

Mit der Novellierung des Landesaufnahmegesetzes soll es ab Mai 2016 die Möglichkeit ge-

ben, dass alle Asylbewerber eine Gesundheitskarte erhalten und mit dieser Zugang zu 

Gesundheitsleistungen erhalten. Der Leistungsumfang bleibt hier allerdings unverändert. 

3.3.2 Leistungen des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 

Der Öffentliche Gesundheitsdienst hat die Aufgabe, die Gesundheit der Bevölkerung zu 

schützen und zu fördern. Diese Aufgabe wird durch das Gesundheitsamt des Landkreises 

Teltow-Fläming wahrgenommen. Menschen, die eines besonderen Schutzes oder der Unter-

stützung in gesundheitlichen Belangen bedürfen, soll der Öffentliche Gesundheitsdienst 

unterstützend und vermittelnd „unter die Arme greifen“. Zu diesem Personenkreis gehören u. 

a. Kinder, psychisch Kranke, Behinderte sowie Flüchtlinge bzw. Asylbewerber  

3.3.2.1 Rechtliche Grundlagen 

- Brandenburgisches Gesundheitsdienstgesetz (BbgGDG Infektionsschutzgesetz  

- SGB V § 21 

- Kita Gesetz § 11 

- BbgSchulgesetz § 45 

- Gesundheitsdienstgesetz (BbgGDG)  

- Brandenburgisches Psychisch-Kranken-Gesetz (BbgPsychKG) 
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3.3.2.2 Sachstand 

Das Gesundheitsamt des Landkreises Teltow-Fläming bietet zahlreiche unentgeltliche Leis-

tungen für Asylbewerber bzw. Flüchtlinge an. Das Amt nimmt zudem Aufgaben des 

Infektionsschutzes, des Hygiene- und umweltbezogenen Gesundheitsschutzes, der Gesund-

heitsvorsorge und -förderung und des Schutzes der Gesundheit von Kindern und 

Jugendlichen wahr. Außerdem berät und betreut das Amt psychisch kranke, seelisch und 

geistig behinderte sowie abhängigkeitskranke Menschen.  Die sprachliche Barriere stellt in 

diesem Arbeitsgebiet eine besonders große Herausforderung für alle Beteiligten dar. 

Ein Verzeichnis mehrsprachiger Ärzte in Teltow-Fläming ist im Wegweiser Gesundheit zu-

sammengetragen worden.4 Dabei handelt es sich um eine durch das Gesundheitsamt 

erstellte Handreichung für Ansprechpartner von Flüchtlingen und Asylbewerbern.  

3.3.2.3 Ziel 

Das Gesundheitsamt verfolgt das Ziel, „auf gesunde und gesundheitsfördernde Lebensver-

hältnisse und gleiche Gesundheitschancen für alle hinzuwirken“5. Fachliche Beratung und 

Aufklärung soll die Eigenverantwortung stärken und helfen, Gesundheitsrisiken zu vermei-

den. Zu den Zielen gehören: 

- umfassende Information der Zuwanderer über den Zugang zum Gesundheitssystem und 

gesundheitsförderndes Verhalten, 

- Einhaltung der hygienischen Standards in den Gemeinschaftseinrichtungen, 

- Vermeidung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten, 

- Gesundheitsvorsorge, Gesundheitsförderung und Schutz der Gesundheit von Kindern 

und Jugendlichen, 

- Gewährleistung der Zahngesundheit von Kindern und Jugendlichen und des Zugangs zu 

präventiven und kurativen Maßnahmen. 

3.3.2.4 Maßnahmen 

Öffentlichkeitsarbeit 

- Entwicklung eines mehrsprachigen Gesundheitswegweisers für Flüchtlinge (Erläuterung 

des Gesundheitssystems, Nennung wichtiger Anlaufstellen und Ansprechpartner) 

Hygiene und Umweltmedizin 

- Stellungnahme in der Bauplanungsphase von Gemeinschaftsunterkünften,  

- infektionshygienische Überwachung von Übergangswohnheimen für Asylbewerber und 

Flüchtlinge6, 

- Bekämpfung von Infektionskrankheiten einschließlich der Einleitung aller erforderlichen 

Maßnahmen. 

Amtsärztlicher Dienst und sozialmedizinischer Dienst 

- Beratung, Aufklärung und Durchführung von Schutzimpfungen 

                                                
4
 (http://www.teltow-flaeming.de/de /dateien/pdf/wegweiser-migranten-gesundheit-sozarb.pdf) 

 
6
 §36 Ab2. 1 Nr. 5 Infektionsschutzgesetz 
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- Mitwirkung bei der Aufklärung von Flüchtlingen über den Impfschutz sowie bei der 

Durchführung von Schutzimpfungen 

- Prüfung vorliegender Impfdokumentationen 

- HIV/AIDS-Beratung und Beratung zu sexuell übertragbaren Erkrankungen 

- kostenfreie anonyme Beratung,  

- Durchführung des HIV-Tests 

- Beratung zu anderen sexuell übertragbaren Krankheiten, wie z. B. Hepatitis B, Gonor-

rhoe, humanes Papillomavirus (HPV) u. a.,  

- Tuberkulosebekämpfung und Tuberkuloseüberwachung 

- Erstuntersuchung der Flüchtlinge und Asylbewerber in der ZABH Eisenhüttenstadt 

- Bei Erfordernis weitere Tuberkulose-Untersuchungen im Gesundheitsamt (Tuberku-

lose-Sprechstunde) 

- Identifizierung tuberkulosekranker bzw. infizierter Personen  

- Umgebungsuntersuchungen bei Auftreten von Tuberkuloseerkrankungen 

- Behindertenberatung 

- Auch die Beratungsstelle für chronisch Kranke und behinderte Menschen bietet Hilfe-

stellungen für behinderte, pflegebedürftige oder chronisch kranke Flüchtlinge oder 

Asylbewerber an.  

- Neutrale Gutachterstelle 

- amtsärztliche Stellungnahmen oder Gutachten im Auftrag des Sozialamts zur Not-

wendigkeit vorgeschlagener Behandlungen bei akuten und chronischen 

Erkrankungen und/oder Schmerzzuständen 

Kinder- und Jugendgesundheitsdienst (KJGD) 

- Vermittlung von Gesundheitshilfen für Personen, die aufgrund ihrer besonderen Situation 

keinen ausreichenden oder rechtzeitigen Zugang zum medizinischen Versorgungssystem 

finden oder deren komplexer Hilfebedarf besondere Koordination und Betreuung not-

wendig macht. Dies gilt auch für Fälle von häuslicher Gewalt oder sexueller 

Misshandlung. 

- Hinwirken auf Frühförder- und Beratungsangebot für behinderte und von Behinderung 

bedrohte Kinder 

- Prävention und Früherkennung von Kindesmisshandlung und Kindesvernachlässigung 

durch Zusammenarbeit mit den Einrichtungen Untersuchung der Kinder im Alter von 30 

bis 42 Lebensmonaten einschließlich Betreuungscontrolling bei Auffälligkeiten 

- Schuleingangsuntersuchung; Schulabgangsuntersuchung einschließlich Erstuntersu-

chung nach § 32 Jugendarbeitsschutzgesetz; Überprüfung des Impfstatus‘ und 

gegebenenfalls Durchführung von fehlenden Impfungen, Nachholimpfungen für Kinder 

und Jugendliche, Untersuchung aller Kinder, die zum ersten Mal eine Schule in Deutsch-

land besuchen und ggf. Erstellung von Attesten, die den Besuch der Kita bzw. der Schule 

erlauben. 

- Versorgung unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge in den Heimen oder im Gesund-

heitsamt 
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Zahnärztlicher Dienst (ZÄD) 

- zahnärztliche Untersuchung/ Gruppenprophylaxe für Kinder und Jugendliche bis 16 in 

den Einrichtungen (Kita, Schule ...) flächendeckend einmal schuljährlich durchgeführt, in 

Schwerpunkteinrichtungen zweimal schuljährlich 

- Projekte (Beratungen, Übungen) in Übergangswohnheimen oder im ZÄD 

- zahnärztliche Gutachten auf Anforderung des Sozialamts  

Sozialpsychiatrischer Dienst  

- psychosoziale Beratung, Suchtberatung durch den Sozialpsychiatrischen Dienst an vier 

Standorten, unentgeltlich und ohne Überweisung  

Verbesserung der interkulturellen Kommunikation, Überwindung von Sprachbarrieren  

- Fortbildungen der Mitarbeiter 

- Einsatz von Dolmetschern oder/und mehrsprachigen Sozialarbeitern   
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3.4 Arbeitsmarkt und Ausbildung 

Unabhängig von der Nationalität der ausländischen Mitbürger ist die Arbeits- bzw. Ausbil-

dungsaufnahme für die gesellschaftliche Integration von großer Bedeutung. Wichtig ist es 

daher, Potenziale der Migranten zu erkennen und entsprechend zu fördern.  

Der Erwerb von deutschen Sprachkenntnissen ist hierbei eine wichtige Voraussetzung für 

Chancengleichheit auf dem Arbeits- bzw. Ausbildungsmarkt. Durch Arbeit oder Ausbildung 

wird den Migranten eine umfangreiche Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglicht. Sie 

erhalten die Möglichkeit, ihren Lebensunterhalt unabhängig von Grundsicherungsleistungen 

zu bestreiten.  

3.4.1 Rechtliche Grundlagen 

3.4.1.1 Asylbewerber, Geduldete und Zuwanderer mit humanitären Aufenthalt 

Ohne Arbeitserlaubnis dürfen Asylbewerber und Geduldete nicht arbeiten und keine Ausbil-

dung absolvieren. In den ersten drei Monaten ihres Aufenthalts ist für Asylsuchende die 

Arbeitsaufnahme generell untersagt. Ab dem 4. Aufenthaltsmonat prüft die Arbeitsagentur, 

ob für das vorliegende Arbeitsangebot arbeitsuchende Deutsche, EU-Ausländer oder andere 

Ausländer mit einem Aufenthaltstitel zur Verfügung stehen (Vorrangprüfung). Wenn dies 

nicht der Fall ist, kann eine Arbeitserlaubnis erteilt werden. Für Praktika und Ausbildungen 

gibt es gesonderte Regelungen. 

Ab dem 16. Aufenthaltsmonat entfällt die Vorrangprüfung der Bundesagentur für Arbeit. Erst 

nach 48 Monaten ununterbrochenen Aufenthaltes im Bundesgebiet können Asylbewerber 

und Geduldete eine uneingeschränkte Arbeitserlaubnis erhalten.  

Geduldete, die das Ausreisehindernis selbst zu vertreten haben, unterliegen jedoch Be-

schränkungen bei der Arbeitsaufnahme. Die Regelungen für den Arbeitsmarktzugang 

unterliegen aktuell häufigen Änderungen. 

Anerkannte Flüchtlinge erhalten mit ihrem Aufenthaltstitel die Erlaubnis zur Aufnahme einer 

Erwerbstätigkeit. 

Kommunen oder gemeinnützige Träger können Asylbewerber für 1,05 Euro pro Stunde für 

gemeinnützige und zusätzliche Tätigkeiten beschäftigen. Dafür ist keine Arbeitserlaubnis 

notwendig. Asylbewerber können auch in den Gemeinschaftsunterkünften selbst beschäftigt 

werden. 

Detaillierte Regelungen siehe Anlage 6.1.5 

3.4.1.2 Andere Zuwanderer  

Weitere Regelungen sind in Anlage 6.1.5 erläutert.  
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3.4.2 Sachstand – aktuelle Daten und Fakten 

Im Landkreis Teltow- Fläming betrug die Arbeitslosenquote im Dezember 2015 6,3 Prozent. 

Gleichzeitig waren im Landkreis 1.505 freie Arbeitsstellen (vgl. 12/14 = +608) gemeldet. Dem 

gegenüber standen 5.668 Arbeitslose. 

Die Besetzung freier Arbeits- und Ausbildungsstellen im Landkreis Teltow-Fläming gestaltet 

sich trotz des verfügbaren Kundenpotenzials immer schwieriger. Die Zuwanderung ausländi-

scher Mitbürger eröffnet die Möglichkeit, vorhandene freie Stellen zu besetzen sowie die 

wirtschaftliche Entwicklung des Landkreises Teltow-Fläming voranzutreiben. 

 

 
Arbeitslos gemeldete Ausländer im Landkreis Teltow-Fläming 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit in Teltow- Fläming (Staatsangehörigkeit) 
 

Ein Großteil der arbeitslos gemeldeten Ausländer stammt aus Polen (EU-Bürger). 2014 

nahm die Zahl der gemeldeten polnischen Bürger im Verhältnis zu anderen arbeitslosen 

Ausländern verhältnismäßig stärker zu.  

Im Dezember 2015 waren im Jobcenter Teltow-Fläming und in der Agentur für Arbeit insge-

samt 416 Personen aus den Asylzugangsländern gemeldet, davon 102 Personen als 

arbeitslos. Im Dezember 2015 waren bereits 246 Personen aus den Asylzugangsländern 

sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Die vier größten Asylzugangsländer auf dem Ar-

beitsmarkt für den Landkreis sind bisher Syrien (177), russische Föderation (74), Ukraine 

(35) und Afghanistan (33). Ein deutlicher Anstieg an Syrern ist zu erwarten. 

Eine optimale Betreuung und Unterstützung der Migranten durch das Jobcenter Teltow- 

Fläming ist umfassend gewährleistet. Das Arbeitskräftepotenzial der Migranten hat in den 

letzten Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen, sodass die Mitarbeiter des Jobcenters 

sowohl rechtlich als auch zielgruppenspezifisch umfangreich geschult und spezialisiert wur-

den. Die Mitarbeiter der Eingangszonen erhielten interkulturelle Schulungen, um so optimal 

auf die Vorsprachen der Migranten vorbereitet zu sein. Um Sprachbarrieren zu vermeiden, 

wurden Dolmetscherleistungen eingekauft und Mitarbeiter mit Sprachkenntnissen eingestellt. 
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Die Netzwerkarbeit mit Anbietern von Integrationskursen und Bildungsträgern nimmt einen 

wichtigen Stellenwert ein.  

3.4.3 Ziel 

Die zugewanderten Ausländer müssen auf die Gegebenheiten des deutschen Arbeits- und 

Ausbildungsmarktes vorbereitet werden. 

Vorrangig ist der Erwerb deutscher Sprachkenntnisse, um den Einstieg in den Arbeits- bzw. 

Ausbildungsmarkt zu erleichtern. Insbesondere bei gut qualifizierten Ausländern sollte die 

Prüfung der Anerkennung ausländischer Abschlüsse im Vordergrund stehen, um so 

schnellstmöglich freie Arbeitsstellen mit Fachkräften besetzen zu können.  

Migranten ohne (anerkannten) Berufsabschluss können nach Erwerb deutscher Sprach-

kenntnisse offene Ausbildungsstellen zeitnah besetzen. So kann eine optimale Qualifizierung 

sowie ein anschließender Einstieg der ausgebildeten Fachkräfte in den Arbeitsmarkt erreicht 

werden. 

3.4.4 Maßnahmen 

Zur Unterstützung der Integration von Ausländern verfügen das Jobcenter Teltow-Fläming 

und die Agentur für Arbeit über verschiedene Möglichkeiten. Diese werden im Anhang 6.2 

näher erläutert. 

3.4.4.1 Programme zur Sprachförderung, Qualifizierung und beruflichen Eingliede-
rung 

- Integrationskurs (verpflichtend) 

- Integrationskurs (freiwillig) 

- Berufsbezogene Sprachförderung 

- Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung beim Träger – Aktivierungs- 

und Vermittlungsgutschein 

- Perspektiven für Flüchtlinge 

- Kombinierte Einstiegsqualifizierung für junge Flüchtlinge (EQ-Welcome) 

- Brandenburg – deine Chance 

3.4.4.2 Weitere Leistungen der Arbeitsförderung 

Zur Verbesserung der Eingliederungschancen von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten mit 

Migrationshintergrund können über die vorgenannten Maßnahmen hinaus weitere Instrumen-

te in Anspruch genommen werden, sofern die individuellen Fördervoraussetzungen erfüllt 

sind.  

- Leistungen aus dem Vermittlungsbudget (u. a. Erstattung von Bewerbungskosten, Reise-

kosten zum Vorstellungsgespräch bei einem Arbeitgeber, Pendelfahrten zum Arbeitgeber 

bis zur ersten Lohnzahlung, Kosten für Übersetzungen von Zeugnissen und deren Aner-

kennung) 

- Maßnahmen zur betrieblichen Erprobung bei einem Arbeitgeber 

- Förderung der beruflichen Qualifizierung (z. B. Anpassungsqualifizierung)  

- Eingliederungszuschüsse an Arbeitgeber bei erschwerter Vermittlung.  
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Bei Asylbewerbern und Geduldeten ist auch hier die Gewährung von Förderungen erst ab 

dem vierten Monat des Aufenthalts möglich. 

3.4.4.3 Andere Maßnahmen 

- Ausbildungsvermittlung für Migranten bis 27 Jahre durch die Jugendberufsagentur 

- interkulturelle Schulungen der Mitarbeiter 

- Informationsveranstaltungen für Flüchtlinge mit hoher Bleibeperspektive in den Über-

gangswohnheimen 

- Einstellung von Mitarbeitern mit Sprachkenntnissen bei Jobcenter und Agentur für Arbeit 
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3.5 Bildung 

3.5.1 Sprachförderung 

Der Erwerb der deutschen Sprache ist die zentrale Grundlage für eine gelingende gesell-

schaftliche Teilhabe und Integration. Die Volkshochschule TF bietet für unterschiedliche 

Personengruppen verschiedene Möglichkeiten an, die deutsche Sprache zu erlernen und die 

Kultur zu verstehen. Die Veranstaltungen im Fachbereich Deutsch als Fremdspra-

che/Integration erfolgen nach dem GER (Gemeinsamer Europäischer Referenzrahmen) und 

decken die Niveaustufen A1 bis C1 ab. Das Sprachenangebot reicht von Deutsch für Anfän-

ger ohne Vorkenntnisse bis Deutsch für den Beruf sowie die Möglichkeit, Sprachzertifikate 

für die Einbürgerung oder den universitären Bildungsweg zu erlangen. 

Seit 2012 ist die Volkshochschule „zertifizierter Integrationskursträger“ für allgemeine Integ-

rationskurse und seit Herbst 2015 auch für Jugendintegrationskurse. In Zusammenarbeit mit 

dem Jobcenter TF, der Ausländerbehörde, dem Sozialamt und den Sozialarbeitern in den 

Übergangseinrichtungen führt die Volkshochschule Integrationskurse durch. 

3.5.1.1 Rechtliche Grundlagen 

Je nach Personenstatus müssen einzelne Personengruppen unterschieden werden. 

Status Anspruch 

EU Bürger offener Zugang zu den in der VHS angebotenen DaF-Kursen 

anerkannte Flüchtlinge, Ausländer mit 

familiärem Aufenthaltsrecht oder andere 

spezielle Personengruppen:  

Integrationskurs im Umfang von 660-960 Stunden, der als Ziel das 

Sprachniveau B1 hat7 

asylsuchende und geduldete Personen:  bisher nicht berechtigt, an einem Integrationskurs teilzunehmen 

Ausnahme: Asylbewerber aus den Staaten mit einer hohen Bleibe-

perspektive (Syrien, Eritrea, Iran und Irak – Stand Januar 2016) 

Asylbewerberinnen und Asylbewerber 

sowie Geduldete, die nicht mehr der 

Schulpflicht unterliegen und noch keinen 

Zugang zu den Integrationskursen haben8:  

Teilnahme an einem Deutschkurs im Förderzeitraum 1.9.2015 bis 

31.8.2016 (gefördert aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds-

ESF und des Landes Brandenburg, Landesförderprogramm 

„Deutschkurse für Flüchtlinge“) 

Personen, die bereits den Integrationskurs 

abgeschlossen haben   

Teilnahme an einem Kurs „Deutsch für den Beruf“ entgeltfrei (ESF-

BAMF-Programm). 

wegen Sprachproblemen versetzungsge-

fährdete Schülerinnen und Schüler 

Deutschförderung über das Bildungs- und Teilhabepaket  

                                                
7 . „Ausländische Staatsangehörige, die nach dem 1. Januar 2005 einen Aufenthaltstitel in Deutschland erhalten 
haben, haben einen Anspruch auf Teilnahme an einem Integrationskurs, wenn sie sich dauerhaft im Bundesge-
biet aufhalten und erstmals eine Aufenthaltserlaubnis zu Erwerbszwecken, zum Zweck des Familiennachzugs, 
aus humanitären Gründen oder als langfristig Aufenthaltsberechtigter nach § 38 a Aufenthaltsgesetz (Auf-
enthG) oder eine Niederlassungserlaubnis nach § 23 Absatz 2 AufenthG erhalten haben.“ 
8 Dabei handelt es sich um Personen mit einer Aufenthaltsgestattung nach § 55 Asylverfahrensgesetz, einer 
Duldung nach § 60 a Aufenthaltsgesetz (AufenthG) oder einer Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 23 Absatz 1, 25 
Absatz 4 a, 25 Absatz 4 b und 25 Absatz 5 AufenthG.“ 
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3.5.1.2 Sachstand – Daten und Fakten 

2015 führte die VHS TF im Bereich der regulären VHS-Kurse an den Standorten Ludwigsfel-

de und Rangsdorf 11 Kurse auf den Niveaustufen A1 bis B2 durch. Die Teilnehmenden 

zahlten das Entgelt nach der Gebührensatzung der VHS TF.  

Weiterhin ist die VHS TF zugelassener Integrationskursträger. –2014/2015 wurde der erste 

Integrationskurs an der VHS TF durchgeführt. Die Integrationskurse beginnen in Kooperation 

mit dem Jobcenter alle zwei bis drei Monate derzeit in Luckenwalde neu.  

Acht Deutschkurse für 107 Flüchtlinge in Jüterbog, Luckenwalde, Großbeeren und Ludwigs-

felde konnten über das Landesprogramm Deutsch für Flüchtlinge gefördert werden.  

Die VHS TF ist anerkannter Projektpartner im ESF-BAMF-Programm. Einen ESF-BAMF-

Kurs für die sprachliche und fachliche Qualifizierung und zur Integration in den ersten Ar-

beitsmarkt führt die VHS in Kooperation mit ESO-Euroschulen seit November 2015 durch. 

Seit November 2015 bietet die VHS TF zusätzlich sieben weitere Kurse für Asylbewerber 

aus Syrien, Eritrea, Iran und Irak durch. Diese Kurse werden durch die Bundesagentur für 

Arbeit gefördert und haben einen Umfang von je 230 Unterrichtseinheiten.  

Die VHS ist anerkannter Partner im IQ-Netzwerk zur Beruflichen Sprachförderung. 

DaF-Angebote nach Zuwendungsgeber Kurse/Module 
Unterrichts-

einheiten 2015 

Teilnehmer-

anzahl 2015 

VHS 11 338 80 

Land Brandenburg 8 800 107 

BAMF 12 1200 176 

Bundesagentur für Arbeit 7 2160 149 

IQ-Netzwerk 2 82 1 

ESF-BAMF 1 714 16 

Mittelbrandenburgische Sparkasse 9 865 210 
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3.5.1.3 Ziel 

Die VHS TF unterstützt die breite Partizipation von Menschen mit Migrationshintergrund an 

der deutschen Gesellschaft und fördert deren umfassende sprachliche, soziokulturelle und 

berufliche Integration. Anspruch der VHS TF ist es, den Flüchtlingen über die Sprachkurse 

hinaus auch politische, kulturelle, berufliche und gesellschaftliche Bildungsangebote zur Ver-

fügung zu stellen. Auf der Grundlage ihrer wichtigsten Werte – Demokratie, 

Sozialstaatlichkeit, Chancengleichheit und Toleranz – übernimmt die Volkshochschule damit 

eine zentrale Integrationsaufgabe im Landkreis Teltow-Fläming. 

Das Erlernen der deutschen Sprache und Kultur erleichtert von Anfang an die erforderliche 

Kommunikation mit Behörden, Ärzten, Schulen und im Alltag und dient als Basis für eine 

gelungene Integration im Landkreis TF. 

3.5.1.4 Maßnahmen  

- Weiterführung und Erweiterung der Kursangebote DaF im regulären Bildungsprogramm 

der VHS TF 

- Verstetigung von Kursangeboten zur Sprachförderung für Flüchtlinge an Standorten mit 

Asylbewerberheimen im Landkreis TF 

- berufliche Sprachförderung im Rahmen des IQ-Netzwerkes zur Berufsanerkennung und 

des Programms „Berufsbezogenes Deutsch“ des Europäischen Sozialfonds und des 

BAMF 

- Gewinnung und/oder Qualifizierung von Sprachdozenten 

- Ausbau der Infrastruktur für die Durchführung von Sprachangeboten 
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- Erweiterung des VHS-Stammpersonals um einen hauptamtlichen Pädagogen 

DaF/Integration und eine Verwaltungsstelle DaF/Integration  

- Gewinnung von Laien-Lehrern (Projekt Luckenwalde) für die Übergangswohnheime 

3.5.2 Schulische Bildung 

Bildung ist ein Menschenrecht. Sie ist sowohl in ökonomischer als auch in sozialer Hinsicht 

grundlegende Voraussetzung für die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben sowie ein we-

sentlicher Faktor zur Herstellung sozialer Gerechtigkeit und zur Armutsvermeidung. 

Neben dem Wissens- und Kompetenzerwerb prägt Bildung im weiteren Sinne auch Sozial-

kompetenzen und ermöglicht das Kennenlernen kulturell geprägter Verhaltensweisen. Das 

wiederum ist für ein gelingendes Zusammenleben in einer zunehmend heterogenen Gesell-

schaft unerlässlich.  

Insbesondere neu zugewanderte Erwachsene und Kinder erfahren tiefgreifende Verände-

rungen ihres vertrauten Lebenskontextes. . Aufgrund unterschiedlicher Ausgestaltung der 

Bildungssysteme der Herkunftsländer sind oftmals nicht nur sprachliche Barrieren, sondern 

auch Brüche in der Bildungsbiographie zu überwinden.  

Weil das Sprachvermögen die entscheidende Schlüsselkompetenz für Bildungszugang, -

erwerb und -erfolg ist, steht das Erlernen der deutschen Sprache als Alltags- und Bildungs-

sprache im Mittelpunkt. Auch der jeweiligen Muttersprache kommt als Bereicherung und 

Zusatzqualifikation eine besondere Bedeutung zu. 

3.5.2.1 Rechtliche Grundlagen 

Die allgemeine Schulpflicht (Vollzeitschulpflicht einschließlich Berufsschulpflicht) besteht in 

Brandenburg für alle Kinder und Jugendlichen und somit auch für ausländische junge Men-

schen im schulpflichtigen Alter.  

Asylsuchende werden erst nach dem Verlassen der Erstaufnahmeeinrichtung bzw. sechs 

Wochen nach Erteilung einer Aufenthaltsgestattung schulpflichtig. Bis dahin besteht ein 

Schulbesuchsrecht. 

Die schulische Integration von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund ist in 

der Eingliederungsverordnung geregelt. Schulpflichtige Kinder und Jugendliche ohne ausrei-

chende Deutschkenntnisse haben ein Recht auf schulische Förderung und den Ausgleich 

von Benachteiligungen. Durch die Bildung von Förderkursen und/oder Vorbereitungsgruppen 

bzw. zusätzlichen Förderunterricht nach individuellen Förderplänen sollen sprachliche Defizi-

te gezielt ausgeglichen werden. 

Die in § 4 des Brandenburger Schulgesetzes normierten Ziele und Grundsätze der schuli-

schen Erziehung und Bildung verdeutlichen, dass auch der Förderung der individuellen 

Persönlichkeitsentwicklung im schulischen Bildungsprozess eine wichtige Rolle zukommt, 

dies insbesondere durch den Erwerb sozialer Kompetenzen. 

In § 24 des BbgSchulG Grundsätze, gemeinsamer Unterricht wird die sonderpädagogische 

Förderung geregelt: „(1) Schülerinnen und Schüler mit Lern-, Leistungs- und Entwicklungs-

beeinträchtigungen verschiedener Ursachen, die in der Schule individueller, 

sonderpädagogischer Hilfe bedürfen, haben ein Recht auf sonderpädagogische Förderung. 
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Diese Förderung hat das Ziel, ihnen ihren Fähigkeiten, Leistungen und Neigungen entspre-

chenden Platz in der Gesellschaft zu sichern.“ 

Weiterführend ist hier die Sonderpädagogik-Verordnung zu nennen, die dazu genauer die 

Verfahrensabläufe regelt (SopV). 

3.5.2.2 Sachstand – Daten und Fakten 

Im Schuljahr 2014/2015 besuchten insgesamt 237 ausländische bzw. Spätaussiedler-

Schülerinnen und -Schüler die Bildungseinrichtungen im Landkreis Teltow-Fläming. Das sind 

1,59 Prozent aller Schüler (14.868 ohne OSZ). Einige statistische Informationen sind der 

Tabelle in Anlage 6.4 zu entnehmen. 

Die Eingliederung der neu eingereisten fremdsprachigen Schüler erfolgt entsprechend der 

Eingliederungsverordnung des Landes Brandenburg. 

Die sprachliche und schulische Integration von neu eingereisten Schülern ohne Deutsch-

kenntnisse müssen parallel verlaufen. Zuerst muss eine intensive Sprachförderung (DaZ) 

erfolgen, z. B. in einer Vorbereitungsklasse an einer Schule.  

In dieser Vorbereitungsklasse können die Schüler der unterschiedlichen Jahrgangsstufen 

gemeinsam lernen und gleichzeitig auch am schulischen Leben teilnehmen.  

Je nach Stand der Sprachentwicklung sollten die Schüler dann am Unterricht ihrer Jahr-

gangsstufe teilnehmen. Die genaue Verfahrensweise regelt die Eingliederungsverordnung. 

3.5.2.3 Ziel 

Die sprachliche Entwicklung der Kinder wird gefördert, die Schulen öffnen sich interkulturell.  

3.5.2.4 Maßnahmen 

Pflichtige Maßnahmen 

- Einrichtung von Brückenkursen in den Grundschulen (möglichst in Zusammenarbeit von 

Erziehern und zukünftigen Klassenlehrern), die insbesondere Kindern mit Migrationshin-

tergrund den Übergang von der Kita zur Grundschule erleichtern, 

- Unterstützung sprachlicher Entwicklung von Kindern mit Migrationshintergrund durch 

Förderung der Zusammenarbeit von Eltern, Erziehern und Lehrern durch Übungs- und 

Informationsangebote die den Eltern helfen die sprachliche Entwicklung ihrer Kinder im 

Rahmen des Familienlebens zu unterstützen, 

- Sprachförderung in der Grundschule, 

- Nutzung der obligatorischen Deutsch-als-Zweitsprache-(DaZ)-Förderstunden für die zu-

sätzliche Sprachförderung von Kindern mit Migrationshintergrund in allen Schulen, bei 

Bedarf Zuweisung von einer Lehrerwochenstunde für fremdsprachige Schüler über die 

zurzeit mögliche maximale Förderzeit von vier Schuljahren hinaus, 

- Förderung von Kindern an der Schule durch Sonderpädagogen und Lehrer in Einzel- und 

Gruppensituationen  
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Freiwillige Maßnahmen 

- integrative Sprachförderung in jedem Unterricht und durchgängige Sprachförderung von 

der Grundschule bis zum Übergang in den Beruf oder zum Studium (erklärtes Ziel von 

FörMig), 

- Fortbildungsmaßnahmen für Grundschullehrkräfte zu DaZ-Fachkräften und zur integrati-

ven Sprachförderung,  

- mindestens eine Lehrkraft pro Schule in jedem Unterrichtsfach mit DaZ-Qualifikation, 

Fortbildung obligatorisch, 

- Nutzung des Unterrichts „Begegnungssprache“ in den Klassenstufen 1 und 2 für das in-

terkulturelle Lernen in sprachlich und kulturell heterogenen Klassen, 

- Weitergabe der im Bund-Länder-Kommission-Modellprojekt „FörMig“ erarbeiteten Kon-

zepte und Erfahrungen zur Sprachförderung von Kindern mit Migrationshintergrund in 

Kita und Grundschule im Netzwerk, 

- Nutzung der vorhandenen Fortbildungsangebote zum Thema der praktischen Integration 

in den pädagogischen Einrichtungen, z. B. vorurteilsfreie Pädagogik, 

- Angebot weiterer Fortbildungen nach Bedarf über das LISUM. 
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3.6 Kita-Versorgung 

Neben der Familie kommt heute der Kindertagesbetreuung eine wichtige Rolle bei der Ent-

wicklung von Kindern zu. Aufgrund der Bedeutung der Lebensphase zwischen Geburt und 

Schuleintritt haben sich Kindertageseinrichtungen längst von einer familienergänzenden Be-

treuungseinrichtung zu Institutionen mit einem eigenständigen Bildungsauftrag entwickelt.  

Wesentliche Grundlagen für einen guten Bildungsverlauf werden bereits in der Lebensphase 

vor der Einschulung gelegt werden. Deshalb ist die frühkindliche Bildung von großer Bedeu-

tung. In Kindertagesstätten  begegnen sich Menschen mit unterschiedlichen ethnischen und 

kulturellen Hintergründen und können Gemeinschaft leben. Die Einrichtungen bieten wichtige 

Lernfelder für die soziale und die gesellschaftliche Integration.  

Die Anzahl von Kindern mit Migrationshintergrund in den Einrichtungen ist in den letzten Jah-

ren stetig angestiegen. Besondere Herausforderungen ergeben sich durch die Heterogenität 

der Zielgruppe. Nicht nur der aufenthaltsrechtliche Status und die damit verbundene Per-

spektiven, sondern auch Herkunftsland sowie die Zugehörigkeit zu ethnischen, kulturellen 

oder religiösen Gruppen bzw. Minderheiten prägen die Vielfalt innerhalb dieser Menschen.  

Kinder erwerben bis zum Erreichen der Schulreife primär soziale Kompetenzen und grundle-

gende Bildungsfertigkeiten. Darunter nimmt der Spracherwerb eine wesentliche Stellung ein. 

Deshalb kommt der Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten in Kindertageseinrichtun-

gen oder bei Kindertagespflegepersonen eine entscheidende Rolle zu.  

Durch das zeitige Erlernen der deutschen Sprache, aber auch die frühe soziale Interaktion 

mit anderen Kindern und Betreuungspersonen wird der Grundstein für eine gelingende ge-

sellschaftliche Integration gelegt.  

Der Rechtsanspruch auf den Besuch einer Tageseinrichtung oder Kindertagespflege ab 

Vollendung des ersten Lebensjahres gilt auch für ausländische Kinder, die ihren rechtmäßi-

gen und gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben9. 

Nicht nur neu zugewanderte Kinder, sondern auch hier geborene Kinder mit Migrationshin-

tergrund müssen lernen, in einem durch zwei unterschiedliche Kulturen geprägten 

Lebensumfeld eine eigene Identität herauszubilden. Um sie dabei bestmöglich zu unterstüt-

zen, sind die interkulturelle Kompetenz von Beschäftigten der 

Kindertagesbetreuungseinrichtungen und familiennahe weitere Angebote der frühkindlichen 

Bildung unverzichtbar. Auch in dieser Hinsicht wird eine verbesserte Ausbildung von Erzie-

herinnen und Erziehern, u. a. durch zusätzliche Weiterbildungsangebote, angestrebt.  

Die Gewährung von entsprechenden Plätzen in der Kindertagesbetreuung gestaltet sich 

schwierig, da die Kapazitäten in den Einrichtungen häufig nicht ausreichen. Die bestehende  

Kita-Bedarfsplanung konnte dem durch Flüchtlinge bedingten Zuwachs noch nicht Rechnung 

tragen. 

Es gibt in Deutschland keine Kita-Pflicht. Die Nutzung eines Kita-Platzes ist freiwillig. Die 

Entscheidung hierzu wird von den Sorgeberechtigten getroffen. Um Eltern mit Migrationshin-

tergrund die Entscheidung für eine Unterbringung ihres Kindes in der Kindertagesbetreuung 

zu erleichtern, bedarf es guter Information und Beratung. Dabei sind kulturelle Besonderhei-

ten zu berücksichtigen, beispielsweise die Frage, ob es im Herkunftsland überhaupt üblich 

ist, die Kinder in eine Institution zu geben und wie sich das gemeinschaftliche Lernen vor der 
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Schule gestaltet. Eine Migration kann auch mit traumatischen Erlebnissen verbunden sein. 

Die Einführung in die Kindertagesbetreuung sollte deshalb für Eltern und Kinder sensibel 

erfolgen. 

Im Rahmen der Integrationspolitik kommt auch der Familienbildung eine zunehmende Be-

deutung zu. Nicht nur aufgrund sprachlicher Barrieren, sondern auch wegen kultureller 

Unterschiede sehen sich neu zugewanderte Eltern mit der anspruchsvollen Aufgabe konfron-

tiert, das Aufwachsen ihrer Kinder in einem für sie noch unbekannten, fremden Kulturkreis 

und Bildungssystem bestmöglich zu begleiten. 

Bildungsangebote stehen allen Familien offen und damit auch jenen mit Migrationshinter-

grund. Um diese zu erreichen, müssen Angebote der Familienbildung ggf. 

zielgruppenspezifisch und interkulturell sensibel ausgerichtet werden.  

3.6.1 Rechtliche Grundlagen 

Die nachfolgend genannten Rechtsgrundlagen sind die Basis für alle Angebote der Kinderta-

gesbetreuung:  

- UN-Kinderrechtskonvention und UN-Behindertenrechtskonvention, 

- SGB VIII insbesondere §§ 2, 5, 8 a, 16, 22- 24 a, 43, 45, 72 a, 79, 80 und § 90 Abs. 1, 

Nr. 3 und Abs. 3 und 4 SGB VIII, 

- KitaG des Landes Brandenburg  

- Öffentlich-rechtliche Verträge zwischen dem Landkreis Teltow-Fläming, den Städten, 

Gemeinden und dem Amt Dahme/Mark:  

Des Weiteren gibt es folgende Arbeitshilfen: 

- Qualitätsanforderungen an die Kindertagesbetreuung im Landkreis Teltow-Fläming für 

den Zeitraum 2014 bis 2017, 

- Leitlinie für die Gewährleistung des Rechtsanspruches im Landkreis Teltow-Fläming; 

- Fortschreibung der Bedarfsplanung zur Kindertagesbetreuung im Landkreis Teltow-

Fläming für den Zeitraum 2014 bis 2017: 

3.6.2 Sachstand – Daten und Fakten 

Aktuell gibt es im Landkreis Teltow-Fläming 113 Kitas und zwei alternative Angebote. Im 

Bereich der Kindertagespflege sind 100 Tagespflegepersonen zugelassen: Dort können ma-

ximal 481 Kinder betreut werden. Die vorhandenen geplanten Kapazitäten können die 

aktuellen Bedarfe an Plätzen momentan nicht in allen Kommunen des Landkreises auffan-

gen.  

Für die Versorgung der Kinder mit Migrationshintergrund mit Plätzen in Kindertageseinrich-

tungen zeichnen sich aktuell folgende Probleme ab:  

- Ein über die Bedarfsplanung hinausgehendes Angebot einer Eltern-Kind-Gruppe könnte 

über einen kommunalen oder freien Träger installiert werden, wäre aber seitens des 

Landkreises zusätzlich zu finanzieren. 

- Die Absicherung des pädagogisch notwendigen Personals stellt die Träger der Kinderta-

gesstätten vor große Herausforderungen. Für eine Eltern-Kind-Gruppe, die als 

Arbeitsschwerpunkt die Arbeit mit Migrantenfamilien hat, sollten Zusatzqualifizierungen 
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oder Weiterbildungen zu den Themen Migration, Diversität und Traumatisierung nachge-

wiesen werden. 

- Ferner gibt es beim pädagogischen Personal noch immer Berührungsängste hinsichtlich 

des Themas Migration. Fortbildungsangebote werden nur zögerlich genutzt. Das Thema 

Migration wird meist erst dann behandelt, wenn es verstärkt in der Einrichtung auftritt. 

Dieses Vorgehen verhindert jedoch ein angemessenes Handeln zugunsten der betroffe-

nen Kinder und Familien. Aus diesem Grund wird Migration in die Qualitätsstandards für 

die Kindertagesbetreuung mit aufgenommen werden. 

- Nur sehr wenige Mitarbeiter sprechen Fremdsprachen auf dem Niveau, das im Arbeits-

kontext benötigt wird. Es fehlt u. a. spezieller Wortschatz. Auch das Wissen in Bezug auf 

den sensiblen Umgang mit den unterschiedlichen Kulturen und Religionen ist noch aus-

baufähig.  

Um die aktuelle Situation zu verbessern, wurden im Jugendamt bereits folgende Maßnah-
men initiiert: 

- Nutzung aller Möglichkeiten der Vernetzung. Hierbei soll die Zusammenarbeit zwischen 

der Integrationsbeauftragten, der Kita-Praxisberatung, den Sozialarbeitern in den Unter-

künften und den Kindertageseinrichtungen sowie weiteren Beteiligten verstärkt werden.  

- kontinuierliche Fortbildungsangebote 

- Beteiligung am Bundesprogramm „Willkommen bei Freunden“  

3.6.3 Ziel 

Alle Eltern, die einen Platz in der Kindertagesbetreuung (Kita oder Tagespflege) für ihr Kind 

wünschen, sollen diesen erhalten.  

Spezielle Eltern-Kind-Gruppen dienen als „Türöffner“ zur Kindertagesbetreuung. In den El-

tern-Kind-Gruppen soll sowohl der Kontakt zu anderen – auch deutschen – Familien als auch 

zu den Fachkräften der sozialen Arbeit geknüpft werden. Die Erkenntnisse aus der Arbeit mit 

den Familien mit Migrationshintergrund werden durch Netzwerkarbeit gesichert und ausge-

tauscht. 

Die psychische Gesundheit der Kinder und Jugendlichen wird gestärkt.  

Die Kommunikation zwischen Familie und Kita auf sprachlicher und kultureller Ebene verläuft 

erfolgreich. 

3.6.4 Maßnahmen 

- Schaffung von Eltern-Kind-Gruppen mit Schwerpunkt Asylbewerber/Flüchtlinge  

- Vorhalten von Angeboten der Familienförderung, insbesondere für Familien mit Migrati-

onshintergrund 

- Mitarbeit des Jugendamts in der PSAG10 Kinder und Jugendliche. Im Rahmen dieser AG 

werden sich die Fachkräfte für eine bedarfsgerechte Gesundheitsfürsorge (z. B. Bearbei-

tung von Traumatisierungen durch Therapeuten) für die Familien mit 

Migrationshintergrund im Zusammenwirken mit anderen Fachkräften einsetzen.  
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- Umsetzung des Bundesprogramms „Sprache & Integration“ – Hier ist die „Kita Burg“ in 

Luckenwalde eine Konsultationskita. Zu ihren Aufgaben gehört es, fachlichen Austausch 

und kollegiale Beratung zum Thema Sprache und Integration anzubieten  

Freiwillige Maßnahmen sind z. B.: 

- Nutzung des Bundesprogramms „Willkommen bei Freunden“ (gesamte Kreisverwaltung) 

- Vernetzung mit Fachkräften zum Thema Migration 

- Teilnahme an den Fortbildungen 

- Erfahrungsaustausch mit Fachkräften der „Kita Burg“ aufgrund ihrer Teilnahme am Bun-

desprogramm „Sprache & Integration“ 

- Durchführung eines Kunstprojektes für Flüchtlingskinder zur Traumaverarbeitung mit 

Förderung der Mittelbrandenburgische Sparkasse und  

- Bereitstellen von mehrsprachigem Material zum Thema „Gesund aufwachsen“ oder Er-

stellung eines mehrsprachigen Flyers, der das System „Kindertagesbetreuung“ leicht 

verständlich erklärt. 

 

3.7 Jugendhilfe für Flüchtlingsfamilien und Familien mit Migrationshin-
tergrund 

Der Zuzug geflüchteter Familien muss in der Jugendhilfeplanung berücksichtigt werden. 

Hierbei sind nicht nur die Leistungen für Kleinkinder (Kita und Frühförderung) sowie Leistun-

gen für unbegleitete minderjährige Ausländer in den Fokus zu stellen. Es sind insgesamt die 

Bedarfe von Flüchtlingsfamilien mit ihren Kindern und Jugendlichen sowie von heranwach-

senden Flüchtlingen in die konkrete Planung der Hilfen zur Erziehung mit aufzunehmen. 

Das Netzwerk Integration/Migration des Landkreises Teltow-Fläming beschäftigt sich seit 

Jahren auf unterschiedlichsten Ebenen mit den Belangen von Menschen mit Migrationshin-

tergrund. Im Zusammenwirken von Haupt- und Ehrenamt sollen schnell lösungsorientierte 

Hilfen angeboten werden können. Die Arbeit richtet sich dabei ganz individuell nach den Be-

dürfnissen der Menschen mit Migrationshintergrund. Dazu gehören sowohl ehrenamtliche als 

auch professionelle Hilfsangebote.  

Das Jugendamt versteht sich als professioneller Partner dieses Netzwerkes. Da, wo ehren-

amtliche Hilfe nicht ausreicht, ist Jugendhilfe gefragt. Jugendhilfebedarf von Familien mit 

ihren Kindern richtet sich nicht nach ethnischer Zugehörigkeit, sondern nach dem konkreten 

vorliegenden Bedarf der hilfesuchenden Personen. 

3.7.1 Rechtliche Grundlage 

Für die Jugendhilfe ist aus dem internationalen Rechtskontext insbesondere die UN-

Kinderrechtskonvention bedeutsam. Sie verbietet u. a. Diskriminierungen aus Gründen der 

nationalen Herkunft und enthält die Verpflichtung, grundlegende individuelle Rechte der Kin-

der zu garantieren und Schutzmaßnahmen zugunsten besonders schutzbedürftiger Gruppen 

(u. a. Flüchtlinge) zu ergreifen. 

Leistungen nach SGB VIII werden jungen Menschen, Müttern, Vätern und Personensorgebe-

rechtigten von Kindern und Jugendlichen gewährt, die ihren tatsächlichen Aufenthalt im 
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Inland haben11. Ausländer können überdies Leistungen der Jugendhilfe12 (u. a. Hilfe zur Er-

ziehung) beanspruchen, wenn sie rechtmäßig oder aufgrund einer ausländerrechtlichen Dul-

Duldung ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben.  

3.7.2 Sachstand 

Im Unterschied zu anderen Gruppen, mit denen es die Kinder- und Jugendhilfe häufig zu tun 

hat, etwa mit vernachlässigten oder misshandelten Kindern, handelt es sich bei Familien mit 

Fluchterfahrung nicht per se um eine Hochrisikogruppe. Die Kinder und Jugendlichen mit 

Fluchthintergrund tragen oft ein erhebliches Entwicklungspotenzial in sich.  

Jedoch ist davon auszugehen, dass eine relevante Anzahl der geflüchteten Familien mit Kin-

dern einen Jugendhilfebedarf hat, der bisher nur aufgrund der Sprachbarrieren und der 

Unkenntnis der hiesigen Hilfesysteme nicht erkannt worden ist. 

Weiterhin orientiert sich die Unterbringung von Flüchtlingsfamilien in Übergangswohnheimen 

nicht vordergründig an Kinder- und Jugendhilfestandards. Räumliche Enge und fehlende 

Rückzugsräume bedingen Risiken und Konfliktpotenzial.  

Auch nach Umzug in eine eigene Wohnung bedarf ein Teil der geflüchteten Familien mit 

Kindern der Betreuung und Unterstützung, etwa im Rahmen von Familienhilfe. Neben den 

klassischen Aufgaben der Familienhilfe gilt es hier, insbesondere die interkulturellen Proble-

matiken aufzugreifen. Das familiäre Gefüge in Flüchtlingsfamilien gerät oftmals ins Wanken, 

da sich Kinder durch ihre Einbindung in das Bildungssystem erheblich schneller anpassen, 

die neue Sprache lernen und sich schneller kulturell adaptieren.  

Auch die besondere Schutzbedürftigkeit bestimmter Personengruppen ist im vorgehaltenen 

Spektrum von Jugendhilfeleistungen noch nicht berücksichtigt.  

Zu diesem Personenkreis gehören insbesondere von Gewalt betroffene Alleinerziehende 

und Schwangere, Frauen, homosexuelle Menschen sowie Personen mit schweren psychi-

schen Störungen bzw. die Folter, Vergewaltigung oder sonstige Formen schwerer 

psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben.  

Flüchtlingskinder mit traumatischen Erfahrungen, daraus resultierenden Anpassungsproble-

me, Verhaltensauffälligkeiten und psychische Erkrankungen bedürfen zudem einer 

besonderen Betreuung. Dieses findet bisher in der Planung zum Bedarf Eingliederungshilfe13 

noch keine Berücksichtigung. 

Insgesamt ist bereits jetzt im Verlauf des Clearingprozesses festzustellen, dass die Voraus-

setzungen, Bedürfnisse und Interessen der jungen Flüchtlinge sehr unterschiedlich sind und 

es keine Standardlösungen für ihre Unterbringung und Versorgung gibt. Dies gilt nicht nur für 

die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge, sondern natürlich auch für all diejenigen, die in 

Kürze ihr 18. Lebensjahr vollenden und bei denen weiterhin ein Hilfebedarf14festzustellen 

sein wird. 
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 § 6 SGB VIII  
12

 § 2 (2) SGB VIII 
13

 §35a SGB VIII 
14

 § 41 SGB VIII 
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Für Kinder und Jugendliche ist es oft psychisch belastend, wenn sie lange auf einen Schul-

platz warten müssen. Deshalb muss Jugendhilfe hier zunächst kompensatorisch tätig 

werden. 

Integration kann nur über Sprache gelingen. Sie ist der Schlüssel für den Zugang zur Teilha-

be an allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Deshalb übernimmt die Jugendhilfe 

jetzt schon als Ausfallbürge für Schule erste konkrete Maßnahmen zur Förderung der 

Sprachkompetenz in Kooperation mit der Volkshochschule. 

Für das Jugendamt  werden sicherlich weitere zusätzliche Belastungen bei den Kinder-

schutzverfahren15 zu erwarten sein. Zudem wird mit einem stark erhöhten Bedarf an 

Sprachmittlung zu rechnen sein. Dies muss bei den erforderlichen Ressourcen berücksichtigt 

werden.  

Insgesamt ist mit einem Anstieg der Anzahl von Flüchtlingsfamilien zu rechnen, die Hilfen zur 

Erziehung benötigen. Allerdings werden frühestens zu Ende 2016 belastbare Zahlen in der 

Hilfeplanstatistik vorliegen, die eine erwartete Steigerung der Ausgaben für die Hilfen zur 

Erziehung und Eingliederungshilfen für Flüchtlingsfamilien belegen werden können. 

3.7.3 Ziel 

- Schaffung von bedarfsgerechten Angeboten im Rahmen der Hilfen zur Erziehung für 

Familien mit Migrationshintergrund,  

- Schaffung einer Willkommens- und Anerkennungskultur in der Jugendhilfe, 

- Stärkung der Eltern mit Migrationshintergrund, 

- Verwirklichung des Rechts auf Bildung für junge Flüchtlinge von Anfang an, 

- Etablierung von Netzwerken zur Integration, Hinwirken auf Kooperation und stärkere 

Transparenz sowie Vernetzung der bestehenden Strukturen und Fördermaßnahmen im 

Landkreis, 

- Vernetzung und Austausch von Jugendhilfe, Sozialamt, Gesundheitsamt und Schulen,  

- erreichbare traumapädagogische Angebote, die speziell auf die Bedürfnisse von Mäd-

chen und Jungen eingehen, die aufgrund ihrer Erlebnisse Verhaltensauffälligkeiten 

zeigen und Bindungsängste entwickelt haben. 

3.7.4 Maßnahmen  

- Aufbau von ambulanten Hilfen, die den Bedarfen der Flüchtlingsfamilien gerecht werden, 

- Aufbau gezielter Beratungs- und Betreuungsangebote für traumatisierte Kinder und Ju-

gendliche,  

- Schaffung alternativer Wohnprojekte, 

- bedarfsgerechte Ausstattung der Träger der Jugendhilfe mit Personal und anderen Res-

sourcen für die Betreuung von Kindern und ihren Familien mit Fluchterfahrung, 

- Entwicklung eines Pflegestellen- und Pflegefamilienkonzeptes neben den klassischen 

Angeboten der stationären Jugendhilfe,  

- bessere Verzahnung der vorhandenen Angebote zum Spracherwerb und stärkere In-

tegration von Sprachmodulen in berufliche Fördermaßnahmen, Durchführung von 

Deutschkursen zur Förderung des frühzeitigen Spracherwerbs im Anschluss an die Un-
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terbringung in Erstversorgungs- und Clearingeinrichtungen für den Personenkreis der 

jungen heranwachsenden Ausländer im Rahmen von Anschlusshilfen, 

- Verbesserung des Zugangs zum Bildungssystem für jugendliche Flüchtlinge durch Ein-

führung eines Qualifizierungsangebots für jugendliche Flüchtlinge/junge Erwachsene zur 

Erlangung eines Schulabschlusses in Kooperation mit der Jugendberufsagentur, 

- verstärkter überregionaler Erfahrungsaustausch regionaler Netzwerke (Sozialamt, Ge-

sundheitsamt, Schule, Jugendsozialarbeit, Jugendmigrationsdienst, Bundesagentur für 

Arbeit, Jobcenter, Integrationsbeauftragte, Ausländerbehörde) 

- Kooperationen zwischen Jugendamt, KJGD und Sozialamt auf der Basis verbindlicher 

Standards, Festschreibung der Standards in Verträgen und Überprüfung ihrer Einhaltung 

in regelmäßigen Abständen von unabhängiger Seite  

- Schaffung von speziellen Fortbildungsmöglichkeiten für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

der Jugendhilfe sowie Mitarbeiter der Kooperationspartner (Themen: Umgang mit trau-

matisierten Kindern und Familien, interkulturelle Kompetenz, Bewältigung von 

Krisensituationen, möglichen Konflikte mit Eltern, vorurteilsbewusste Erziehung, migrati-

onsspezifischer Kinderschutz, Umgang mit rechtextremistisch Gesinnten, sexuelle 

Orientierung und Identität)  

3.8 Integration durch Sport 

Der Sport leistet einen wichtigen Beitrag zur Integration. Er trägt in hohem Maße dazu bei, 

dass sich Menschen unterschiedlicher Herkunft miteinander offen und jenseits von Sprach-

barrieren begegnen können. Die im Sport erworbenen Kompetenzen und Erfahrungen 

können hilfreich für alle gesellschaftlichen Lebensbereiche der Menschen mit Migrationshin-

tergrund sein.  Integration ist auch im Sport ein langfristiger Prozess, an dem nicht nur 

Menschen mit Migrationshintergrund, sondern auch Einheimische mitwirken müssen. Für 

den Integrationserfolg bedarf es zudem gezielter Maßnahmen. 

3.8.1 Rechtliche Grundlage 

Eine originäre Pflicht, Menschen mit Migrationshintergrund in den Breitsport zu integrieren, 

besteht nicht. Allerdings schreiben rechtliche Grundlagen fest, dass allen Einwohnern des 

Landes das Sporttreiben ermöglicht werden soll (Artikel 2 Absatz 1 des Grundgesetzes, Arti-

kel 35 der Verfassung des Landes Brandenburg und auch das Gesetz über die 

Sportförderung im Land Brandenburg).  

3.8.2 Sachstand 

Bereits vor 25 Jahren hat der Deutsche Olympische Sportbund erkannt, dass der Sport nicht 

per se integrativ wirkt. Mit seinem Programm „Integration durch Sport“ wurde vor dem Hin-

tergrund, nicht vereinsgebundene Freizeitangebote im direkten Wohnumfeld stattfinden zu 

lassen, besonderer Wert auf das Miteinander der verschiedenen Altersstufen und Nationali-

täten gelegt.  

Sportvereine, die sich in diesem Programm engagieren wollen, werden als Stützpunktver-

eine bezeichnet. Sie besitzen einen zentralen Stellenwert, weil sie eine kontinuierliche Arbeit 

vor Ort garantieren und damit verlässliche Integrationsstrukturen bilden. Die so genannten 

Migrantensportvereine verfügen über vielfältig integrative Potenziale und erreichen oft Per-

sonen, die sonst nicht den Weg zum Sport finden würden. 
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Die Unterstützung der Vereine kann in materieller oder finanzieller Form erfolgen. Finanziell 

werden die Stützpunktvereine über eine Anschubfinanzierung von fünf Jahren durch eine 

Kofinanzierung des Landes Brandenburg gestützt.  

In Teltow-Fläming engagiert sich der ELBOR e. V. Altes Lager für Migranten aus der ehema-

ligen Sowjetunion als Stützpunktverein. Über diesen sehr kleinen Sportverein werden 

Volleyball, Inline-Hockey und Kindersport angeboten.  

Darüber hinaus stehen den Menschen mit Migrationshintergrund etwa 190 weitere Sportver-

eine mit rund 50 verschiedenen Sportarten zur Verfügung. 

Die Ergebnisse der Sportentwicklungsplanung von 2010 zeigen, dass die sportlichen Ange-

bote der Vereine von Menschen mit Migrationshintergrund zu wenig oder fast gar nicht 

nachgefragt werden. Damit ist diese Gruppe im organisierten Sport deutlich unterrepräsen-

tiert. Das liegt einerseits an kulturell oder religiös bedingten Unterschieden, 

geschlechtertypischen Faktoren oder Sprachbarrieren. Andererseits verfügen nicht alle 

Sportvereine über Angebote, die für Menschen mit Migrationshintergrund interessant sind. 

Zusätzlich ist zu beobachten, dass Kinder, deren Eltern ein hohes Bildungsniveau besitzen, 

einen schnelleren Zugang zu Sportvereinen finden. Bei den Erwachsenen selbst gestaltet 

sich der Zugang als wesentlich schwieriger.  

Darüber hinaus erweist sich in vielerlei Hinsicht das Nord-Süd-Gefälle des Landkreises bei 

einer Integration von Zuwanderern als problematisch. Die Disparitäten des Landkreises ma-

chen sich auch im Sport bemerkbar. Die Sportvereine in den Städten sowie den Kommunen 

des berlinnahen Raumes weisen eine breitere Angebotspalette auf als die Kommunen im 

ländlichen Raum. Der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevöl-

kerung verhält sich ebenso – in den Städten ist der Anteil höher als im ländlichen Raum. 

Vorzugsweise werden Sportarten wie Fußball, Tanzsport, Schwimmen, Reiten und Gymnas-

tik von Zuwanderern nachgefragt. Dazu existieren in den größeren Kommunen bereits 

Kooperationen mit bestehenden Sportvereinen wie dem 1. Luckenwalder Sportclub e. V., der 

DLRG, dem BSC Preußen 1927 Blankenfelde e. V., dem Ludwigsfelder Fußballclub e. V. 

und dem SV Grün-Weiß Großbeeren e. V.  

3.8.3 Ziel 

Das Thema Integration muss noch stärker im Sport verankert werden. Der Bereich Sport 

stellt sich im gemeinsamen Wirken von Landkreis und Kreissportbund TF e. V. dem nachhal-

tigen Entwicklungsziel, die Prozesse der interkulturellen Öffnung so umfassend wie möglich 

zu gestalten. Allen Bevölkerungsgruppen soll eine gleichberechtigte Teilnahme und Teilhabe 

am Sport ermöglicht werden. Dabei werden aus sportfachlicher Sicht die regionalen Beson-

derheiten des Landkreises (insbesondere Bevölkerungsstrukturen, Sportinfrastrukturen) nicht 

außer Acht gelassen. 

Zentrale Voraussetzung für eine erfolgreiche Integration von Zuwanderern in viele Lebensbe-

reiche ist das soziale Engagement. Zuwanderer, die sich z. B. in Sportvereinen betätigen 

und über soziale Netzwerke erreichbar sind, werden schneller in die Gesellschaft integriert. 

Interessenvertreter der Menschen mit Migrationshintergrund (z. B. Migranten-/ Ausländerbei-

räte) sollen verstärkt in diesen Prozess eingebunden werden.  
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Die strategischen Zielstellungen sind wie folgt zusammenzufassen: 

- Integration in den Sport 

- Menschen mit Migrationshintergrund an die Sportvereine heranführen und sie einbin-

den (Mitgliedschaft, ehrenamtliches Engagement) 

- gleichberechtigte Teilnahme und Teilhabe (vor allem von Frauen und Mädchen sowie 

Älteren) 

- Integration durch den Sport 

- Situationen und Anlässe weitreichender Integrationsprozesse schaffen 

3.8.4 Maßnahmen 

3.8.4.1 Handlungsempfehlungen 

- Teilnahme an den Kampagnen des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB) 

- Beratung und Unterstützung der Sportvereine durch den Kreissportbund 

- Teilnahme an Weiterbildungen beim Landeskoordinator des Bundesprogramms zu den 

aktuellen Entwicklungen 

- Umsetzung der Qualifizierungsmaßnahme „Sport interkulturell“, um interessierte und en-

gagierte Menschen für sportbezogene Integrationsarbeit zu qualifizieren und zu 

unterstützen 

- Fortschreibung und Weiterentwicklung der Ziele der Sportentwicklungsplanung 2010 hin-

sichtlich der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 

- Erfahrungsaustausche zum Thema Migration im Rahmen der jährlichen Sportgespräche 

mit den Kommunen des Landkreises 

- Sensibilisierung der Öffentlichkeit 

- Information und aktive Ansprache der Zielgruppen zur aktiven Teilnahme am Ver-

einssport 

- Schaffung von Möglichkeiten zur Begegnung und zum Miteinander   

- Interessenvertretungen und Netzwerke 

- Nutzen der Sportvereine als Netzwerke  

- Mitarbeit in  kommunalen und überregionalen Netzwerken 

- verlässliche Unterstützung durch die politischen Interessenvertreter als Partner und 

Förderer des Sports 
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3.8.4.2 Verantwortlichkeiten: 

 

Sportpolitik 

 

- Anerkennung des Potenzials und der Leistungen des Sports bei der Integrati-

onsarbeit, 

- Integration als Tagesordnungspunkt im Ausschuss für Bildung, Kultur und 

Sport, 

- offener Dialog mit den Sportvereinen durch Aufeinander zugehen, 

- regelmäßige finanzielle Förderung von Sportvereinen mit Integrationsprojekten 

bzw. -maßnahmen, 

Sportverwaltung 

 

- Mitwirkung beim Abbau der Zugangsbarrieren in den Sportvereinen 

- Netzwerkbildung zur Bündelung von Vorhaben bzw. zum Wissens-/ 

Erfahrungsaustausch, dazu Verbesserung der Zusammenarbeit mit Behörden, 

Bildungseinrichtungen, soziale Einrichtungen, 

- Fortschreibung Sportentwicklungsplanung 

Sportverein 

 

- Bereitschaft der Sportvereine für Integration (niedrigschwelle Zugänge) sowie 

Fortsetzung der begonnenen Integrationsmaßnahmen, 

- interkulturelle Öffnung der Strukturen innerhalb des Sports, 

- gezielte Ansprache der Migranten, 

- Orientierung an den Bedarfen und Interessen der Menschen mit Migrationshin-

tergrund durch Entwicklung und Umsetzung von Zielgruppenangeboten, 

- regelmäßige Veröffentlichung dieser Sportangebote auf verschiedenen Inter-

netseiten, 

- Gründung von Migrantensportvereinen 

58



39 
 

 

4 Besondere Zielgruppen 

4.1 Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 

Es ist davon auszugehen, dass die Zahl der ausländischen Kinder und Jugendlichen, die als 

Flüchtlinge unbegleitet nach Deutschland kommt, weiterhin steigt.   

Als unbegleitete minderjährige Flüchtlinge werden Menschen bezeichnet, die noch nicht voll-

jährig sind und sich ohne sorgeberechtigte Begleitung in Deutschland aufhalten. 

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge sind sehr oft traumatisiert. Wie groß die Verletzungen 

der noch nicht ausgeformten Persönlichkeit sind, kann nur im Einzelfall herausgefunden 

werden.  

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge brauchen nach ihrer Ankunft in Deutschland vor allem 

Schutz und Ansprechpartner, 

- die zu ihnen in ihrer Muttersprache in Kontakt treten, 

- die zuhören, 

- die ihnen helfen, mit ihrem Leben ohne Eltern und enge Angehörige zurechtzukommen, 

- die versuchen, einen normalen Alltag herzustellen, 

- die fragen, was sie interessiert und was sie brauchen, 

- die ihre Bildung fördern, die sie zunächst in einem Sprachkurs Deutsch vermitteln, 

- die erste Zugänge in die deutsche Gesellschaft, insbesondere und angesichts häufiger 

Traumatisierungen zu unserem Gesundheitssystem vermitteln, 

- und die versuchen, den Vater und die Mutter etwas zu ersetzen. 

Die angekommenen Kinder und Jugendlichen benötigen Zeit, einen spezialisierten Schutz 

und ein urteilsfreien Umgang mit der mitgebrachten Kultur. 

Trafen im Land Brandenburg von 2010 bis 2014 jährlich zwischen 80 und 150 unbegleitete 

minderjährige Flüchtlinge ein, waren es 2015 bereits 1200, da seit dem 1. November 2015 

auch minderjährige Flüchtlinge – genauso wie jede andere Flüchtlingsgruppe – in Abkehr 

von der bisherigen Praxis – nach dem „Königsteiner Schlüssel“ gleichmäßig auf alle Bundes-

länder verteilt werden.  

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge können auch direkt in den Landkreis Teltow-Fläming 

einreisen und müssen nicht ausschließlich über eine Umverteilung aus Erstaufnahmeeinrich-

tungen kommen. Für diese unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge ist der Landkreis 

Teltow-Fläming von ihrer Inobhutnahme an zuständig und bleibt es über alle weiteren Maß-

nahmen der Kinder- und Jugendhilfe.  

4.1.1 Rechtliche Grundlagen 

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gehören zu den schutzbedürftigsten Personengrup-

pen überhaupt und haben nach dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes der 

Vereinten Nationen (VN-Kinderrechtskonvention) ein Recht darauf, dem Kindeswohl ent-

sprechend untergebracht, versorgt und betreut zu werden. Sie müssen aber auch die 

Möglichkeit erhalten, sich in die Gesellschaft zu integrieren und durch Zugänge zu Angebo-

ten der Bildung ihre Potenziale zu entwickeln und sich in die Gesellschaft einzubringen. 
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Sie sind von dem Jugendamt in Obhut zu nehmen, in dessen Bereich sie sich erstmalig tat-

sächlich aufhalten.16 

Aufgrund der besonderen Bedürfnisse der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge müssen 

Einrichtungen eine dem Kindeswohl entsprechende Unterbringung, Versorgung und Betreu-

ung sicherstellen. Die Voraussetzungen messen sich an den Qualitätskriterien der Kinder- 

und Jugendhilfe. Deshalb können unbegleitete minderjährige Flüchtlinge nicht in regulären 

Flüchtlingsheimen mit untergebracht und betreut werden.  

Zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung ausländischer Kinder und 

Jugendlicher ist die Änderung des SGB VIII durch Einfügen der §§ 42 a bis f und § 88 a, vor-

gesehen. 

Für die gesetzliche Vertretung der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge beantragt das 

Jugendamt beim Familiengericht die Bestellung eines Vormundes17. Wenn sich kein Einzel-

vormund aus dem Familien- oder Bekanntenkreis des Minderjährigen findet, wird das 

Familiengericht in der Regel immer den Landkreis zum Vormund oder Pfleger bestellen. Das 

Jugendamt nimmt die Aufgaben der Amtsvormundschaft/Amtspflegschaft wahr und über-

nimmt im Rahmen der Bestellung die gesetzliche Vertretung in der Personen-, Gesundheits- 

und Vermögenssorge.18  

Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, die umverteilt werden, bestehen i. d. R. schon 

Amtsvormundschaften oder Amtspflegschaften bei den abgebenden Jugendämtern. In die-

sen Fällen werden einzelfallbezogen Übernahmen der Amtsvormundschaften bzw. 

Amtspflegschaften unter den Jugendämtern abgesprochen und bei dem Familiengericht be-

antragt.  

Zusammengefasst ist der Vormund:  

- persönlicher Ansprechpartner, 

- gesetzlicher Vertreter, 

- Personensorgeberechtigter, 

- Entwickler von Lebensperspektiven, 

- Hilfeplaner und 

- erster Ansprechpartner im asyl- und ausländerrechtlichen Verfahren.  

Die Amtsvormünder/Amtspfleger müssen sich auf die besondere Bedarfslage der unbegleite-

ten minderjährigen Flüchtlinge einstellen. Dafür hat der Landkreis Teltow-Fläming für 

Oktober 2015 die ersten Fortbildungen organisiert. Der besondere Fortbildungsbedarf wird 

sich in die nächsten Haushaltsjahre fortsetzen und eine Erhöhung der Fortbildungskosten 

nach sich ziehen.  

Für die Aufgabenwahrnehmung muss der Amtsvormund/Amtspfleger durch regelmäßige 

persönliche Kontakte ein enges Vertrauensverhältnis zum Kind oder Jugendlichen aufbauen. 

Aus diesem Grund werden weitaus mehr als nur die gesetzlich geforderten monatlichen Kon-

takte notwendig. Dafür ist eine sprachliche Verständigung mittels Dolmetscher erforderlich.  

                                                
16

 § 42 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 87 Sozialgesetzbuch - Achtes Buch (SGB VIII) 
17

 § 1791 b BGB 
18

 §§ 55 und 56 SGB VIII i. V. m. §§ 1773 bis 1902 BGB 
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Wegen des hohen Bearbeitungsaufwandes in der Amtsvormundschaft/Amtspflegschaft wird 

der gesetzliche Personalschlüssel von 1:50 nicht für den Personenkreis der unbegleiteten 

minderjährigen Flüchtlinge zu halten sein. Als angemessen wird derzeit ein Verhältnis von 

1:30 erachtet. 

4.1.2 Sachstand 

Alle unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge haben einen Anspruch auf Inobhutnahme als 

vorläufige Maßnahme der Jugendhilfe zum Schutz von Kindern und Jugendlichen. Teil des 

Inobhutnahme-Verfahrens ist ein Clearingverfahren. In Ermangelung einer bundes- bzw. 

landesrechtlich verbindlichen Regelung ist jedes Jugendamt verpflichtet, dieses Clearing in 

seinem Zuständigkeitsbereich selbstständig zu regeln. 

Derzeit sind im Landkreis verschiedene Angebote freier Träger für Inobhutnahme, Clearing 

sowie nachfolgenden Hilfemaßnahmen für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge im Aufbau.  

Das Jugendamt Teltow-Fläming lehnt sich dabei an die Empfehlungen der Bundesarbeits-

gemeinschaft der Landesjugendämter zum Umgang mit unbegleiteten minderjährigen 

Flüchtlingen an. 

Grundlage für die Durchführung der Inobhutnahme von unbegleiteten minderjährigen Flücht-

lingen ist danach: 

- Erstgespräch durch das Jugendamt nach dem Vier-Augen-Prinzip und mit Sprachmittler 

oder Dolmetscher,  

- Alterseinschätzung zur Klärung der Inobhutnahme-Voraussetzungen und Beweismit-

telerhebung19,  

- Klärung der Möglichkeiten für eine Familienzusammenführung, 

- schriftliche Dokumentation des Erstgespräches, 

- Verfügung der Inobhutnahme oder schriftlicher Ablehnungs-/Beendigungsbescheid. 

Nach der Entscheidung über die Inobhutnahme des unbegleiteten minderjährigen Flüchtlings 

durch das Jugendamt wird er untergebracht, versorgt und pädagogisch betreut (Erstversor-

gung).  

Im Clearingverfahren erfolgen: 

- die Klärung des Gesundheitszustandes, 

- die ausländerrechtliche Registrierung, 

- die Sozialanamnese, 

- die Bildung und Informationsvermittlung, 

- der Beginn der Hilfeplanung. 

Das Clearingverfahren endet in der Regel, wenn die für eine Entscheidung zu Anschlusshil-

fen notwendigen Fragestellungen hinreichend geklärt sind.  

Steht nach Beendigung des Clearingverfahrens fest, ob und in welchem Umfang die unbe-

gleiteten minderjährigen Flüchtlinge einen weiteren Bedarf an Jugendhilfemaßnahmen 

haben, so sind diese im Anschluss zu gewähren. Hierzu ist das gesamte Leistungsspektrum 

                                                
19

 § 21 SGB X 
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des SGB VIII je nach individuellem Einzelfall in der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII zu prü-

fen.  

Für die Altersfeststellung und die gesundheitliche Beurteilung müssen die Verfahren grund-

sätzlich noch geklärt werden.  

Zu beachten ist, dass unbegleitete minderjährige Flüchtlinge durch einen unsicheren Aufent-

haltsstatus und eine drohende Abschiebung erheblich belastet sind.  

4.1.3 Ziel 

Ziel ist die Integration eines jeden minderjährigen schutzbedürftigen Flüchtlings im Landkreis 

Teltow-Fläming. Sie gelingt durch eine den Bedürfnissen entsprechende Aufnahme, indivi-

duelle Betreuung, gesetzliche Vertretung bei der Wahrnehmung der Rechte, der Einrichtung 

und Inanspruchnahme bedarfsgerechter Jugendhilfemaßnahmen, der Förderung persönli-

cher Kompetenzen, Bildung und Berufsvorbereitung, gesundheitlicher Versorgung sowie der 

Möglichkeiten gesellschaftlicher Teilhabe. 

4.1.4 Maßnahmen 

Das Jugendamt wird alle erforderlichen Maßnahmen im Rahmen der gesetzlichen Vorschrif-

ten der Kinder- und Jugendhilfe ausschöpfen und umsetzen. Dafür sind folgende 

Voraussetzungen zu schaffen:  

- spezialisierte Angebote im Landkreis Teltow-Fläming (Inobhutnahme, Clearing sowie 

geeignete Hilfen zu Erziehung, sowohl ambulant als auch stationär), das heißt, es müs-

sen nicht nur passende Anschlussmaßnahmen und pädagogische Konzepte gefunden 

werden, sondern auch Fachkräfte, die in der Lage sind, diese jungen Menschen profes-

sionell zu begleiten 

- die Fachkräfte der öffentlichen und freien Träger müssen im Rahmen des Hilfeplanver-

fahrens ausländer- und asylrechtliche Bestimmungen und Verfahrensregeln ebenso 

kennen wie die besonderen Bedarfe unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge 

- der gesamte Bearbeitungsprozess muss nach fachlichen Gesichtspunkten gestaltet wer-

den 

- die verschiedenen Kulturen sind zu akzeptieren. 

Die folgenden Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe sind für den Landkreis Teltow-

Fläming gesetzlich verpflichtend: 

- Inobhutnahme, 

- Clearing, 

- Hilfen zur Erziehung, 

- Eingliederungshilfe, 

- Hilfe für junge Volljährige, 

- Führung der Amtsvormundschaft/Pflegschaft. 

Zur Umsetzung der Maßnahmen sind die Qualitätsentwicklung20 und das Fachkräftegebot21 

zu sichern. Dazu gehören: 

                                                
20

 § 79 a SGB VIII 
21

 § 72 SGB VIII 
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- Erfahrungsaustausch mit Landkreisen, die mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 

bereits Erfahrung haben,  

- gezielte Ansprache der Träger der Jugendhilfe zur Schaffung von spezialisierten Angebo-

ten für die Betreuung und Versorgung von unbegleiteten minderjährigen Jugendlichen  

- Schulung der Mitarbeiter des Jugendamtes  

- Einsatz der Jugendhilfeplanung zur Erarbeitung weiterer Maßnahmen und Absicherung 

einer umfassenden und vernetzten Betreuung und Versorgung unbegleiteter minderjähri-

ger Flüchtlinge.  
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4.2 Senioren mit Migrationshintergrund 

Im Landkreis leben 208 Menschen über 65 Jahren aus 45 Nationen. Die größten Gruppen 

kommen aus der Türkei (20), Kroatien (17), Österreich und den Niederlanden. In den nächs-

ten Jahren kommen verstärkt ältere Menschen aus Polen hinzu. Die Mehrzahl lebt in 

binationalen Partnerschaften. Insgesamt ist die Gruppe noch sehr klein und durch ihren lan-

gen Aufenthalt gut integriert. Unter den Flüchtlingen stellen Senioren eine Ausnahme dar. 

Die heutigen Senioren leben länger und sind auch länger fit, selbstbewusst und aktiv. Sie 

genießen das Leben, bilden sich weiter, sind sportlich aktiv und engagieren sich für das Ge-

meinwohl . Dabei stellen sie sich gern neuen Herausforderungen und zeigen in besonderem 

Maße auch Interesse am Kennenlernen fremder Kulturen und Lebensweisen.  Dieses gesell-

schaftlich „neue Altersbild“ kann nicht generell auf die ausländischen Senioren übertragen 

werden. Hier gibt es ethnische und kulturelle Unterschiede, die uns politisch und gesell-

schaftlich herausfordern.  

Die ausländischen Senioren in TF sind nicht in  bestimmten Orten oder nach Nationaltäten 

konzentriert. Daher gibt es in TF keine Spezialangebote für diese Zielgruppen.  

Immer mehr Menschen mit Migrationshintergrund kommen in das Alter, in dem sie Unterstüt-

zung oder Pflege benötigen. Trotz langer Integration ist hier kultursensibles Handeln 

gefordert. Seniorenwohnheime und Pflegedienste sind auf interkulturelle Aspekte jedoch oft 

noch nicht genügend vorbereitet.  

Mit dem Beschluss des Leitbildes sowie der Seniorenpolitischen Leitlinien hat nun auch der 

Landkreis Teltow-Fläming ressortübergreifende Ansätze gebündelt und einen Rahmen für 

die weitere Arbeit in diesem speziellen Bereich gesetzt.  

4.2.1 Sachstand 

Im Landkreis Teltow-Fläming kümmern sich eine hauptamtliche Senioren- und Behinderten-

beauftragte und eine hauptamtliche Integrationsbeauftragte um die Bedürfnisse der hier le-

benden ausländischen Senioren. Sie wurden hierzu durch den Kreistag berufen und nehmen 

ihre Aufgaben entsprechend § 19 Abs. 3 BbgKVerf wahr.  

Darüber hinaus haben zahlreiche Verbände und Vereine ihre Tätigkeit auf die Belange der 

älteren Mitbürger ausgerichtet und unterhalten vielerorts Kontakt- und Begegnungsstellen. 

Hier trifft man sich, um gemeinsam gemütliche Stunden zu verleben, sich auszutauschen, 

gemeinsam Sport zu treiben, sich weiterzubilden und zu informieren. Sowohl einheimische 

als auch eingewanderte Senioren haben gleichermaßen Zutritt.  

Auf Landkreisebene besteht ein Seniorenbeirat, der die Erfahrungen und Wünsche der Seni-

oren in kreisliche Beschlüsse und Maßnahmen einbringt.  

Die im Landkreis beschlossenen „Seniorenpolitischen Leitlinien“ beschreiben die notwendi-

gen und gemeinsam abgestimmten Handlungsfelder des Landkreises und seiner Kommunen 

für Lebensraum, der allen Menschen Inklusion und Teilhabe garantiert.  

4.2.2 Ziel 

- Integration der älteren ausländischen Senioren in die Gemeinschaft  

- Entgegenwirken der sozialen Benachteiligung älterer ausländischer Senioren  

- Förderung der selbstbestimmte Lebensgestaltung im Alter 
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- interkulturelle Öffnung von Beratungs- und Hilfsangeboten 

- Überwindung von Sprachbarrieren  

- Förderung des Verständnisses für die unterschiedlichen Kulturen 

- Pflege und Erhalt der kulturellen Vielfalt  

- gleichberechtigte und umfassende soziale und politische Teilhabe, um Bedarfe und 

Wünsche der ausländischen Senioren zu erfassen und zu berücksichtigen  

4.2.3 Maßnahmen 

- systematische Förderung des Zusammenwirkens von Familie, Nachbarn, Bekannten, 

hauptamtlichen und ehrenamtlichen Helfern zum Wohle der in den Kommunen lebenden 

alt gewordenen und zugewanderten Migranten 

- Initiierung von Sprachkursen und Weiterbildungsmaßnahmen zu den spezifischen inter-

kulturellen Bedürfnissen, insbesondere für die Mitarbeiter von Maßnahme- und 

Angebotsträgern sowie interessierten freiwilligen Helfern  

- interkulturelle Öffnung der Altenhilfe und der Gesundheitsversorgung, durch mutter-

sprachliche Informations- und Beratungsangebote, spezielle Kurse für pflegende 

Angehörige in Migrantenfamilien, Einbindung von mehrsprachigem Personal bzw. aus-

ländischen Fachkräften   

- Initiierung eines Projektes „Virtueller Dolmetscherpool“, um die Kommunikation und 

Sprachbarrieren zu den  ausländischen Senioren zu vereinfachen 

- Einbeziehung älterer ausländischer Senioren in soziale Netzwerke und Förderung des 

interkulturellen Austausches, z.B. in den Kontakt- und Begegnungsstätten, in Familien-

zentren, Stammtischen u. ä.  

- gezielte Kampagnen zur Gewinnung ausländischer Senioren für das Ehrenamt (gemein-

sam mit den Kommunen, Vereinen, Verbänden vor Ort) 

- Mitwirkung älterer ausländischer Senioren im Kreisseniorenbeirat und in den örtlichen 

Beiräten  
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5 Weitere Akteure 

5.1 Netzwerke und Vor-Ort-Unterstützung 

Integration ist mehr als nur Integration von Flüchtlingen in die Gemeinschaft. Es sind viel-

mehr alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens betroffen. Wenn auch das 

Hauptaugenmerk derzeit auf der Integration der Flüchtlinge liegt, sind jedoch alle anderen 

Zugewanderten und Einwohner des Landkreises mit ihren Spezifika nicht zu vergessen. Je-

der Mensch hat Bedarfe und Bedürfnisse, die es zu berücksichtigen gilt. Deshalb ist die 

Öffnung der Regeldienste und Netzwerke für alle Belange des Zusammenlebens elementar. 

5.1.1 Sachstand 

An allen Standorten mit Übergangswohnheimen, Notunterkünften und Verbundwohnungen, 

aber auch in Orten, die eine Unterbringung erst erwarten, hat sich eine starke Zivilgesell-

schaft entwickelt, die ehrenamtlich die Betreuung von Flüchtlingen beim Ankommen und 

Bleiben unterstützt. Alle Initiativen sind miteinander vernetzt. Das Engagement ist vielseitig, 

so z. B. als Paten, bei der Kinderbetreuung oder in Form von Deutschunterricht. Eine Liste 

der lokalen Initiativen findet sich in der Anlage 6.5. 

Um eine möglichst gute Information und Vernetzung zu gewährleisten, hat die Kreisverwal-

tung: 

- die Gemeinnützige Arbeitsförderungsgesellschaft mbH Klausdorf (GAG) mit der Koordi-

nation der Flüchtlingshilfe TF beauftragt. 

- einen Runden Tisch Flüchtlingshilfe ins Leben gerufen, der viermal jährlich zusammen-

kommen wird. Der nächste „Runde Tisch Flüchtlingshilfe“ ist für April 2016 geplant. 

- ist die Kreisverwaltung der Plattform „HelpTo“ beigetreten 

- unterstützt die Kreisverwaltung des „Bündnis für Brandenburg“ 

Die Flüchtlingshilfe TF dient netzwerkübergreifend zur Unterstützung des bürgerschaftli-

chen Engagements und zur Entlastung der Sozialarbeiter in den Einrichtungen. Diese 

Koordinierungsstelle vermittelt telefonisch und über das Internet Hilfsangebote an die Adres-

saten und nimmt auch Sachspenden entgegen. 

Der Runde Tisch Flüchtlingshilfe ist ein Podium für ehrenamtliche Helfer zur Vernetzung 

und zu Austausch. Er wird alle drei bis vier Monate durch die Kreisverwaltung initiiert. Aktuel-

le Fragestellungen werden vorab gesammelt. Für besondere Schwerpunkte organisiert die 

Kreisverwaltung Gesprächspartner und Referenten. 

Neben den Projekten, die im Rahmen der Flüchtlingshilfen vor Ort stattfinden, werden Pro-

jekte im Rahmen des Lokalen Aktionsplanes initiiert, begleitet und auch finanziell 

unterstützt. Hinzu kommen Fördermittel aus dem Bundesprogramm Demokratie Leben, wo-

mit Partnerschaften für Demokratie gewonnen und ein starkes Netzwerk im Landkreis 

Teltow-Fläming installiert werden soll.  

Das bestehende Netzwerk für Demokratie hat sich personell stark erweitert. Unterstützt 

wird das Netzwerk durch Tolerantes Brandenburg, Aktionsbündnis Brandenburg, DEMOS 

mit den Bereichen Mobiles Beratungsteam und RAA und vielen anderen Netzwerkpartnern. 
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Koordiniert werden diese Partnerschaften von der Koordinierungs- und Fachstelle und der 

Gleichstellungs- und Integrationsbeauftragten des Kreises. 

Neben den Netzwerken, die sich explizit zur Unterstützung der Flüchtlinge gebildet haben, ist 

es erforderlich, die Themen Migration und interkulturelle Öffnung  in die Arbeit aller beste-

henden sozialen Netzwerke einzubringen. So werden sich zum Beispiel das Netzwerk 

Kinderschutz und das Netzwerk Gesunde Kinder künftig auch den Themen Migration und 

Zuwanderung zuwenden und ihre Angebote spezifizieren.  

5.1.2 Ziel 

Die vorhandenen Netzwerke und Bündnisse werden informiert und gestärkt. Der begonnene 

Dialog für ein tolerantes und weltoffenes Miteinander unter Einbeziehung aller Menschen 

unabhängig von Herkunft, Alter, Religion, Hautfarbe und Geschlecht wird fortgesetzt. Her-

ausforderungen des demografischen und gesellschaftlichen Wandels werden frühzeitig 

erkannt und in Politik, Verwaltung und bei externen Akteuren thematisiert. 

Grundlage dafür  ist das Leitbild des Landkreises  „Miteinander leben und die Zukunft gestal-

ten“.  

5.1.3 Maßnahmen 

- Organisation des Runden Tisches Flüchtlingshilfe 

- Bereitstellung von aktuellen Informationen zu Entwicklungen, Hilfestellungen und Ange-

boten für alle Interessenten  

- Einbeziehung möglichst aller sozialen Netzwerke und Bündnisse in den Integrationspro-

zess 

- Gewinnen von Partnerschaften für Demokratie aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und 

Bürgerschaft zur Fortsetzung des Dialogs 

- gemeinsame Projekte, Konferenzen und andere Zusammenkünfte, bei denen sich die 

Bewohner des Landkreises zur Erreichbarkeit und Umsetzung aller im Leitbild festgehal-

tenen Ziele verständigen und künftige Aufgaben formulieren  

- Zusammenführen von Politik, Verwaltung, Wirtschaft und bürgerschaftlichem Engage-

ment  

- Nutzen der Förderung  aus dem Bundesprogramm „Demokratie leben“ zur Entwicklung 

der Partnerschaften für Demokratie,  Finanzierung von Projekten im Rahmen des LAP 

(derzeit 40.000,- €/jährlich)   
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5.2 Verwaltung 

In der Kreisverwaltung Teltow-Fläming sind ca. 830 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter be-

schäftigt. Damit ist die Kreisverwaltung einer der größten Arbeitgeber im Landkreis und  

nimmt eine entsprechende Vorbildrolle mit Blick auf einen weltoffenen Landkreis ein.  

Als einer der größten Arbeitgeber hat der Landkreis auch einen entsprechenden Bedarf an 

Fachkräften. Auch die Kreisverwaltung muss zur Aufrechterhaltung ihrer Leistungsfähigkeit  

massiv um Nachwuchs werben. Dabei steht der Landkreis in Konkurrenz zu allen anderen 

Arbeitgebern. Die Schaffung einer Willkommenskultur, als Teil der Personalentwicklung ver-

standen, führt auch zur Erhöhung der Attraktivität des Landkreises als Arbeitgeber. Insofern 

unterstützt Willkommenskultur die Umsetzung der Personalentwicklungskonzeptes 2014. 

Die Beschäftigten und insbesondere deren Führungskräfte sind auf die gesellschaftlichen 

Veränderungen vorzubereiten und für eine bewusstere Integration fit zu machen. 

„Wir alle erleben kulturelle Vielfalt als Bereicherung“ ist eine der Leitlinien der Zusammenar-

beit und Führung in der Kreisverwaltung Teltow-Fläming. Auch das Leitbild des Landkreises 

spricht sich für interkulturelle Integration aus. 

5.2.1 Rechtliche Grundlagen 

Die rechtlichen Grundlagen für die Schaffung einer Willkommenskultur sind Artikel 3 Grund-

gesetz und § 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. 

5.2.2 Sachstand 

Für die Beschäftigten der Kreisverwaltung spielt Integration im beruflichen Alltag oft nur an 

den Stellen eine Rolle, wo die Menschen mit Migrationshintergrund Kunden der Verwaltung 

sind. Die gesetzeskonforme Aufgabenerledigung steht im Vordergrund. 

Schulungen, wie sie die Regionalen Arbeitsstellen für Bildung, Integration und Demokratie 

(RAA) oder die Volkshochschule anbieten, wurden deshalb häufig nur von diesen Kollegin-

nen und Kollegen genutzt. Schwerpunkte für Schulungsangebote sind bisher Jugendamt, 

Ausländerbehörde und Sozialamt.  

Landesweit wird der Anteil der mit Migrationshintergrund Beschäftigten im öffentlichen Dienst 

auf 2,1 Prozent geschätzt. Wie groß der Anteil an Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Mig-

rationshintergrund in der Kreisverwaltung Teltow-Fläming ist, wurde noch nicht ermittelt. 

Der Bereich Öffentlichkeitsarbeit widmet sich intensiv dem Thema Willkommenskultur und 

Integration. Die Internetseiten des Landkreises bieten bereits Informationen in Englisch und 

in Polnisch. In Bezug auf das Thema Migration werden kontinuierlich Informationen für Ein-

wohner und Zugewanderte aufbereitet und im Internet oder als Printerzeugnisse zur 

Verfügung gestellt.  

Durch den stetigen Zuwachs der Ausländer im Landkreis erfolgten organisatorische Verän-

derungen in der Ausländerbehörde, mit denen nicht nur die Bearbeitung der Sachverhalte, 

sondern auch der Service für die Antragsteller verbessert werden konnte. 

Die Ausgabe von Aufenthaltstiteln erfolgt nach Terminabsprache und nach Möglichkeit ohne 

Wartezeiten. 2014 wurde eine mehrsprachige Aufrufanlage installiert. Es gibt eine zentrale 
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Telefonnummer (03371 608  2108) und eine zentrale Anlaufstelle (Service), um die Antrag-

steller entsprechend ihrer Anliegen gezielt an die zuständigen Sachbearbeiter zu verweisen. 

Eine direkte normierte Verpflichtung zur Mehrsprachigkeit der Ausländerbehörde besteht  

nicht. Im behördlichen Alltag ist die Sprachbarriere das größte Hindernis bei der Kommunika-

tion. Um diese zu überwinden, unterstützen sich die Antragssteller häufig untereinander. 

Ebenso werden mehrsprachige Publikationen und Informationen und Antragsformulare  ge-

nutzt, die zum Teil in der Ausländerbehörde erarbeitet wurden. Darüber hinaus erfolgt die 

Beratung entsprechend den persönlichen Fremdsprachenkenntnissen der Sachbearbeiter 

auch unter Zuhilfenahme von Online-Übersetzern.  

5.2.3 Ziel 

Die Beschäftigten der Kreisverwaltung verfügen über eine positive innere Grundhaltung ge-

genüber allen Menschen. Sie bekennen sich zu einer Willkommenskultur und gestalten 

diese. 

Die Beschäftigten wissen, dass die Gesellschaft Zuwanderung braucht. Die Beschäftigten 

verfügen über interkulturelle Kompetenz und empfinden Zuwanderung als positive Bereiche-

rung. Migranten sollen im Kreishaus sowohl als Kunde wie auch als Mitarbeiter das Gefühl 

des Willkommenseins spüren und sich wohl fühlen. 

Die Ausländerbehörde Teltow-Fläming wird von der reinen Ordnungsbehörde zum bürger-

freundlichen Dienstleister. Das umfasst u. a. das (auch fremdsprachliche) Informations- und 

Beratungsangebot sowie angemessene Wartezeiten. Auch sie verkörpert die Willkommens-

kultur im Landkreis Teltow-Fläming.  

5.2.4 Maßnahmen 

Den Beschäftigten ist durch geeignete Schulungsmaßnahmen das Thema Integration und 

Willkommenskultur insgesamt näher zu bringen. Durch Wissensvermittlung soll Verständnis 

für verschiedene Kulturen, Religionen, Bräuche, Verhaltensweisen erzeugt werden.  

5.2.4.1 Einzelne Bereiche der Verwaltung 

Personalamt 

- Anbindung der Integration als Teilaufgabe der Personalentwicklung im Sachgebiet Per-

sonal und Organisation 

- Schaffung einer zentralen Anlaufstelle zum Thema Integration für beschäftigte Migranten 

und Führungskräfte  

- Erfassung von Beschäftigten mit Migrationshintergrund oder besonderen sprachlichen 

Kompetenzen  

- Umfrage unter den Beschäftigten mit Migrationshintergrund: Wie kann Willkommenskul-

tur aus Sicht der Betroffenen verbessert werden?  

- deutlichere Adressierung von Stellenausschreibungen an Bewerber mit Migrationshinter-

grund  

- Erfassung aller mit Migranten in Kontakt stehenden Stellen der Kreisverwaltung 

- Einzelfallprüfung zweckmäßiger Maßnahmen der Personalentwicklung  
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Öffentlichkeitsarbeit 

- Ausbau der fremdsprachigen Informationsangebote im Internet 

- Entwickeln eines Angebotes in leichter und damit auch für Migranten verständlicheren 

Sprache 

- Anpassung der Internetseiten für Smartphone-Nutzung 

Ausländerbehörde 

- Ausbau des mehrsprachigen Informations- und Beratungsangebots 

- Informationen über die wichtigsten Themen und aktuelle Änderungen mehrsprachig so-

wie in einfachem, verständlichem Deutsch, sowohl auf Merkblättern, als auch im Internet 

- mindestens Grundkenntnisse einer Fremdsprache als Einstellungsvoraussetzung für 

neue Mitarbeiter 

- Festigung und Ausbau der Sprachkenntnisse aller Sachbearbeiter 

- Einführen einer Terminvergabe für Vorsprachen bei der Ausländerbehörde 

- Beauftragung der zentralen Service-Stelle der Ausländerbehörde mit der allgemeinen 

Antragsberatung, Terminvergabe und Aufgaben mit geringem Zeitaufwand 

- Vertiefung der Zusammenarbeit mit anderen Ämtern und Behörden 

- Erarbeitung eines Weiterbildungskonzepts für die Mitarbeiter der Ausländerbehörde 
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6 Anlagen 

6.1 Rechtliche Grundlagen und allgemeine Begriffsbestimmungen  

6.1.1 Freizügigkeitsrecht von Unionsbürgern (EU) 

Zu den vier Grundfreiheiten des europäischen Binnenmarktes gehören Personenfreizügig-

keit, Dienstleistungs-, Warenverkehrs- und Kapitalfreiheit. Auf diesen Grundfreiheiten beruht 

das Freizügigkeitsrecht von Unionsbürgern (Richtlinie 2004/38/EG), die in der Bundesrepub-

lik im Freizügigkeitsgesetz/EU umgesetzt wurde. Jeder Unionsbürger kann sich in jedem 

Mitgliedstaat der EU (sowie in Island, Lichtenstein, Norwegen und Schweiz) auf die Freizü-

gigkeit berufen.  

Aufgrund der räumlichen Nähe ist jeder zweite EU-Ausländer im Land Brandenburg und 

auch bei uns im Landkreis aus unserem unmittelbaren Nachbarland Polen. Diese begründen 

„fast alle ihr Freizügigkeitsrecht auf Grund des hier bestehenden Arbeitsverhältnisses und 

mit dem Wohnsitz. Für den Nachweis des Freizügigkeitsrechts ist seit 2012 keine gesonderte 

behördliche Bescheinigung mehr erforderlich. Alleine der Arbeitsvertrag, die Wohnungsan-

meldung und der Nachweis der Krankenversicherung sind ausreichend, um das 

Freizügigkeitsrecht zu dokumentieren. Nach fünf Jahren erwerben die Freizügigkeitsberech-

tigten und ihre Familienangehörigen ein unbefristetes Aufenthaltsrecht. Eine gesonderte 

behördliche Bestätigung ist hierfür ebenfalls nicht erforderlich.  

Eine Verpflichtung zur Anmeldung bei der Ausländerbehörde haben nur Familienangehörige 

von EU-Ausländern, die nicht eine Unionsbürgerschaft besitzen. Diese Rechte stehen im 

Übrigen auch jedem Bundesbürger in den 27 Mitgliedstaaten der EU sowie in Island, Lich-

tenstein, Norwegen und Island zu. 

Neben dem Freizügigkeitsrecht genießen alle Unionsbürger u. a. das Kommunalwahlrecht 

am Wohnort, das Wahlrecht zum Europäischen Parlament, ein Diskriminierungsverbot auf 

Grund der Staatsangehörigkeit sowie ein Petitions- und Beschwerderecht.  

Die Anzahl der im Landkreis lebenden EU-Ausländer beträgt inzwischen rund 3100 

(31.12.2015). 

6.1.2 Aufenthaltsregelungen für Angehörige sog. Drittstaaten/Nicht-EU-Ausländer  

Nicht-EU-Ausländer sind Ausländer, die nicht die Unionsbürgerschaft besitzen. Für die Ein-

reise von Nicht-EU-Ausländern besteht grundsätzlich die Visapflicht.  

Für den kurzfristigen Aufenthalt(bis 90 Tage) u. a. für Touristen, Besucher und Geschäftsrei-

sende, wird ein so genanntes. Schengen-Visum ausgestellt. Dies berechtigt in allen Staaten 

des Schengener Abkommens zum Aufenthalt, aber nicht zur Arbeitsaufnahme.  

Für den kurzfristigen Aufenthalt besteht die Visafreiheit für Staatsangehörige zahlreicher 

Staaten, wie z. B. Brasilien, Israel, Japan, Vereinigte Staaten, Honduras und alle Westbal-

kanstaaten bis Kosovo.  

Für den langfristigen Aufenthalt (über 90 Tage) sind nationale Visa bei den deutschen Aus-

landsvertretungen zu beantragen. In der Regel wird dabei die örtliche Ausländerbehörde 

beteiligt. Nach der Einreise besteht die Verpflichtung, sich bei dieser Ausländerbehörde an-

zumelden. Auf Grundlage des Visums wird dann ein befristeter Aufenthaltstitel in Form des 

elektronischen Ausweises ausgestellt.  
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Das Aufenthaltsrecht unterscheidet nach den Zwecken des längerfristigen Aufenthaltes. Die-

se sind Ausbildung, Studium, Erwerbstätigkeit sowie familiäre und humanitäre Gründe.  

Entsprechend dem Aufenthaltszweck kann nach frühestens drei oder fünf Jahren ein unbe-

fristeter Aufenthaltstitel (Niederlassungserlaubnis und/oder Daueraufenthalt EU) erteilt 

werden.  

Im Übrigen enthält jedes ausländerrechtliche Dokument neben der Aussage zur Dauer des 

genehmigten Aufenthaltes eine Aussage zum Arbeitsmarktzugang. 

6.1.3 Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 

Durch Geburt im Inland kann ein Kind ausländischer Eltern die deutsche Staatsangehörigkeit 

erwerben, wenn mindestens ein Elternteil seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt in Inland hat und über ein unbefristetes Aufenthaltsrecht verfügt ist. 

Darüber hinaus kann die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erworben wer-

den. Hierzu muss der Antragsteller u. a. seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt in Inland haben und über ein unbeschränktes Aufenthaltsrecht verfügen bzw. frei-

zügigkeitsberechtigt sein sowie ausreichenden Kenntnissen der deutschen Sprache und den 

„Integrationstest“ nachweisen. Bis auf EU-Ausländer und wenige Ausnahmen muss bei der 

Einbürgerung die bisherige Staatsangehörigkeit aufgegeben werden. Für viele Ausländer ist 

dies die größte Hürde, da diese dann im Herkunftsland als Ausländer der Visapflicht unter-

liegen und/oder erhebliche zivil- und erbrechtliche Nachteile entstehen.  

6.1.4 Begriffsvielfalt: Flüchtlinge und Asyl  

In den Medien und der öffentlichen Wahrnehmung werden u. a. die Begriffe (Kontingent-) 

Flüchtling  mit/ohne Aufenthaltsrecht, Asylberechtigte,  Asylerstantragsteller, Asylfolgean-

tragsteller verwendet. Die größte Begriffsvielfalt gibt es bei den humanitären Aufenthalten. 

Im allgemeinen Sprachgebrauch werden Flüchtlinge und Asylbewerber als Personengruppe 

oft zusammengefasst. In der verwaltungsrechtlichen Praxisbetrachtung ist aber eine Unter-

scheidung notwendig, wenn auch nicht einfach. Deshalb werden hier kurz die wichtigsten 

Begriffe und der Ablauf des Asylverfahrens erläutert. 

6.1.4.1 Asylbewerber 

Asylbewerber im Sinne des Ausländerrechts sind Personen im laufenden Asylverfahren. 

Diese erhalten als Aufenthaltsbescheinigung eine Aufenthaltsgestattung als Beleg für das 

Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet. Auf Grund der stark gestiegenen Anzahl der Asylsuchen-

den erhalten die Asylsuchenden bis zur Eröffnung des Asylverfahrens als vorläufiges 

Dokument die Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender (BÜMA). 

6.1.4.2 Asyl-Erstantrag 

Personen, die erstmalig einen Asylantrag stellen, werden als Asylerstantragsteller be-

zeichnet und entsprechend dem Verteilungsschlüssel auf die einzelnen Bundesländer verteilt 

(Königsteiner Schlüssel). Sie sind verpflichtet, bis zu drei Monaten in den Erstaufnahmeein-

richtungen der Bundesländer entsprechend der ihnen mitgeteilten Verteilentscheidung zu 

wohnen.  
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Nach maximal drei Monaten werden die Asylsuchenden in Brandenburg auf die Landkreise 

und kreisfreien Städte verteilt. 2015 erfolgte die Verteilung oft bereits nach wenigen Tagen 

des Aufenthalts in der Erstaufnahmeeinrichtung. Die Aufnahme und vorläufige Unterbringung 

ist eine gesetzliche Pflichtaufgabe der Landkreise und kreisfreien Städte (Landesaufnahme-

gesetz). Im Landkreis Teltow-Fläming erfolgt die Unterbringung vorerst in 

Gemeinschaftsunterkünften oder Verbundwohnungen. Nach Einzelfallprüfung kann zu einem 

späteren Zeitpunkt die Prüfung der Wohnungsunterbringung erfolgen.  

Über den Asylantrag entscheidet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Die Auslän-

derbehörde des Landkreises führt die Ausländerakte und setzt die Entscheidungen des 

Bundesamtes um.  

Bei einer positiven Entscheidung im Asylverfahren erhält der Antragsteller ein Aufenthalts-

recht aus humanitären Gründen. Im Fall der negativen Entscheidung ist der Ausländer 

ausreisepflichtig. Bis zur Klärung der Ausreisepflicht oder beim Vorliegen von Hinderungs-

gründen für die Ausreise erhält er eine Duldung. 

6.1.4.3 Asyl-Folgeantrag 

Nach einer negativen Asylentscheidung kann jederzeit ein weiterer Asylantrag gestellt wer-

den. Dies kann unmittelbar nach der negativen Entscheidung sein oder aber zu einem 

späteren Zeitpunkt. Für den Antrag sind weitere bzw. zusätzliche Asylgründe zu benennen. 

Bis zur Entscheidung, ob ein weiteres Verfahren durchgeführt wird, erhalten die Folgean-

tragsteller eine Duldung. Erfolgt die Folgeantragstellung nach der Wiedereinreise in das 

Bundesgebiet, werden die Antragsteller wieder an die Kommune verwiesen, in der sie zur 

Erstantragstellung untergebracht waren. Das Asylfolgebegehren wird wie der Erstantrag ge-

prüft und entschieden. Gegen jede Entscheidung des Bundeamtes steht den Antragstellern 

der Rechtsweg offen.  

6.1.4.4 Ablauf des Asylverfahrens 

Das Asylbegehren kann entsprechend der geltenden Rechtslage nur im Inland gestellt wer-

den. In der Regel erfolgt dies unmittelbar nach Einreise bzw. beim Erstkontakt mit der 

Polizei. Die Asylantragsteller erhält eine Mitteilung, bei welcher Erstaufnahmeeinrichtung 

(EAE) die Aufnahme, die Unterbringung und die medizinische Versorgung erfolgt. Dort wer-

den die Personalien aufgenommen und das Asylverfahren formell eröffnet. Die Anhörung 

zum Asylverfahren sollte noch während des Aufenthalts in der EAE erfolgen. Nach spätes-

tens drei Monaten werden die Antragsteller auf die Kommunen, in Brandenburg die 

Landkreise und kreisfreien Städte, verteilt. Die erste Unterbringung erfolgt in einer Gemein-

schaftsunterkunft bzw. im Übergangswohnheim. 

Die Asylverfahren werden vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) bearbeitet. 

Die Ausländerbehörde führt die Ausländerakte, bearbeitet ausländerrechtliche Vorgänge und 

wird als sog. Erfüllungsgehilfe des Bundesamtes tätig. 

6.1.4.5 Geduldete  

Asylantragstellern, deren Asylbegehren abgelehnt und keine Schutzgründe zuerkannt wur-

den sind, nach Rechtskraft des Ablehnungsbescheides ausreisepflichtig.  
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Ausreisepflichtige Personen, die der Ausreiseverpflichtung nicht nachkommen können und 

bei denen die aufenthaltsbeendende Maßnahme nicht unmittelbar umgesetzt werden kann, 

erhalten eine Bescheinigung über die Aussetzung der Abschiebung (Duldung).  

Die Gründe für das Aussetzen der Abschiebung können sehr vielfältig sein, so z.B. ein Ab-

schiebungsstopp für Kriegs- oder Krisenländer, dringende humanitäre oder persönliche 

Gründe (z. B. Krankheit) oder fehlende Reisedokumente.  

Bei Geduldeten wird zwischen denjenigen, die das Ausreisehindernis nicht selbst oder selbst 

zu vertreten haben, unterschieden. Die Duldung ist kein Aufenthaltstitel und berechtigt daher 

sehr eingeschränkt und in der Regel nur mit Genehmigung der Ausländerbehörde zur Ar-

beitsaufnahme. Die Beschäftigung soll den Personen, die bei der Passbeschaffung nicht 

mitwirken, im Regelfall nicht gestattet werden. 

6.1.4.6 Humanitäre Aufenthaltstitel 

Im Rahmen des humanitären Aufenthaltsrechts werden Aufenthaltstitel nach einer positiven 

Asylentscheidung des Bundesamtes als Abschluss des Asylverfahrens auf Grundlage von 

Bundes- oder Landesaufnahmeprogrammen oder besonderen Einzelfallentscheidungen er-

teilt. Nach der positiven Entscheidung im Asylverfahren wird den Antragstellern ein 

entsprechender Status oder Schutz zuerkannt und der entsprechende Aufenthaltstitel mit 

einer Arbeitserlaubnis ausgestellt.   

6.1.4.7 Asylberechtigte und Flüchtlinge im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention 

Die Feststellung der Asylberechtigung im Sinne des Art. 16a des Grundgesetzes oder die 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention hat zur 

Folge, dass vorerst ein Aufenthaltstitel für drei Jahre zuerkannt wird und ein Reisedokument 

als Passersatz ausgestellt. Für diese Personengruppe sind auf Grund der besonderen Le-

benssituation für den Erwerb des unbefristeten Aufenthaltsrechts und für die Einbürgerung 

verkürzte Fristen vorgesehen. Für den Bezug von Sozialleistungen, die Wohnortwahl, bei  

der Erwerbstätigkeit und den Integrationsmaßnahmen gibt es keine Einschränkungen.  

6.1.4.8 Internationaler oder nationaler subsidiärer Schutzstatus sowie besonderen 
Aufnahmeprogrammen des Bundes 

Personen, denen subsidiärer Schutz zuerkannt wird oder mit einem Abschiebeverbot, erhal-

ten einen Aufenthaltstitel vorerst für ein Jahr und eine allgemeine Arbeitserlaubnis. Dieser 

Aufenthaltstitel kann nach Rückfrage beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge jeweils 

um zwei Jahre verlängert werden, solange der Grund für die Erteilung des subsidiären 

Schutzes gegeben ist. 

Im Rahmen von besonderen Aufnahmeprogrammen des Bundes wurden in den letzten Jah-

ren syrische Kontingentflüchtlinge und gefährdete ehemalige afghanische Ortskräfte 

aufgenommen. Diese erhalten einen Aufenthaltstitel gem. § 22 oder 23 AufenthG für zwei 

Jahre. 

Diese Aufenthaltstitel werden im Anschluss alle zwei Jahre verlängert, solange vom Bundes-

amt der Bestand der Schutzgründe bestätigt wird. Im Gegensatz zu den Asylberechtigten 

und Flüchtlingen ist der Wohnsitz für die Dauer des Sozialleistungsbezugs auf den jeweiligen 

Verwaltungsbezirk (Landkreis Teltow-Fläming) beschränkt. Alle o.g. Personengruppen erhal-
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ten eine Arbeitserlaubnis Die Berufsanerkennung, notwendige Sprachkurse und die Arbeits-

vermittlung erfolgen über das Jobcenter, sobald der Aufenthaltstitel ausgehändigt wurde.  

Spätestens mit der Erteilung des Aufenthaltstitels können und sollen die o.g. Personengrup-

pen aus dem Übergangswohnheimen ausziehen.  

6.1.5 Arbeit und Arbeitsförderung (s.a. Punkt 3.4.) 

Anspruchsberechtigte nach dem SGB II (Sozialgesetzbuch II) haben die Möglichkeit, Leis-

tungen gemäß §§ 16 ff. SGB II in Anspruch zu nehmen. In diesen Fällen ist das Jobcenter 

Teltow- Fläming für die Arbeitsförderung gemäß § 14 SGB II und § 22 Abs. 4 SGB III zu-

ständig. Voraussetzung hierfür ist die Vorlage eines Aufenthaltstitels entsprechend 

nachfolgend aufgeführter gesetzlicher Grundlagen. 

 

Aufenthaltspapier Erläuterung Leistungen/ Arbeits-

förderung 

AE § 23 Abs. 1 und Abs. 2 Auf-

enthG 

Abs. 1: Aufenthalt nach Bleiberecht oder Alt-

fallregelung (nicht wegen Krieg im Heimatland 

i. S. d. § 1 Abs. 1 Nr. 3 AsylbLG) 

Abs. 2: Aufnahme bes. schutzbedürftiger 

Flüchtlinge (Weisung durch Bundesministeri-

um des Inneren vom 30.05.2013) 

Jobcenter 

AE § 23 a AufenthG für mehr als 6 

Monate 

Aufenthaltsgewährung in Härtefällen Jobcenter 

AE § 25 Abs. 1 - 3 AufenthG Asylberechtigt, Flüchtling und subsidiär 

Schutzberechtigte 

Jobcenter 

AE § 25 Abs. 5 AufenthG Aufenthalt aus humanitären Gründen Jobcenter 

 AE § 25 Abs. 4 S. 2 AufenthG Gültigkeit über 6 Monate oder Inhaber gehörte 

vor Erteilung nicht zu den Anspruchsberech-

tigten nach § 1 Abs. 1 AsylbG 

Jobcenter 

AE § 25 a, b AufenthG Aufenthaltsgewährung bei gut integrierten 

Geduldeten 

Jobcenter 

AE § 104 a, b AufenthG  Bleiberecht aufgrund Altfallregelung Jobcenter 

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.) (Februar 2014). Ein Leitfaden zu Arbeits-
marktzugang und -förderung – Flüchtlinge 

 

Besonders zu beachten sind die Nebenbestimmungen im Aufenthaltspapier. Diese geben 

darüber Auskunft, inwieweit den Migranten eine Erwerbstätigkeit gestattet ist (Allgemein ge-

stattet, kann auf Antrag erlaubt werden oder in bestimmten Fällen ganz verboten.). 
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Bei Aufenthaltspapieren nach § 23 Abs. 1 AufenthG, § 23 a AufenthG, § 25 Abs. 3- 5 Auf-

enthG und § 25 a AufenthG sind Beschäftigungen grundsätzlich gestattet (§ 31 BeschV). Die 

selbstständige Erwerbstätigkeit kann auf Antrag erlaubt werden. Aufenthaltserlaubnisse nach 

§ 25 Abs. 1 und 2 AufenthG und § 23 Abs. 2 AufenthG gestatten die volle Erwerbstätigkeit. 

Bei Gestattung einer Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit stehen die Migranten dem Ar-

beitsmarkt uneingeschränkt zur Verfügung (gem. § 138 Abs. 5 SGB III). Sie haben zudem 

Anspruch auf Förderinstrumente nach §§ 16 ff. SGB II, welche Förderungen nach dem SGB 

III (Beratung gem. §§ 29 ff SGB III, Vermittlung gem. §§ 35 SGB III, vermittlungsunterstüt-

zende Leistungen gem. §§ 44,45 SGB III, berufliche Weiterbildung gem. §§ 81 ff. SGB III, 

Teilhabe am Arbeitsleben gem. §§ 112 ff. SGB III, Einstiegsqualifizierung gem. § 54 a SGB 

III, Ergänzungsleistungen und Zuschüsse gem. §§ 88 ff. SGB III) beinhalten. 

6.1.5.1 Asylbewerber und Geduldete 

Aufenthaltspapier Erläuterung Leistungen/  

Arbeitsförderung 

Asylbewerber nach § 55 AsylVfG Personen, die eine Anerkennung als politisch 

Verfolgte oder als Flüchtlinge nach der Genfer 

Flüchtlingskonvention (GFK)  beantragt ha-

ben; Aufenthaltsgestattung während des 

laufenden Asylanerkennungsverfahrens 

 

Amt für Soziales/ Agen-

tur für Arbeit 

Geduldete nach § 60a AufenthG Personen, die aus rechtlichen oder tatsächli-

chen Gründen nicht abgeschoben werden 

können, obwohl sie vollziehbar ausreisepflich-

tig sind; negative Asylentscheidung, aber 

Abschiebung vorübergehend ausgesetzt (Dul-

dung) 

 

Amt für Soziales/ Agen-

tur für Arbeit 

 

In den ersten 3 Monaten des Aufenthalts besteht grundsätzlich ein Arbeitsverbot. Eine Aus-

nahme liegt bei den Geduldeten vor, hier ist ein sofortiger, zustimmungsfreier 

Arbeitsmarktzugang bei Berufsausbildungen und „Blauer Karte EU“ möglich. 

Eine Erwerbstätigkeit ist bis zum 48. Aufenthaltsmonat nur nach Genehmigung durch die 

Ausländerbehörde gestattet. Besonders zu beachten sind auch hier die Nebenbestimmun-

gen im Aufenthaltspapier, welche durch die Ausländerbehörde erfasst werden. Diese geben 

darüber Auskunft, inwieweit den Migranten eine Erwerbstätigkeit gestattet ist, z. B.: 

- Wartefrist (Erwerbstätigkeit nicht gestattet) 

- Arbeitsmarktprüfung mit oder ohne Vorrangprüfung   (Erwerbstätigkeit nur nach Geneh-

migung durch die Ausländerbehörde gestattet) 

- Arbeitserlaubnis (Erwerbstätigkeit gestattet) 

- Versagung der Beschäftigungserlaubnis (Erwerbstätigkeit nicht gestattet) 
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Die Erteilung der Beschäftigungserlaubnis durch die Ausländerbehörde bedarf generell der 

Zustimmung der BA (d. h. ZAV und Arbeitgeberservice). Hier erfolgen: 

-  eine Vorrangprüfung (ob für den konkreten Arbeitsplatz bevorrechtigte Bewerber zur  

Verfügung stehen) und  

- die Prüfung der vergleichbaren Arbeitsbedingungen (Arbeits- und Lohnbedingungen dür-

fen nicht ungünstiger sein als die vergleichbarer inländischer Arbeitnehmer).  

Die Vorrangprüfung durch die ZAV und den Arbeitgeberservice entfällt, wenn eine Qualifika-

tion als Fachkraft nachgewiesen wird oder der Asylbewerber/Geduldete sich bereits seit 15 

Monaten im Bundesgebiet aufhält. 

Auf die Prüfung der Beschäftigungsbedingungen durch die zuständige Ausländerbehörde 

wird erst ab dem 49. Monat des Aufenthalts in Deutschland verzichtet. 

Keiner Zustimmung der BA bedarf die Beschäftigungserlaubnis für 

- eine Berufsausbildung, 

- für bestimmte Beschäftigungen nach der BeschV (z. B. Hochqualifizierte, Blaue Karte 

EU, Hochschulabsolventen, Führungskräfte, Wissenschaft/Forschung, Freiwilligendienst,  

Praktika zu Weiterbildungszwecken) und 

- eine Beschäftigung von Ehegatten/Lebenspartnern, Verwandten 1.Grades, wenn Arbeit-

geber und Arbeitnehmer in einer häuslichen Gemeinschaft leben 

Für betriebliche und schulische Ausbildungen mit betrieblichen Praktika ist ebenfalls eine 

Beschäftigungserlaubnis erforderlich. Dies trägt die Ausländerbehörde in die Nebenbestim-

mungen im Ausweis ein. Asylbewerber mit Aufenthalt unter 3 Monaten können eine 

schulische Ausbildung aufnehmen, ab dem 4. Monat sind alle Ausbildungen möglich. Perso-

nen mit Duldung können an dem 1. Tag des Aufenthalts eine Ausbildung aufnehmen. 

6.1.5.2 Andere Zuwanderer 

Ausländer (EU/EWR/Schweiz) können nur Leistungen nach dem SGB II beziehen, wenn sie 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben, als erwerbsfähig gem. § 8 Abs. 2 SGB 

II gelten und nicht nach § 7 Abs. 1 S. 2 SGB II ausgeschlossen werden.  

Personen (EU-Bürger/EWR/Schweiz) und deren Familienangehörige, deren Aufenthalt in 

Deutschland ausschließlich dem Zweck der Arbeitsuche dient, sind gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 

Nr. 2 SGB II von den Leistungen des SGB II ausgeschlossen.  

Ebenfalls vom Leistungsanspruch gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 SGB II ausgeschlossen sind wirt-

schaftlich nicht aktive EU-Bürger während der ersten 3 Monate ihres Aufenthaltes in 

Deutschland.  

Eine Meldung zum Zweck der Arbeitsuche in der Agentur für Arbeit ist jederzeit möglich. 

Als Arbeitnehmer und Selbstständige haben Ausländer (EU-Bürger/EWR/Schweiz) in 

Deutschland grundsätzlich einen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II, um ihr Er-

werbseinkommen durch Grundsicherungsleistungen aufzustocken (Voraussetzungen des § 7 

SGB II liegen vor). 
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6.1.5.3 Spätaussiedler 

Bei Vorlage des Aufnahmebescheides nach § 26 BVFG (Ausstellung durch das Bundesver-

waltungsamt) wird den Spätaussiedlern die Eigenschaft als deutsche Volkszugehörige 

bestätigt. Die deutsche Staatsangehörigkeit liegt hierdurch nicht vor, jedoch erlaubt der Auf-

nahmebescheid einen dauerhaften Wohnsitz in Deutschland sowie die Möglichkeit, bei 

Vorlage aller Anspruchsvoraussetzungen nach § 7 SGB II Leistungen nach dem SGB II zu 

erhalten. 
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6.2 Maßnahmen des Jobcenters Teltow-Fläming und der Bundesagentur 
für Arbeit  

6.2.1 Integrationskurs (verpflichtend) 

Ausländer (Nicht-EU-Bürger/Spätaussiedler) mit einem Aufenthaltstitel ab 1. Januar 2005 

und unzureichenden Deutschkenntnissen sind verpflichtet, einen Integrationskurs zu absol-

vieren. Bei der Ausstellung des Aufenthaltstitels wird diese Verpflichtung von der 

Ausländerbehörde festgestellt. Beim Bezug von Leistungen nach dem SGB II wird eine Auf-

forderung zur Teilnahme ein einem Integrationskurs durch das Jobcenter erfolgen. Im 

Landkreis Teltow-Fläming bieten mehrere Bildungsträger entsprechende Integrationskurse 

auch für spezielle Zielgruppen wie Jugendliche oder Analphabeten an. Die Teilnahme um-

fasst einen zeitlichen Umfang von 660 bis 960 Unterrichtseinheiten. 

6.2.2 Integrationskurs (freiwillig) 

EU-Bürger haben keinen gesetzlichen Anspruch auf die Teilnahme an einem Integrations-

kurs. Bei unzureichenden Deutschkenntnissen kann jedoch eine Antragstellung beim BAMF 

erfolgen, welches über die Zulassung zu einem Integrationskurs entscheidet. Bei Vorlage 

eines Aufenthaltstitels, der vor dem 01.01.2005 erteilt wurde, kann bei vorheriger Antragstel-

lung beim BAMF die Zulassung zu einem Integrationskurs geprüft werden. Asylbewerber und 

Geduldete haben nach jetziger Rechtslage nur einen Anspruch auf die Teilnahme an einem 

Integrationskurs, wenn sie aus den Ländern mit hoher Bleibewahrscheinlichkeit kommen 

(Syrien, Iran, Irak und Eritrea). 

6.2.3 Berufsbezogene Sprachförderung 

Ebenfalls freiwillig ist die berufsbezogene Sprachförderung, welche entweder 12 Monate (in 

Teilzeit) oder 6 Monate (in Vollzeit) andauert und vom ESF-BAMF gefördert wird. Dieses 

Angebot richtet sich an Migranten nach erfolgreichem Abschluss des Integrationskurses 

(Sprachniveau A1) bzw. an Ausländer mit ausreichend vorhandenen Deutschkenntnissen 

(B1-Niveau). Die Teilnahme an einer berufsbezogenen Sprachförderung kann während des 

Bezuges von Arbeitslosengeld II verpflichtend erfolgen. Asylbewerber und Geduldete können 

einen ESF-BAMF-Kurs besuchen, wenn sich in den jeweiligen Kursen freie Kapazitäten er-

geben. 

6.2.4 Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung beim Träger – Akti-
vierungs- und Vermittlungsgutschein 

Migranten mit einem Arbeitslosengeld-II-Anspruch und geringen Deutschkenntnissen können 

sich bei Erhalt eines Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheins einen Träger suchen, der sie 

beim Einstieg in das Berufsleben umfangreich unterstützt. Die Wahl des Trägers obliegt den 

Migranten. Für Asylbewerber und Geduldete besteht die Möglichkeit der Förderung ab dem 

vierten Monat des Aufenthalts. 

Im Landkreis Teltow-Fläming bieten eine solche Maßnahme22 die Träger SBSW und SBH 

Südost in Luckenwalde, Zossen und Ludwigsfelde an. Ziel dieser Maßnahmen ist die erste 

Orientierung für den Beruf sowie Unterstützung bei den ersten Schritten, den deutschen Ar-

                                                
22

 gem. § 45 Abs. 1 Nr. 1 SGB III 
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beitsmarkt kennenzulernen. Die Teilnahme erfolgt individuell abgestimmt auf mögliche paral-

lel stattfindende Integrationskurse/Sprachkurse und umfasst eine Gesamtstundezahl von 120 

Stunden (Dauer 8 Wochen).  

6.2.5 Perspektiven für Flüchtlinge 

Ziel der Maßnahme ist es, die Potenziale von Asylbewerbern und Geduldeten durch Maß-

nahmeteile im sogenannten „Echtbetrieb“ zu identifizieren, Perspektiven aufzuzeigen, über 

Bedingungen des deutschen Arbeitsmarktes zu informieren und Bewerbungsaktivitäten zu 

unterstützen. Dabei sollen die Teilnehmer auf die Aufnahme einer versicherungspflichtigen 

Beschäftigung in Deutschland vorbereitet werden. Weiterhin sollen ihnen berufsbezogene 

Sprachkenntnisse vermittelt bzw. diese erweitert werden. Die Zuweisung in die Maßnahme 

erfolgt ausschließlich durch die Agentur für Arbeit bzw. das Jobcenter Teltow-Fläming. 

6.2.6 Kombinierte Einstiegsqualifizierung für junge Flüchtlinge (EQ-Welcome) 

Mit der Maßnahmenkombination aus Einstiegsqualifizierung und ausbildungsbegleitenden 

Hilfen sollen junge Asylbewerber, Geduldete und Flüchtlinge im Vorfeld einer Ausbildung auf 

die weitere Qualifizierung vorbereitet werden. Dabei wird ein Praktikum in einem Betrieb mit 

Stützunterricht bei Bildungsträgern verbunden. Die Zuweisung erfolgt ausschließlich durch 

die Agentur für Arbeit bzw. das Jobcenter Teltow-Fläming.  

6.2.7 Brandenburg – deine Chance 

Der Träger Diakonisches Werk bietet in Kooperation mit der Kreishandwerkerschaft Teltow-

Fläming und dem Ausbildungsverbund Teltow allen Flüchtlingsgruppen breite Unterstützung. 

Vom Jobcenter Teltow-Fläming oder der Agentur für Arbeit zugewiesene Kunden können 

z. B. berufliche Fähigkeiten praktisch erproben und erweitern, Praktika absolvieren, Zeugnis-

se anerkennen lassen, Bewerbungen verfassen usw. Dabei erfolgt eine enge Abstimmung 

und ggf. ergänzende Finanzierung durch Agentur und Jobcenter. 
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6.3 Standorte von Übergangswohnheimen und Notunterkünften  

6.3.1 Übergangswohnheime für Asylbewerber und Flüchtlinge (Gemeinschaftsunter-
künfte) 

- ÜWH Jüterbog, Waldauer Weg 11 a  

125 Plätze (seit 01.09.2014) 

- ÜWH Jüterbog, Quellenhof 1 

55 Plätze (ab 01.09.2015) 

- ÜWH Jüterbog, Große Straße  

70 Plätze (ab 01.12.2015) 

- ÜWH Luckenwalde, Anhaltstraße 31; 

130 Plätze (Neueröffnung nach Grundsanierung ab Dezember 2016 geplant) 

- ÜWH Luckenwalde, Forststraße 14 

97 Plätze( seit 15.02.2013) 

- ÜWH Luckenwalde, Grabenstraße 23 

80 Plätze (seit 15.11.2013) 

- ÜWH Luckenwalde, Schieferling 11 

80 Plätze (seit 01.04.2015) 

- ÜWH Großbeeren, Theodor-Echtermeyer-Weg 1 

164 Plätze (seit 15.12.2014) 

- ÜWH Ludwigsfelde, Am Birkengrund 3 

173 Plätze (seit 01.02.2014) 

- ÜWH Ludwigsfelde (Hotel 24) 

70 Plätze (ab 10.2015) 

- ÜWH Rangsdorf, Seebadallee 1 b 

70 Plätze (voraussichtlich ab März 2016) 

- ÜWH Rangsdorf, Kurparkring 

60 Plätze ( ab 11.01. 2016) 

- ÜWH Blankenfelde Mahlow, Jühnsdorfer Weg 

500 Plätze  (seit 01.12. 2015) 

6.3.2 Verbundwohnungen für Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge 

- Verbundwohnungen Am Mellensee, Am Busenberg 6 

60 Plätze für Familien (seit 01.09.2015) 

- Verbundwohnungen Niedergörsdorf, Ahornweg 2 a 

60 Plätze (seit 01.09.2015) 

6.3.3 Wohnungen des Landkreises Teltow-Fläming 

- Der Landkreis hat aktuell drei Wohnungen angemietet und Asylbewerber dorthin zuge-

wiesen. 

6.3.4 Eigener Wohnraum 

Derzeit leben 142 Asylbewerber in eigenem Wohnraum im gesamten Kreisgebiet. 
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6.3.5 Notunterkünfte für Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge 

- Notfallobjekt Luckenwalde, Grabenstraße 23, Haus 1 

75 Plätze (ab 02.06.2015) 

- Notfallobjekt Luckenwalde, Grabenstraße 23, Alter Kreistagsaal 

42 Plätze (wird vorgehalten) 

- Notfallobjekt Ludwigsfelde (Hotel 24) 

70 Plätze (ab Oktober 2015) 

-  Notfallobjekt Blankenfelde-Mahlow , Käthe-Kollwitz-Straße 

120 Plätze in ehemaliger Kita (seit 01.12. 2015) 

6.3.6 Notfallobjekte mit kurzzeitiger Nutzung  

- Hennickendorf (bis Februar 2016) 

- Turnhalle des OSZ Ludwigsfelde (bis Januar 2016) 
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6.4 Ausländische Schüler an den Schulen des Landkreises Teltow-
Fläming (Auswahl) 

 

Schule Gesamt-  
schülerzahl 

Ausländische 

Schülerinnen/ 
Schüler 

Prozentualer Anteil 
an Gesamtschülern 

Ev. Grundschule Mahlow 259 2 0,6 

Förderschule Lernen Ludwigsfelde 151 1 0,7 

Grundschule W. Busch Blankenfelde 312 4 1,3 

Grundschule Blankensee 147 3 2,2 

Grundschule Dabendorf 407 6 1,6 

Grundschule Dahme  233 2 0,9 

Grundschule Groß Machnow 276 2 0,7 

Linden-Grundschule Jüterbog 245 1 0,4 

Geschw. Scholl-Grundschule Jüterbog 286 2 0,7 

Fontane-Grundschule Ludwigsfelde  293 13 4,5 

Gebr.-Grimm-Grundschule Ludwigsfelde 304 2 0,6 

Kleeblatt-Grundschule Ludwigsfelde  432 9 2,1 

Arndt-Grundschule Luckenwalde 191 18 10,4 

Ebert-Grundschule Luckenwalde 392 47 11,7 

Jahn-Grundschule Luckenwalde 309 6 1,9 

Lindgren-Grundschule Mahlow 268 7 2,7 

Tschäpe-Grundschule Mahlow 439 3 0,8 

Grundschule Rangsdorf 415 5 1,2 

Grundschule Stülpe 142 5 3,5 

Grundschule Werbig 109 1 0,8 

Grundschule Wünsdorf 325 2 0,8 

Grundschule Zossen 265 6 2,1 

Grundschule Zülichendorf 130 2 1,6 

Oberschule Großbeeren (Schule mit G-Teil) 608 5 0,8 

Gesamtschule Dabendorf 839 9 0,9 

Kopernikus-Gymnasium Blankenfelde 613 8 1,2 

Goethe-Schiller-Gymnasium Jüterbog 369 4 1,1 

Marie-Curie-Gymnasium Ludwigsfelde 617 7 1,3 

Friedrich-Gymnasium Luckenwalde 698 4 0,6 

Fontane-Gymnasium Rangsdorf 660 5 0,7 

Tschäpe-Oberschule Dahlewitz 239 4 1,5 

Oberschule Dahme 229 1 0,5 

Oberschule Jüterbog 282 8 3 

Oberschule Ludwigsfelde 308 7 2,1 

Oberschule Luckenwalde 375 18 5,1 

Oberschule Rangsdorf 215 1 0,5 

Oberschule Wünsdorf 173 3 1,4 

Seeoberschule Rangsdorf 93 1 1 

Seeschule Rangsdorf 117 1 1 

Volkshochschule 88 2 2 
Quelle: Daten aus der Schulstatistik 2014/2015 (Amt für Statistik Berlin-Brandenburg) 
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6.5 Runde Tische und Ansprechpartner vor Ort 

 

Ort Ansprechpartner E-Mail 

Am Mellensee  

Rehagen 
Andreas Hemmerling pfarramt-sperenberg@t-online.de 

Blankenfelde-Mahlow 
Kay Drews 

Alexander Fröhlich 

kaydrews@gmx.de 

www.blankenfelde-mahlow.de/flüchtlinge-in-der-

gemeinde 

Großbeeren 

Flüchtlingshilfe Großbeeren 

e.V 

Nadine Patzer  

Suzanne van der Mond 

Fh-Gb@t-online.de 

 

Gemeindeverwaltung Großbeeren 

widerspruchsstelle@grossbeeren.de 

Jüterbog Mechthild Falk brunnenfrau55@t-online.de 

Luckenwalde Ralf Eyssen japanconsult@t-online.de 

Ludwigsfelde Marina Ujlaki marina.ujlaki@svludwigsfelde.brandenburg.de 

Niedergörsdorf 

Altes Lager 
Klaus Pollmann ortsvorsteher@altes-lager.eu 

Rangsdorf 

Ilona Franke  

Koordination Migration und 

Unterbringung von Flüchtlin-

gen 

 

Jan Hildebrandt 

ilona.franke@gv-rangsdorf.de 

Zossen Petra Reinhard reinhardpetra@yahoo.de 
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6.6 Kurzkonzept Eltern-Kind-Gruppe mit Schwerpunkt Asylbewer-
ber/Flüchtlinge 

Aufgrund der spezifischen Situation der Familien besteht zunächst häufig nur eine geringe 

Nachfrage nach Betreuungsplätzen in Kindertageseinrichtungen.  

Eltern-Kind-Gruppen in unmittelbarer Nähe zur Unterkunft ermöglichen hier einen nied-

rigschwelligen Zugang zu Angeboten frühkindlicher Bildung, Betreuung und Erziehung, 

stärken die Erziehungskompetenz der Eltern und schaffen die Voraussetzungen für den 

Übergang in ein Regelangebot der Kindertagesbetreuung. Sie sind ein geeignetes Angebot 

zur Gewährleistung des Rechtsanspruches auf Kindertagesbetreuung gemäß § 1 KitaG für 

Kinder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr und für Kinder im Grundschulalter. 

I. Anforderungen 

Eine Erlaubnis zum Betrieb einer Einrichtung gemäß § 45 SGB VIII ist für Eltern-Kind-

Gruppen entbehrlich, wenn alle Eltern durchgängig anwesend sind, in jedem Fall aber 

durchgängig in der Verantwortung für ihre Kinder bleiben.  

Um Eltern die Teilnahme an Beratungsgesprächen, Sprachkursen u. ä. zu ermöglichen, soll-

te in einer Eltern-Kind-Gruppe mit Schwerpunkt Asylbewerber/Flüchtlinge jedoch 

gewährleistet sein, dass für einzelne Kinder und für mehrere Stunden an mehreren Tagen 

die Erziehungsverantwortung auch den Fachkräften übertragen werden kann. In diesem Fall 

ist durch den Träger der Eltern-Kind-Gruppen vor der Inbetriebnahme eine Betriebserlaubnis 

beim MBJS zu beantragen. Die Mindestanforderungen sind entsprechend den „Qualitätsan-

forderungen an die Kindertagesbetreuung im Landkreis Teltow-Fläming für den Zeitraum 

2014 - 2017“ zu beachten. 

Des Weiteren sind folgende Punkte unter Berücksichtigung der spezifischen Besonderheiten 

der jeweiligen Zielgruppe konkret zu regeln: 

- Klärung der Möglichkeit zur Betreuung von Kindern im Alter von 3 Jahren bis zum Schul-

eintritt mit dem MBJS 

- Procedere der Aufnahme von Familien in die Eltern-Kind-Gruppen 

- Gestaltung und Durchführung der Eingewöhnung 

- Umgang mit Gesundheitszustand, Infektionsschutz, entsprechende Informations-

vermittlung usw. 

II. Tätigkeitsspektrum der Fachkräfte 

- Bekanntmachen des Angebotes bei der Zielgruppe 

- pädagogische Betreuung der Kinder, Ermöglichung eines anregenden Spiel- und Ler-

numfelds 

- Motivation und Einbeziehung der Eltern in den Alltag der Eltern-Kind-Gruppen 

- Schaffung von Verbindlichkeit in der Zusammenarbeit mit den Eltern (trotz des begrenz-

ten Zeitrahmens) 

- Beratung der Eltern in sozialen Belangen 

- Ermöglichen des gegenseitigen Kennenlernens und Austausches der Eltern 

- Unterstützung und professionelle Anleitung der Eltern in Fragen der Erziehung 

- Vorgabe und Durchsetzung einer niedrigschwellig angelegten Tagesstruktur 
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- Absicherung einer verlässlichen Betreuungszeit  

- Zusammenarbeit und verbindliche Vernetzung mit lokalen Sozialeinrichtungen, Bevölke-

rung und Verwaltung und insbesondere mit Kindertagesstätten (für den Übergang der 

Kinder von der Eltern-Kind-Gruppen zur Kita) 

- Öffentlichkeitsarbeit 

- gegebenenfalls: Einbeziehung lokaler Ehrenamtsstrukturen 

- gegebenenfalls: Organisation von spezifischen Angeboten für die Eltern 

III. Ziele 

- flexibles Reagieren auf die jeweiligen Bedürfnisse der Zielgruppe und Standorte 

- Erfüllen des Betreuungsanspruchs 

- Ermöglichung eines positiv gestalteten Übergangs von der Eltern-Kind-Gruppen zur Kita 

oder gegebenenfalls Schule 

- Schaffung von Ansätzen zur sozialen Integration der gesamten Familie 

- Verbesserung der erzieherischen Kompetenz, Beiträge zur Familienbildung 

- niederschwellige Beteiligung von Eltern und Kindern an organisatorischen Entscheidun-

gen 
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6.7 Übersicht über mehrsprachiges Arbeits- und Informationsmaterial für das gesunde Aufwachsen von Kindern 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Titel Sprache Bezugsquelle 

d
eu

ts
ch

 

en
g

l. 

fr
an

z.
 

p
o

ln
is

ch
 

ru
ss

is
ch

 

tü
rk

is
ch

 

ar
ab

is
ch

 

vi
et

n
am

. 

ro
m

a 

le
ic

h
te

 

S
p

ra
ch

e 

 

Bildungsprogramm Brandenburg x x x x x x x x   MBJS 
Grenzsteine der Entwicklung x x x x x x x x   MBJS 
Eingewöhnung x x x x x x x x   MBJS 
Kurz und Knapp x x   x x x    BzgA 
DVD „Wie Babys sich entwickeln“ x x x x x x x    BzgA 
Wie lernt mein Kind zwei Sprachen?  
(in 20 Sprachen online) 

x x x x x x x x   Staatsinstitut für Frühpädagogik 

Baby-TIP x    x x x    Setzer Verlag 
Schul-TIP x    x x x    Setzer Verlag 
Kostenfreie Lesestart-Sets (für 3-Jährige) x   x x      in Bibliotheken 
Themenheften der „Elternbriefe“  
des Arbeitskreises Neue Erziehung e.V. 

 
x 

         

Arbeitskreis Neue Erziehung 

16 türkisch-deutsche Elternbriefe x     x     
Elternbrief Roma         x  
Elternbrief Leichte Sprache          x 
Kopfläuse... was tun? x x   x x x    BzgA 
Impfen - Schutz für Ihr Kind vor Infektionskrankheiten x x   x x x    BzgA 
Ganz einfach gesund bleiben: Tipps für das Hygieneverhalten x x   x x x     BzgA 
10 Chancen für Ihr Kind - Vorsorge x x   x x     BzgA 
DVD "Vom Essen, Spielen und Einschlafen" x x   x x x    BzgA 
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http://www.ifp.bayern.de/veroeffentlichungen/elternbriefe/
http://www.tipdoc.de/hauptseiten/kinder-tip.html
http://www.tipdoc.de/hauptseiten/kinder-tip.html
http://www.lesestart.de/ueber-lesestart/ausgabestellen/
http://www.ane.de/fileadmin/dateien/produkte/ANE_Programm.pdf
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1 Handlungsfelder 

1.1 Unterbringung  

Ziele 

Die Unterbringung und Versorgung der Asylbewerber und Flüchtlinge ist mit den bestehen-

den Kapazitäten abzusichern.  

Asylberechtigte sollen so schnell wie möglich mit eigenem Wohnraum versorgt werden.  

Maßnahmen 

- prioritäre Nutzung von Verbundwohnungen im Falle erforderlicher Kapazitätserweiterun-

gen  

- Anbindung der Wohnungen an bestehende Übergangswohnheime, um die soziale Be-

treuung abzusichern 

- Nachnutzung der Wohnungen als preiswerter Wohnraum für alle 

 

- kontinuierliche Akquise von freiem, angemessenem Wohnraum (Wohnungen) 

- zentrale Erfassung möglicher Wohnungen  

- Kommunikation und Kooperation mit den Kommunen und Wohnungsbaugesellschaften 

vor Ort 

- Erstellung und Fortschreibung eines Unterbringungskonzeptes unter Berücksichtigung 

von Flüchtlingsprognosen 

- Erarbeitung eines sinnvollen Umzugsmanagements 
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1.2 Soziale Beratung und Betreuung 

Ziele 

Die Beratung und Betreuung der Flüchtlinge unterstützt nachhaltig bei den alltäglichen Ver-

richtungen, der Orientierung in der Gesellschaft und der Anbahnung einer effektiven Integra-

tion.  

Migranten nutzen die allen Einwohnern zugänglichen Beratungsangebote des Landkreises. 

Maßnahmen 

- Veränderung des Betreuungsschlüssels (1 Sozialarbeiter auf 80 anstatt wie bisher 120 

Flüchtlinge) 

- Verstärkung der Jugendarbeit am Standort Luckenwalde 

- Aufbau eines dezentralen Beratungs- und Unterstützungsangebots durch die Mobile 

Flüchtlingshilfe für den Landkreis Teltow-Fläming (auch für Flüchtlinge, die bereits einen 

Aufenthaltstitel erhalten haben) 
 

- Veröffentlichungen von fremdsprachigen Informationen (englisch, polnisch) auf Handzet-

teln oder den Internetseiten 
- Ansprache der Communitys mit Hilfe der bestehenden lokalen Netzwerke, Kirchenge-

meinden u. ä. 
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1.3 Gesundheitliche Versorgung 

Ziele 

Auf gesunde und gesundheitsfördernde Lebensverhältnisse und gleiche Gesundheitschan-

cen wird hingewirkt. Fachliche Beratung und Aufklärung stärken die Eigenverantwortung und 

helfen, Gesundheitsrisiken zu vermeiden. 

Maßnahmen 

Pflichtig 

- Stellungnahme in der Bauplanungsphase von Gemeinschaftsunterkünften  

- infektionshygienische Überwachung von Übergangswohnheimen für Asylbewerber und 

Flüchtlinge 

- Bekämpfung von Infektionskrankheiten  

- Beratung, Aufklärung und Durchführung von Schutzimpfungen 

- HIV/AIDS-Beratung und Beratung zu sexuell übertragbaren Erkrankungen 

- Beratung zu anderen sexuell übertragbaren Krankheiten 

- Tuberkulosebekämpfung und Tuberkuloseüberwachung 

- Behindertenberatung 

- Vermittlung von Gesundheitshilfen  

- Hinwirken auf Frühförder- und Beratungsangebot für Kinder 

- Prävention und Früherkennung von Kindesmisshandlung und Kindesvernachlässigung  

- mit dem Schul- oder Kitabesuch vorgeschriebene Untersuchungen, 

- Impfberatung, Impfungen 

- Versorgung unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge  

- zahnärztliche Untersuchung/ Gruppenprophylaxe für Kinder und Jugendliche  

- Beratungen, Übungen zur Zahngesundheit in den ÜWH oder im ZÄD  

- zahnärztliche Gutachten auf Anforderung des Sozialamts  

- psychosoziale Beratung, Suchtberatung  

Andere 

- Entwicklung eines mehrsprachigen Gesundheitswegweisers für Flüchtlinge (Erläuterung 

des Gesundheitssystems, Nennung wichtiger Anlaufstellen und Ansprechpartner) 

- interkulturelle Fortbildungen der Mitarbeiter 

- Einsatz von Dolmetschern oder/und mehrsprachigen Sozialarbeitern  
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1.4 Arbeitsmarkt und Ausbildung 

Ziele 

Die zugewanderten Ausländer werden auf die Gegebenheiten des deutschen Arbeits- und 

Ausbildungsmarktes vorbereitet. Sie erlangen sprachliche und berufliche Qualifikationen und 

besetzen offene Ausbildungsstellen.  

Maßnahmen 

- Programme der Agentur für Arbeit und des Jobcenters Teltow-Fläming zur Sprachförde-

rung, Qualifizierung und beruflichen Eingliederung (Integrationskurse freiwillig und ver-

pflichtend, berufsbezogene Sprachförderung, Maßnahmen zur Aktivierung und berufli-

chen Eingliederung beim Träger - Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein, Perspektiven 

für Flüchtlinge, EQ-Welcome, Brandenburg – deine Chance) 

- weitere Leistungen der Arbeitsförderung 

- Ausbildungsvermittlung für Migranten bis 27 Jahre durch die Jugendberufsagentur 

- interkulturelle Schulungen der Mitarbeiter 

- Informationsveranstaltungen für Flüchtlinge mit hoher Bleibeperspektive in den Über-

gangswohnheimen 

- Einstellung von Mitarbeitern mit Sprachkenntnissen bei Jobcenter und Agentur für Arbeit 
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1.5 Bildung 

Ziele 

Die Zuwanderer erlernen so früh wie möglich die deutsche Sprache und lernen die Kultur 

kennen. Das erleichtert die Kommunikation im Alltag und dient als Basis für eine gelungene 

Integration im Landkreis TF. 

Die sprachliche Entwicklung der Kinder wird gefördert, die Schulen öffnen sich interkulturell.  

Maßnahmen 

- Weiterführung und Erweiterung der Kursangebote Deutsch als Fremdsprache (DaF) im 

regulären Bildungsprogramm der VHS TF 

- Verstetigung von Kursangeboten zur Sprachförderung für Flüchtlinge an Standorten mit 

Asylbewerberheimen im Landkreis TF 

- berufliche Sprachförderung im Rahmen des IQ-Netzwerkes zur Berufsanerkennung und 

des Programms „Berufsbezogenes Deutsch“ des Europäischen Sozialfonds und des 

BAMF 

- Gewinnung und/oder Qualifizierung von Sprachdozenten 

- Ausbau der Infrastruktur für die Durchführung von Sprachangeboten 

Pflichtig 

- Einrichtung von Brückenkursen in den Grundschulen  

- Förderung der Zusammenarbeit von Eltern, Erziehern und Lehrern 

- Sprachförderung in der Grundschule 

- Nutzung der obligatorischen Deutsch-als-Zweitsprache-(DaZ)-Förderstunden für die zu-

sätzliche Sprachförderung von Kindern mit Migrationshintergrund in allen Schulen, bei 

Bedarf Zuweisung von einer Lehrerwochenstunde für fremdsprachige Schüler über die 

zurzeit mögliche maximale Förderzeit von vier Schuljahren hinaus 

- Förderung von Kindern an der Schule durch Sonderpädagogen und Lehrer  

Andere 

- integrative Sprachförderung in jedem Unterricht, durchgängige Sprachförderung von der 

Grundschule bis zum Übergang in den Beruf oder zum Studium 

- Fortbildungsmaßnahmen für Grundschullehrkräfte zu DaZ-Fachkräften und zur integrati-

ven Sprachförderung 

- mindestens eine Lehrkraft pro Schule in jedem Unterrichtsfach mit DaZ-Qualifikation, 

Fortbildung obligatorisch 

- Nutzung des Unterrichts „Begegnungssprache“ in den Klassenstufen 1 und 2 für das in-

terkulturelle Lernen  

- Weitergabe der im Bund-Länder-Kommission-Modellprojekt „FörMig“ erarbeiteten Kon-

zepte und Erfahrungen im Netzwerk 

- Nutzung der vorhandenen Fortbildungsangebote zum Thema der praktischen Integration  

- Angebot weiterer Fortbildungen nach Bedarf über das LISUM 
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1.6 Kita-Versorgung 

Ziele 

Die Familien sollen in einem sensiblen Kontext „ankommen“ und sich willkommen fühlen.  

Alle Eltern, die einen Platz in der Kindertagesbetreuung (Kita oder Tagespflege) für ihr Kind 

wünschen, sollen diesen erhalten.  

Die psychische Gesundheit der Kinder und Jugendlichen wird gestärkt.  

Die Kommunikation zwischen Familie und Kita auf sprachlicher und kultureller Ebene verläuft 

erfolgreich. 

Maßnahmen 

Pflichtig 

- Schaffung von Eltern-Kind-Gruppen mit Schwerpunkt Asylbewerber/Flüchtlinge  

- Vorhalten von Angeboten der Familienförderung, insbesondere für Familien mit Migrati-

onshintergrund 

- Mitarbeit des Jugendamts in der PSAG  Kinder und Jugendliche 

- Umsetzung des Bundesprogramms „Sprache & Integration“  

Andere 

- Nutzung des Bundesprogramms „Willkommen bei Freunden“ (gesamte Kreisverwaltung) 

- Vernetzung mit Fachkräften zum Thema Migration 

- Teilnahme an den Fortbildungen 

- Erfahrungsaustausch mit Fachkräften der „Kita Burg“ aufgrund ihrer Teilnahme am Bun-

desprogramm „Sprache & Integration“ 

- Durchführung eines Kunstprojektes für Flüchtlingskinder zur Traumaverarbeitung mit 

Förderung der Mittelbrandenburgische Sparkasse  

- Bereitstellen von mehrsprachigem Material zum Thema „Gesund aufwachsen“, Er-

stellung eines mehrsprachigen Flyers, der das System „Kindertagesbetreuung“ leicht 

verständlich erklärt. 
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1.7 Jugendhilfe für Flüchtlingsfamilien und Familien mit Migrationshin-
tergrund 

Ziele 

- Schaffung von bedarfsgerechten Angeboten im Rahmen der Hilfen zur Erziehung für 

Familien mit Migrationshintergrund 

- Schaffung einer Willkommens- und Anerkennungskultur in der Jugendhilfe 

- Stärkung der Eltern mit Migrationshintergrund 

- Verwirklichung des Rechts auf Bildung für junge Flüchtlinge von Anfang an 

- Etablierung von Netzwerken zur Integration, Hinwirken auf Kooperation und stärkere 

Transparenz sowie Vernetzung der bestehenden Strukturen und Fördermaßnahmen im 

Landkreis 

- Vernetzung und Austausch von Jugendhilfe, Sozialamt, Gesundheitsamt und Schulen 

- erreichbare traumapädagogische Angebote 

Maßnahmen 

- Aufbau von ambulanten Hilfen 

- Aufbau gezielter Beratungs- und Betreuungsangebote für traumatisierte Kinder und Ju-

gendliche  

- Schaffung alternativer Wohnprojekte 

- bedarfsgerechte Ausstattung der Träger der Jugendhilfe mit Personal und anderen Res-

sourcen 

- Entwicklung eines Pflegestellen- und Pflegefamilienkonzeptes  

- bessere Verzahnung der vorhandenen Angebote zum Spracherwerb  

- Verbesserung des Zugangs zum Bildungssystem für jugendliche Flüchtlinge in Koopera-

tion mit der Jugendberufsagentur 

- verstärkter überregionaler Erfahrungsaustausch regionaler Netzwerke  

- Kooperationen zwischen Jugendamt, KJGD und Sozialamt auf der Basis verbindlicher 

Standards  

- Fortbildungen für Mitarbeiter der Jugendhilfe sowie der Kooperationspartner  
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1.8 Integration durch Sport 

Ziele 

Menschen mit Migrationshintergrund werden in den Sport integriert. Die gleichberechtigte 

Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen wird gewährleistet. Der Sport schafft Situationen und 

Anlässe für weitreichende Integration. 

Maßnahmen 

- Teilnahme an den Kampagnen des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB) 

- Beratung und Unterstützung der Sportvereine durch den Kreissportbund 

- Teilnahme an Weiterbildungen beim Landeskoordinator des Bundesprogramms zu den 

aktuellen Entwicklungen 

- Umsetzung der Qualifizierungsmaßnahme „Sport interkulturell“, um interessierte und en-

gagierte Menschen für sportbezogene Integrationsarbeit zu qualifizieren und zu unter-

stützen 

- Fortschreibung und Weiterentwicklung der Ziele der Sportentwicklungsplanung 2010 hin-

sichtlich der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 

- Erfahrungsaustausche zum Thema Migration im Rahmen der jährlichen Sportgespräche 

mit den Kommunen des Landkreises 

 

- Information und aktive Ansprache der Zielgruppen zur aktiven Teilnahme am Vereins-

sport 

- Schaffung von Möglichkeiten zur Begegnung und zum Miteinander   

 

- Nutzen der Sportvereine als Netzwerke  

- Mitarbeit in  kommunalen und überregionalen Netzwerken 

- verlässliche Unterstützung durch die politischen Interessenvertreter als Partner und För-

derer des Sports 
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2 Besondere Zielgruppen 

2.1 Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 

Ziele 

Ziel ist die Integration eines jeden minderjährigen schutzbedürftigen ausländischen Flücht-

lings im Landkreis Teltow-Fläming. 

Maßnahmen: 

Pflichtig 

- Inobhutnahme 

- Clearing 

- Hilfen zur Erziehung 

- Eingliederungshilfe 

- Hilfe für junge Volljährige 

- Führung der Amtsvormundschaft/Pflegschaft 

Andere 

- Erfahrungsaustausch mit Landkreisen, die mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 

bereits Erfahrung haben,  

- gezielte Ansprache der Träger der Jugendhilfe zur Schaffung von spezialisierten Angebo-

ten für die Betreuung und Versorgung von unbegleiteten minderjährigen Jugendlichen 

- Schulung der Mitarbeiter des Jugendamtes durch die RAA Brandenburg (Regionale Ar-

beitsstellen für Bildung, Integration und Demokratie) 

- Einsatz der Jugendhilfeplanung  
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2.2 Senioren mit Migrationshintergrund 

Ziele 

- Integration der älteren ausländischen Senioren in die Gemeinschaft  

- Entgegenwirken der sozialen Benachteiligung älterer ausländischer Senioren  

- Förderung der selbstbestimmte Lebensgestaltung im Alter 

- interkulturelle Öffnung von Beratungs- und Hilfsangeboten 

- Überwindung von Sprachbarrieren  

- Förderung des Verständnisses für die unterschiedlichen Kulturen 

- Pflege und Erhalt der kulturellen Vielfalt  

- gleichberechtigte und umfassende soziale und politische Teilhabe  

Maßnahmen: 

- systematische Förderung des Zusammenwirkens von Familie, Nachbarn, Bekannten, 

hauptamtlichen und ehrenamtlichen Helfern zum Wohle der in den Kommunen lebenden 

alt gewordenen und zugewanderten Migranten 

- Initiierung von Sprachkursen und Weiterbildungsmaßnahmen  

- interkulturelle Öffnung der Altenhilfe und der Gesundheitsversorgung  

- Initiierung eines Projektes „Virtueller Dolmetscherpool 

- Einbeziehung älterer ausländischer Senioren in soziale Netzwerke und Förderung des 

interkulturellen Austausches  

- gezielte Kampagnen zur Gewinnung ausländischer Senioren für das Ehrenamt (gemein-

sam mit den Kommunen, Vereinen, Verbänden vor Ort) 

- Mitwirkung älterer ausländischer Senioren im Kreisseniorenbeirat und in den örtlichen 

Beiräten  
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3 Weitere Akteure 

3.1 Netzwerke und Vor-Ort-Unterstützung 

Ziel 

Die vorhandenen Netzwerke und Bündnisse werden informiert und gestärkt. Der begonnene 

Dialog für ein tolerantes und weltoffenes Miteinander unter Einbeziehung aller Menschen 

unabhängig von Herkunft, Alter, Religion, Hautfarbe und Geschlecht wird fortgesetzt. Her-

ausforderungen des demografischen und gesellschaftlichen Wandels werden frühzeitig er-

kannt und in Politik, Verwaltung und bei externen Akteuren thematisiert. 

Grundlage dafür  ist das Leitbild des Landkreises  „Miteinander leben und die Zukunft gestal-

ten“.  

Maßnahmen 

- Organisation des Runden Tisches Flüchtlingshilfe 

- Bereitstellung von aktuellen Informationen zu Entwicklungen, Hilfestellungen und Ange-

boten für alle Interessenten  

- Einbeziehung möglichst aller sozialen Netzwerke und Bündnisse in den Integrationspro-

zess 

- Gewinnen von Partnerschaften für Demokratie aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und 

Bürgerschaft zur Fortsetzung des Dialogs 

- gemeinsame Projekte, Konferenzen und andere Zusammenkünfte, bei denen sich die 

Bewohner des Landkreises zur Erreichbarkeit und Umsetzung aller im Leitbild festgehal-

tenen Ziele verständigen und künftige Aufgaben formulieren  

- Zusammenführen von Politik, Verwaltung, Wirtschaft und bürgerschaftlichem Engage-

ment  

- Nutzen der Förderung  aus dem Bundesprogramm „Demokratie leben“ zur Entwicklung 

der Partnerschaften für Demokratie,  Finanzierung von Projekten im Rahmen des LAP 

(derzeit 40.000,- €/jährlich)   
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3.2 Verwaltung 

3.2.1 Ziel 

Die Beschäftigten der Kreisverwaltung verfügen über eine positive innere Grundhaltung ge-

genüber allen Menschen. Sie bekennen sich zu einer Kultur des Willkommenseins und ge-

stalten diese. 

3.2.2 Maßnahmen 

Personalamt 

- Anbindung der Integration als Teilaufgabe der Personalentwicklung im Sachgebiet Per-

sonal und Organisation 

- Schaffung einer zentralen Anlaufstelle zum Thema Integration für beschäftigte Migranten 

und Führungskräfte  

- Erfassung von Beschäftigten mit Migrationshintergrund oder besonderen sprachlichen 

Kompetenzen  

- Umfrage unter den Beschäftigten mit Migrationshintergrund: Wie kann Willkommenskul-

tur aus Sicht der Betroffenen verbessert werden?  

- deutlichere Adressierung von Stellenausschreibungen an Bewerber mit Migrationshinter-

grund  

- Erfassung aller mit Migranten in Kontakt stehenden Stellen der Kreisverwaltung 

- Einzelfallprüfung zweckmäßiger Maßnahmen der Personalentwicklung  

Öffentlichkeitsarbeit 

- Ausbau der fremdsprachigen Informationsangebote im Internet 

- Entwickeln eines Angebotes in leichter und damit auch für Migranten verständlicheren 

Sprache 

- Anpassung der Internetseiten für Smartphone-Nutzung 

Ausländerbehörde 

- Ausbau des mehrsprachigen Informations- und Beratungsangebots 

- Informationen über die wichtigsten Themen und aktuelle Änderungen mehrsprachig so-

wie in einfachem, verständlichem Deutsch, sowohl auf Merkblättern, als auch im Internet 

- mindestens Grundkenntnisse einer Fremdsprache als Einstellungsvoraussetzung für 

neue Mitarbeiter 

- Festigung und Ausbau der Sprachkenntnisse aller Sachbearbeiter 

- Einführen einer Terminvergabe für Vorsprachen bei der Ausländerbehörde 

- Beauftragung der zentralen Service-Stelle der Ausländerbehörde mit der allgemeinen 

Antragsberatung, Terminvergabe und Aufgaben mit geringem Zeitaufwand 

- Vertiefung der Zusammenarbeit mit anderen Ämtern und Behörden 

- Erarbeitung eines Weiterbildungskonzepts für die Mitarbeiter der Ausländerbehörde 
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für die  ö f f e n t l i c h e  Sitzung 
 
 
Beratungsfolge der Fachausschüsse 

   

  
Ausschuss für Gesundheit und Soziales 29.08.2016 
Kreistag 05.09.2016 
Haushalts- und Finanzausschuss 12.09.2016 
Ausschuss für Landwirtschaft und Umwelt 15.09.2016 
Rechnungsprüfungsausschuss 20.09.2016 
Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport 22.09.2016 
Jugendhilfeausschuss 28.09.2016 
Ausschuss für Regionalentwicklung und Bauplanung 04.10.2016 
Ausschuss für Wirtschaft 05.10.2016 
  

 
 
 
 
 
 
Betr.:  Investitionsbedarf in Vorbereitung der Prioritätenliste der investiven  
  Maßnahmen 2017 
 
 
 
 
 
Luckenwalde, den 18.08.2016 
 
 
 
 
 
Wehlan 
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Sachverhalt: 

Erarbeitung der Prioritätenliste 2017-2021 
Ausgangssituation 
 
Der Landkreis Teltow-Fläming befindet sich nach wie vor in einer angespannten 

Haushaltslage. Das Ministerium des Innern und für Kommunales hat mit seinem Schreiben 

vom 15. Juni 2016 nur unter strengen Auflagen der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 

2016 und dem Haushaltssicherungskonzept 2016 mit Fortschreibung 2017-2019 

zugestimmt. 

 

Für das Haushaltsjahr 2017 betragen die investiven Schlüsselzuweisungen 1,99 Mio. Euro. 

Die stetige Abnahme der investiven Schlüsselzuweisungen, resultierend aus dem Auslaufen 

des sogenannten Solidarpaktes II bis Ende 2019, erschwert den Abbau des entstandenen 

Investitionsstaus zunehmend. Trotz starkem Sparwillens und der stetigen Suche nach 

weiteren Ertragsquellen ist es dem Landkreis nicht möglich, zusätzliche Investitionsmittel aus 

dem Ergebnishaushalt zu generieren. 

 

Um den Auswirkungen des stärker werdenden Missverhältnisses zwischen abnehmenden 

Schlüsselzuweisungen und zunehmendem Investitionsbedarf entgegenzuwirken, wurde 

bereits in 2014 für die Haushaltsplanung 2015 eine Prioritätenliste für Investitionen 

erarbeitet. Bei der Priorisierung der Maßnahmen wurden die Schwerpunkte Bildung und 

Schule sowie Maßnahmen, die eine Förderung erfahren, gesetzt. 

Ermittlung des Investitionsbedarfes  

Bei der Ermittlung des Investitionsbedarfes werden die Dezernenten aufgefordert, mit ihren 

Fachämtern die bestehenden investiven Bedarfe auf ihre Notwendigkeit und Aktualität zu 

prüfen und neue Bedarfe anzumelden. 

Der Bedarf der investiven Auszahlungen für das Haushaltsjahr 2017 liegt bei 9.149.300 €. 

Den investiven Auszahlungen stehen Einzahlungen aus Fördermaßnahmen in Höhe von 

3.723.900 € gegenüber. Diese Summe steht jedoch nur in voller Höhe zur Verfügung, wenn 

alle förderfähigen Maßnahmen realisiert werden. Sollten förderfähige Maßnahmen nicht in 

der Prioritätenliste berücksichtigt werden, so entfallen gleichermaßen die Förderungen und 

können nicht zur Deckung anderer Maßnahmen herangezogen werden. 

Die investive Schlüsselzuweisung beläuft sich auf 1.998.600 €. Daraus ergibt sich ein 

Mehrbedarf von 3.426.800 €. 

 

Investitionsbedarf 2017 

Investive Auszahlungen  9.149.300 € 

Investive Einzahlungen   - 3.723.900 € 

Investive Schlüsselzuweisung - 1.998.600 € 

Mehrbedarf   3.426.800 € 
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Förderung nach Kommunalinvestitionsförderungsgesetz  

Eine der größten Änderungen in der investiven Haushaltsplanung 2017 und Folgejahre ist 

die Realisierung von Maßnahmen nach dem Kommunalinvestitionsförderungsgesetz.  

Das Förderprogramm „Förderung finanzschwacher Gemeinden und 

Gemeindeverbände im Rahmen des Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes 

(KInvFG-Richtlinie)“ dient der Unterstützung von Investitionsmaßnahmen aus dem 

Bereich Bildungsinfrastruktur. Der Landkreis Teltow-Fläming nutzt diese Möglichkeit der 

Förderung als Träger von 11 Schulen, um zum einen den Investitionsstau der 

Bildungseinrichtungen zu minimieren und zum anderen den Ergebnishaushalt im Bereich der 

Bewirtschaftungskosten und Kosten der baulichen Unterhaltung durch Maßnahmen der 

energetischen Sanierung zu entlasten. 

 
Eckdaten zur Förderung nach Kommunalinvestitionsförderungsgesetz  

Durchführungszeitraum: 01.07.2015 – 31.12.2018 

Zuwendungsfähige Gesamtausgaben:   7.304.777,78 EUR 

Höhe der Zuwendung:   6.574.300,00 EUR   (90 %) 

Eigenanteil:      730.477,78 EUR 

Priorisierung des Investitionsbedarfes 

Um den zu priorisierenden Bedarf festzustellen, müssen im weiteren Verfahren die 

Maßnahmen berücksichtigt werden, zu denen sich der Landkreis Teltow-Fläming verpflichtet 

hat. Hierzu zählen die Bedarfe, die im Zusammenhang mit dem Kommunalinvestitions-

förderungsgesetz stehen sowie überjährige Maßnahmen, die bereits im Vorjahr begonnen 

wurden. Eine Maßnahme gilt als begonnen sobald eine vertragsrechtliche Bindung durch 

den Landkreis eingegangen wurde.  Maßnahmen, die vollständig gefördert sind, werden 

ebenfalls herausgerechnet. Beispielhaft kann hier das Kataster- und Vermessungsamt 

erwähnt werden, welches seine Ausstattung durch finanzielle Mittel vom Landesbetrieb 

Landesvermessung und Geobasisinformation vollständig absichert. 

 

Nach Abzug aller Maßnahmen, die einer Verpflichtung unterliegen, bleibt ein Bedarf im 

Bereich der investiven Auszahlungen in Höhe von 5.169.170 € und im Bereich der 

möglichen investiven Einzahlungen in Höhe von 987.860 €. Daraus ergibt sich eine 

Überzeichnung des investiven Bedarfes in Höhe von 2.182.710 €. 

 

Haushaltsjahr 2017 Auszahlungen Einzahlungen 

Bedarfsmeldung 9.155.300 € 3.723.900 € 

Davon Mittel für KInvFG 2.220.310 € 1.998.260 € 

Davon Mittel für überjährige Maßnahmen 1.363.000 € 697.250 € 

Davon Mittel für vollständig geförderte Maßnahmen 40.530 € 40.530 € 

Davon Mittel mit dem Schwerpunkt „Bildung & Schulen“ 356.290 € - € 

Zu priorisierende Bedarfe 5.169.170 € 987.860 € 

   

Investive Schlüsselzuweisung - € 1.998.600 € 
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Mehrbedarf nach Abzug der pflichtigen Maßnahmen 2.182.710 € 

Übersichten des Investitionsbedarfes 

Investitionsbedarf 2017 nach Fachämtern 
 
 

Amt Auszahlungen Einzahlungen 

A 40 Amt für Bildung und Kultur* 
                      

3.011.100 €  
                     

1.998.260 €  

A 65 Bauamt 
                      

2.570.000 €  
                     

1.066.000 €  

A 32 Ordnungsamt 
                      

1.132.310 €  
                        

258.610 €  

A 61 Kreisentwicklungsamt 
                          

848.130 €  
                        

364.030 €  

A 10 Zentrale Dienstleistungen 
                          

677.010 €  
                                      

- €  

A 36 Straßenverkehrsamt 
                          

508.900 €  
                                      

- €  

A 80 Wirtschaftsförderung 
                          

173.000 €  
                                      

- €  

A 51 Jugendamt 
                            

81.400 €  
                                      

- €  

A 39 Veterinär- und Lebensmittelüberwachungs- 
amt 

                            
63.000 €  

                                      
- €  

A 53 Gesundheitsamt 
                            

44.400 €  
                                      

- €  

A 62 Kataster- und Vermessungsamt 
                            

37.000 €  
                           

37.000 €  

A 63 Bauordnungsverfahren 
                              

1.700 €  
                                      

- €  

A 0 Landratsbereich 
                                  

600 €  
                                      

- €  

A 83 Landwirtschaftsschule 
                                  

400 €  
                                      

- €  

A 67 Umweltamt 
                                  

350 €  
                                      

- €  

Gesamtergebnis 
                    

9.149.300 €  
                     

3.723.900 €  

Investive Schlüsselzuweisungen - € 1.998.600 € 

Differenzbetrag 3.426.800 € Mehrbedarf 

*  Beinhaltet Fördermaßnahmen nach KInvFG 
Investitionsbedarf nach Kontenart 2017 – 2021 
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Kontenart 
Auszahlungen 

2017 
Einzahlungen 

2017 

681 - Investitionszuwendungen 
                                        

- €  
                      

5.722.500 €  

781 - Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 
                             

48.220 €  
                                       

- €  

782 - Erwerb von Grundstücken,  
grundstücksgleichen Rechten und Gebäuden 

                             
50.000 €  

                                       
- €  

783 - Sachanlagevermögen 
                       

2.674.270 €  
                                       

- €  

785 - Baumaßnahmen 
                       

6.376.810 €  
                                       

- €  

Gesamtergebnis 
                       

9.149.300 €  
                      

5.722.500 €  

Differenzbetrag 2017 3.426.800 € Mehrbedarf 

 

Kontenart 
Auszahlungen 

2018 
Einzahlungen 

2018 

681 - Investitionszuwendungen 
                                        

- €  
                      

6.540.470 €  

781 - Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 
                                        

- €  
                                       

- €  

782 - Erwerb von Grundstücken,  
         grundstücksgleichen Rechten und Gebäuden 

                             
39.000 €  

                                       
- €  

783 - Sachanlagevermögen 
                       

1.934.100 €  
                                       

- €  

785 - Baumaßnahmen 
                       

8.050.740 €  
                                       

- €  

Gesamtergebnis 
                     

10.023.840 €  
                      

6.540.470 €  

Differenzbetrag 2018 3.483.370 € Mehrbedarf 
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Kontenart 
Auszahlungen 

2019 
Einzahlungen 

2019 

681 - Investitionszuwendungen 
                                        

- €  
                      

4.944.740 €  

781 - Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 
                                        

- €  
                                       

- €  

782 - Erwerb von Grundstücken,  
grundstücksgleichen Rechten und Gebäuden 

                             
39.000 €  

                                       
- €  

783 - Sachanlagevermögen 
                       

2.564.160 €  
                                       

- €  

785 - Baumaßnahmen 
                       

5.693.920 €  
                                       

- €  

Gesamtergebnis 
                       

8.297.080 €  
                      

4.944.740 €  

Differenzbetrag 2019 3.352.340 € Mehrbedarf 

 
Kontenart 

Auszahlungen 
2020 

Einzahlungen 
2020 

681 - Investitionszuwendungen 
                                        

- €  
                         

965.600 €  

781 - Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 
                                        

- €  
                                       

- €  

782 - Erwerb von Grundstücken,  
grundstücksgleichen Rechten und Gebäuden 

                             
39.000 €  

                                       
- €  

783 - Sachanlagevermögen 
                       

1.691.290 €  
                                       

- €  

785 - Baumaßnahmen 
                       

2.483.700 €  
                                       

- €  

Gesamtergebnis 
                       

4.213.990 €  
                         

965.600 €  

Differenzbetrag 2020 3.248.390 € Mehrbedarf 

 
Kontenart 

Auszahlungen 
2021 

Einzahlungen 
2021 

681 - Investitionszuwendungen 
                                        

- €  
                         

622.100 €  

781 - Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 
                                        

- €  
                                       

- €  

782 - Erwerb von Grundstücken,  
grundstücksgleichen Rechten und Gebäuden 

                                        
- €  

                                       
- €  

783 - Sachanlagevermögen 
                       

1.440.200 €  
                                       

- €  

785 - Baumaßnahmen 
                       

1.227.500 €  
                                       

- €  
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Gesamtergebnis 
                       

2.667.700 €  
                         

622.100 €  

Differenzbetrag 2021 2.045.600 € Mehrbedarf 
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Lfd.-Nr. Amt Produkt mit Bezeichnung Kontenart Priorität Maßnahme Aus. 2017 Ein. 2017 Aus. 2018 Ein. 2018 Aus. 2019 Ein. 2019 Aus. 2020 Ein. 2020 Aus. 2021 Ein. 2021

1 A 0 Landratsbereich 111030 - Öffentlichkeitsarbeit 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb GWG 600                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

2 A 10 Zentrale Dienstleistungen111070 - Zentralverwaltung 783 - Sachanlagevermögen 0 Sachanlagevermögen 100.000          -                100.000          -                100.000       -                100.000      -                100.000      -                

3 A 10 Zentrale Dienstleistungen111080 - Datenverarbeitung 783 - Sachanlagevermögen 0 Server- Druckererneuerung, Infrastruktur, 309.120          -                80.000            -                80.000         -                80.000        -                -                -                

4 A 10 Zentrale Dienstleistungen111080 - Datenverarbeitung 783 - Sachanlagevermögen 0 Lizenzen, Serverbetriebssystem, Telearbeit 232.170          -                86.000            -                86.000         -                86.000        -                -                -                

5 A 10 Zentrale Dienstleistungen111500 - Archiv 783 - Sachanlagevermögen 0 Sachanlagevermögen (Regalanlagen) 30.000            -                25.000            -                -                 -                -                -                -                -                

6 A 10 Zentrale Dienstleistungen111500 - Archiv 783 - Sachanlagevermögen 0 ADV  Augias Zwischenarchiv 5.720              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

7 A 32 Ordnungsamt 122040 - Ausländerangeleg. 783 - Sachanlagevermögen 0 Dokumentscanner m.hoher Scangeschwindigk. 3.000              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

8 A 32 Ordnungsamt 122040 - Ausländerangeleg. 783 - Sachanlagevermögen 0 DMS Softwarelizinzen und Schnittstellenlizenzen 6.000              -                4.000               -                4.000            -                4.000           -                4.000           -                

9 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Einsatzmittel 45.000            -                35.000            -                35.000         -                35.000        -                35.000        -                

10 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Ersatzbeschaffung von Prüfgeräten 10.000            -                10.000            -                10.000         -                10.000        -                10.000        -                

11 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 C-Schläuche (15m) 5.190              -                3.600               -                3.600            -                4.100           -                4.100           -                

12 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Garderobenschrank Retten/Selbstretten 2 Abteile 3.000              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

13 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Handpritschenwagen mit Gitterwänden und Zugöse 2.540              -                -                    -                2.700            -                -                -                2.900           -                

14 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Funksprechgarnituren (Heißausbildung) 1.760              -                1.760               -                1.760            -                -                -                2.000           -                

15 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Schutzkleidung Helme (Heißausbildung) 840                  -                840                  -                840               -                840              -                840              -                

16 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Gittertransportwagen Lagerung 1200 x 800 mm (Kreisreserve) 790                  -                790                  -                790               -                790              -                790              -                

17 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Abgasabsaugeanlage für Pumpenprüfstand -                    -                2.100               -                -                 -                -                -                -                -                

18 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Aluminiumbehälter mit Stapelecken 480                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

19 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Gerätewagen Atemschutz -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

20 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Tragkraftspritze TS 8 -                    -                12.500            -                -                 -                -                -                13.500        -                

21 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 B-Schläuche (20m) 18.750            -                8.500               -                8.500            -                9.000           -                9.000           -                

22 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Waschmaschine -                    -                16.000            -                -                 -                -                -                -                -                

23 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Düsenverstelleinrichtung beidseitig B -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

24 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Lagerung für Rettungssatz, ausziehbar, Einbau TLF 1.710              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

25 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 GFK-Rechteckbehälter für Dekon CSA -                    -                2.300               -                -                 -                2.400           -                -                -                

26 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Sicherungstrupptasche MSA SL-lang 1.420              -                1.600               -                -                 -                -                -                2.000           -                

27 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Formhölzer RW, Satz 1.500              -                -                    -                1.600            -                -                -                -                -                

28 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Websoftware für die Feuerwehrausbildung -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

29 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Schutzkleidung Jacken(Heißausbildung) -                    -                1.820               -                1.820            -                1.820           -                1.820           -                

30 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Hohlstrahlrohr Leader Mode Berlinforce ohne Griff -                    -                -                    -                -                 -                1.700           -                -                -                

31 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Druckvernichter Storz-B (Maschinist) 950                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

32 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Säulenbohrmaschine 850                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

33 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Messkoffer Dräger Aerotest Alpha -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

34 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Schutzkleidung Hosen (Heißausbildung) -                    -                1.320               -                1.320            -                1.320           -                1.320           -                

35 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 motionSCOUT Auer Warn- und Signalgerät (Basisversion) (Atemschutz)-                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

36 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Bodyguard 1000  Dräger Warn- und Signalgerät (Taste/Schlüssel) (Atemschutz)-                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

37 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Autogen Schweißgerätesatz -                    -                500                  -                -                 -                -                -                -                -                

38 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Notrufdemoanlage -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

39 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Fahrgestelle für Rungenpalette 480                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

40 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Videokamera mit Stativ (TH) -                    -                420                  -                -                 -                -                -                -                -                

41 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Rungenpaletten 400                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

42 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Metall-Kaltkreissäge 300                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

43 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Kombiaschenbecher mit Wetterschutzdach -                    -                -                    -                -                 -                840              -                -                -                

44 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Hohlstrahlrohr AWG "Turbo-Spritze 2130 D" (Maschinist) 610                  -                -                    -                610               -                -                -                -                -                

45 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 785 - Baumaßnahmen 0 Ausgleichspflanzungen 5.000              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

46 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 785 - Baumaßnahmen 0 Anbau Sanitärbereich Damen (Dusche/WC) -                    -                10.000            -                50.000         -                -                -                -                -                

47 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Endlosleiter für Atemschutzübungsstrecke -                    -                -                    -                15.470         -                -                -                -                -                

48 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Schneid- und Spreizgerät (TH) -                    -                14.780            -                -                 -                14.780,00   -                -                -                

49 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Laufband für Atemschutzübungsstrecke -                    -                13.090            -                -                 -                -                -                -                -                

50 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Fahrradergometer für Atemschutzübungsstrecke 4.760              -                -                    -                -                 -                -                -                5.200           -                

51 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Gerätewagen Technische Hilfe/ Retten/ Selbstretten -                       -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

52 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 akkubetriebenes Schneid- und Spreizgerät (TH) -                    -                19.040            -                -                 -                -                -                -                -                

53 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Pulverumfüllmaschine für Handfeuerlöscher -                    -                -                    -                -                 -                4.760           -                -                -                

54 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 tragbares Schaumzumischsystem -                    -                70.000            -                -                 -                -                -                -                -                

55 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 tragbarer Monitor 5.000              -                -                    -                -                 -                5.500           -                -                -                

56 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 tragbares Notstromaggregat -                    -                -                    -                13.330         -                -                -                2.600           -                

57 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Ersatzbeschaffung Motorkettensäge 2.440              -                -                    -                2.440            -                -                -                -                -                

58 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Winkelschleifer/ Trenngerät -                    -                -                    -                3.570            -                -                -                -                -                

59 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Werkstatt-Gehängeset -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

60 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Rauchexplosionshaus -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

61 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Zumischeraufsatz AWG Z-Select (Maschinist) -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

62 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Prüfgeräte Atemschutz -                    -                -                    -                80.000         -                -                -                -                -                

63 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Geräte der Technsichen Hilfeleistung -                    -                -                    -                -                 -                40.000        -                40.000        -                

64 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Schlauchwaschanlage -                    -                -                    -                -                 -                80.000        -                -                -                

65 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Überdruckbelüfter 4.170              -                -                    -                4.170            -                -                -                4.800           -                

66 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Allround Box Lagerung 2400 x 1150 x 1850 mm (Kreisreserve "Betten + Krankentragen")1.450              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

TOP 8.1TOP 8.1
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67 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Umkleideschrank (grau) 0,6 m x 2,3 m x 0,45 m 670                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

68 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Gittertransportwagen mit Deichsel mit Zugöse 2.270              -                2.270               -                -                 -                -                -                -                -                

69 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Bierzeltgarnitur 2.380              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

70 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Handfunksprechgeräte (digital) 6.430              -                -                    -                -                 -                7.000           -                -                -                

71 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Absperrorgan TT C (Heißausbildung) 340                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

72 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Brandschutzkoffer/Arbeitsplatzkoffer (Brandschutzerziehung) 250                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

73 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Biel Tool (TH) 230                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

74 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Doppelsteuerorgan 10 bar 600                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

75 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Druckbegrenzungsventil Storz-B (Maschinist) -                    -                600                  -                -                 -                -                -                -                -                

76 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Funkscanner Atemschutz 1.080              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

77 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Hohlstrahldüse T 2235 TT (Heißausbildung) 500                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

78 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Modell für Küchenbrandsimulation 250                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

79 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Prospektständer -                    -                -                    -                -                 -                -                -                210              -                

80 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Rettungshaube Respihood 450                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

81 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Rollrahmen für Gitterboxen 810                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

82 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Set 4-Kant 100 (TH) 810                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

83 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Stirnwandwagen 450                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

84 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Systemwagen 200                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

85 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Transportwagen für Klapptische 300                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

86 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Übungspuppe Ruth Lee (Retten/Selbstretten) 710                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

87 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Verteiler C-B-C Niederschraubventil 240                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

88 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Füllleiste/Sicherheitsrampe 10.000            -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

89 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: 4 Transportwagen für Atemschutzgeräte (THEIS Typ RO 8.12 AT712 GE)14.000            -                14.000            -                -                 -                -                -                -                -                

90 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Hafenrichter Pumpenprüfstand mobil -                    -                45.000            -                -                 -                -                -                -                -                

91 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Regalsystem (2xGrund-, 4x Anbau) 9.000              -                4.500               -                -                 -                -                -                -                -                

92 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Holmatro V-Strut Abstützsystem mit Tasche (TH) 1.500              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

93 A 32 Ordnungsamt 126010 - Brandschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Mehrfach-Abzweigstück Deltabox 380 V mit Verteilung 2x230 V und 1x380 V (Maschinist)-                    -                -                    -                400               -                -                -                -                -                

94 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 AB Sonderlöschmittel 174.930          -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

95 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 AB Logistik 240.000          -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

96 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 30 % Eigenanteil für Betreuungs-LKW Landesbeschaffung 160.700          -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

97 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 70 % Förderung für Betreuungs-LKW Landesbeschaffung -                    112.490      -                    -                -                 -                -                -                -                -                

98 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 30 % Eigenanteil KTW Typ B Landesbeschaff. 110.250          -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

99 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 70 % Förderung KTW Typ B Landesbeschaff. -                    77.170        -                    -                -                 -                -                -                -                -                

100 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 30 % Eigenanteil für Feldkochherd Landesbeschaffung 98.500            -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

101 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 70 % Förderung für Feldkochherd Landesbeschaffung -                    68.950        -                    -                -                 -                -                -                -                -                

102 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Zusatzheizung für Zelte mit Zubehör 35.700            -                -                    -                -                 -                -                -                30.000        -                

103 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Ausbau Alarmierungsnetz (DAU) 24.990            -                25.990            -                25.990         -                26.990        -                26.990        -                

104 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Zusatzlizenz für GeoFes und ArcGis 22.730            -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

105 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Betten 15.000            -                15.000            -                -                 -                -                -                -                -                

106 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Einführung BIWAPP (Warnung- / Information der Bevölkerung)12.000            -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

107 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Ersatz DME für KatS-Einheiten 10.420            -                -                    -                10.420         -                -                -                10.420        -                

108 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Netzersatzanlage 14kVA (Tank-Notstrom) 10.000            -                12.000            -                -                 -                15.000        -                -                -                

109 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Umrüstung SMARTBOARD 8.500              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

110 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Aufklärungsdrohne 7.140              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

111 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Düsenschlauch 75B 5.720              -                -                    -                -                 -                -                -                7.000           -                

112 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Düsenschlauch C52 4.720              -                -                    -                -                 -                -                -                8.000           -                

113 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Powermoon LEDMOON 2000 4.530              -                6.000               -                6.500            -                -                -                -                -                

114 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Düsenschlauch D25 2.620              -                -                    -                -                 -                -                -                5.000           -                

115 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Zusatzzeltleuchten 2.000              -                2.000               -                -                 -                -                -                -                -                

116 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Netzersatzanlage 40 kvA (Notstrom) -                    -                45.000            -                -                 -                50.000        -                -                -                

117 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 30% Eigenanteil für ELW1 Landesbeschaffung -                    -                -                    -                -                 -                150.000      -                -                -                

118 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 70 % Förderung für ELW1 Landesbeschaffung -                    -                -                    -                -                 -                -                105.000      -                -                

119 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 30 % Eigenanteil für KdoW Landesbeschaffung -                    -                91.440            -                91.440         -                -                -                -                -                

120 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 70 % Förderung für KdoW Landesbeschaffung -                    -                -                    64.000        -                 64.000        -                -                -                -                

121 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 30 % Eigenanteil für MTW-San Landesbeschaffung -                    -                70.000            -                70.000         -                75.000        -                -                -                

122 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 70 % Förderung für MTW-San Landesbeschaffung -                    -                -                    49.000        -                 49.000        -                52.500        -                -                

123 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Kreisreserve GSE-Einsatz (CSA Schutzanzüge) -                    -                -                    -                -                 -                45.000        -                -                -                

124 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Aufklärungs- und Messgerät für GSG-Einsätze -                    -                -                    -                -                 -                53.550        -                -                -                

125 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 30 % Eigenanteil für MTW-Führung Landesbeschaffung -                    -                -                    -                -                 -                -                -                91.440        -                

126 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 70 % Förderung für MTW-Führung Landesbeschaffung -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                64.000        

127 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 30 % Eigenanteil für MTW-Betreuung Landesbeschaffung -                    -                70.000            -                -                 -                -                -                -                -                

128 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 70 % Förderung für MTW-Betreuung Landesbeschaffung -                    -                -                    49.000        -                 -                -                -                -                -                

129 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 30 % Eigenanteil für MTW-Verpflegung Landesbeschaffung -                    -                70.000            -                -                 -                -                -                -                -                

130 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 70 % Förderung für MTW-Verpflegung Landesbeschaffung -                    -                -                    49.000        -                 -                -                -                -                -                

131 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 30 % Eigenanteil für Quad Landesbeschaffung -                    -                -                    -                -                 -                30.000        -                -                -                

132 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 70 % Förderung für Quad Landesbeschaffung -                    -                -                    -                -                 -                -                21.000        -                -                
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133 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 30 % Eigenanteil für GWG Landesbeschaffung -                    -                -                    -                500.000       -                -                -                -                -                

134 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 70 % Förderung für GWG Landesbeschaffung -                    -                -                    -                -                 350.000      -                -                -                -                

135 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: 30 % Eigenanteil für ELW2 Landesbeschaffung -                    -                -                    -                -                 -                -                -                500.000      -                

136 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 681 - Investitionszuwendungen 0 NEU: 70 % Förderung für ELW2 Landesbeschaffung -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                350.000      

137 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Dekonschleuse für Technik (Kfz-Durchfahrschleuse) -                    -                60.000            -                -                 -                70.000        -                140.000      -                

138 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Ersatzbeschaffung GW-San -                    -                101.150          -                -                 -                101.150      -                -                -                

139 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Kfz-Dekon für Tierseuchenlagen -                    -                67.000            -                -                 -                -                -                -                -                

140 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 AB Wasser -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

141 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Powermoon LEDMOON 400 -                    -                2.200               -                -                 -                3.000           -                -                -                

142 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Kurbelstativ für Beleuchtung -                    -                800                  -                -                 -                -                -                -                -                

143 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 NEU: Kühlwesten für CSA -                    -                -                    -                5.000            -                5.000           -                5.000           -                

144 A 32 Ordnungsamt 128010 - Katastrophenschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Erweiterungsmodul Ojektdaten für GeoFes -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

145 A 36 Straßenverkehrsamt122070 - Fahrerlaubniswesen 783 - Sachanlagevermögen 0 Druckertechnik; Erneuerung Alarmanlage Zossen 3.500              -                3.500               -                3.500            -                3.500           -                3.500,00     -                

146 A 36 Straßenverkehrsamt122070 - Fahrerlaubniswesen 783 - Sachanlagevermögen 0 IKOL-Schnittstellen, Umstellung Telefonanlage Zossen 4.000              -                4.000               -                4.000            -                16.500        -                5.000,00     -                

147 A 36 Straßenverkehrsamt122080 - KfZ-Zulassung 783 - Sachanlagevermögen 0 Druckertechnik; Erneuerung Alarmanlage Zossen 7.000              -                6.000               -                6.000            -                6.000           -                -                -                

148 A 36 Straßenverkehrsamt122080 - KfZ-Zulassung 783 - Sachanlagevermögen 0 Softwareeinrichtung, Umstellung Telefonanlage Zossen 7.400              -                7.400               -                -                 -                -                -                -                -                

149 A 36 Straßenverkehrsamt 785 - Baumaßnahmen 0 Zentralisierung des Straßenverkehrsamtes 450.000          -                1.280.000       -                1.070.000    -                -                -                -                

150 A 36 Straßenverkehrsamt 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb PKW -                    -                -                    -                -                 -                20.000        -                -                -                

151 A 36 Straßenverkehrsamt122110 - Verkehrsordnungswidrigkeiten783 - Sachanlagevermögen 0 Umrüstung stationäre Digitalanlagen 37.000            -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

152 A 39 Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt122120 - Veterinärwesen 783 - Sachanlagevermögen 0 Auszahlungen für Sachanlagevermögen Desinfektionsschleuse 56.000            -                56.000            -                56.000         -                -                -                -                -                

153 A 39 Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt122120 - Veterinärwesen 783 - Sachanlagevermögen 0 Auszahlungen für Sachanlagevermögen Drucker 1.000              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

154 A 39 Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt122120 - Veterinärwesen 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb GWG Regale/Behältnisse für Tierseuchencontainer -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

155 A 39 Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt122120 - Veterinärwesen 783 - Sachanlagevermögen 0 Auszahlungen für den Erwerb von immateriellen Vermögensgegenständen Lizenzen1.000              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

156 A 39 Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt122130 - Lebensmittelüberwachung783 - Sachanlagevermögen 0 Auszahlungen für Sachanlagevermögen Drucker 1.000              -                1.000               -                1.000            -                -                -                -                -                

157 A 39 Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt122130 - Lebensmittelüberwachung783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb GWG eichfähige Thermometer 1.000              -                1.000               -                1.000            -                1.000           -                1.000           -                

158 A 39 Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt122130 - Lebensmittelüberwachung783 - Sachanlagevermögen 0 Auszahlungen für den Erwerb von immateriellen Vermögensgegenständen Lizenzen1.000              -                1.000               -                1.000            -                -                -                -                -                

159 A 39 Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt414020 - Schlachttier- und Fleischuntersuchung783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb GWG Kühlschränke 2.000              -                1.000               -                1.000            -                1.000           -                1.000           -                

160 A 40 Amt für Bildung und Kultur217011 - Gym. Rangsdorf 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 14.500            -                55.580            -                23.220         -                12.460        -                13.800        -                

161 A 40 Amt für Bildung und Kultur217011 - Gym. Rangsdorf 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 15.000            -                15.000            -                92.600         -                15.000        -                15.000        -                

162 A 40 Amt für Bildung und Kultur217011 - Gym. Rangsdorf 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 1.000              -                1.720               -                4.040            -                2.120           -                1.000           -                

163 A 40 Amt für Bildung und Kultur217011 - Gym. Rangsdorf 785 - Baumaßnahmen KInvFG KlnvFG Hochbaumaßnahme (Ergänzungsbau u. Barrierefreiheit) 362.600          -                1.765.600       -                831.800       -                -                -                -                -                

164 A 40 Amt für Bildung und Kultur217011 - Gym. Rangsdorf 681 - Investitionszuwendungen KInvFG Förderung nach KlnvFG - Förderbereich 2 b -                    326.340      -                    1.476.090   -                 639.270      -                -                -                -                

165 A 40 Amt für Bildung und Kultur217011 - Gym. Rangsdorf 785 - Baumaßnahmen KInvFG KlnvFG Hochbaumaßnahme (energetische Sanierung) 480.000          -                342.000          -                -                 -                -                -                -                -                

166 A 40 Amt für Bildung und Kultur217011 - Gym. Rangsdorf 681 - Investitionszuwendungen KInvFG Förderung nach KlnvFG - Förderbereich 1 c -                    432.000      -                    307.800      -                 -                -                -                -                -                

167 A 40 Amt für Bildung und Kultur217012 - Gym. Ludwigsfelde 785 - Baumaßnahmen KInvFG KlnvFG Hochbaumaßnahme (Sanierung DG einschl. Einbau einer Aula) 155.000          -                857.700          -                387.300       -                -                -                -                -                

168 A 40 Amt für Bildung und Kultur217012 - Gym. Ludwigsfelde 681 - Investitionszuwendungen KInvFG Förderung nach KlnvFG - Förderbereich 1 c -                    139.500      -                    771.930      -                 348.570      -                -                -                -                

169 A 40 Amt für Bildung und Kultur217012 - Gym. Ludwigsfelde 785 - Baumaßnahmen KInvFG KlnvFG Hochbaumaßnahme (energetische Sanierung) 75.000            -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

170 A 40 Amt für Bildung und Kultur217012 - Gym. Ludwigsfelde 681 - Investitionszuwendungen KInvFG Förderung nach KlnvFG - Förderbereich 2 b -                    67.500        -                    -                -                 -                -                -                -                -                

171 A 40 Amt für Bildung und Kultur217012 - Gym. Ludwigsfelde 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen Gymnasium Ludwigsfelde (ELA) -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

172 A 40 Amt für Bildung und Kultur217012 - Gym. Ludwigsfelde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 20.760            -                68.600            -                12.020         -                16.080        -                3.800           -                

173 A 40 Amt für Bildung und Kultur217012 - Gym. Ludwigsfelde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 15.000            -                66.500            -                15.000         -                15.000        -                15.000        -                

174 A 40 Amt für Bildung und Kultur217012 - Gym. Ludwigsfelde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 2.920              -                2.600               -                2.040            -                2.360           -                1.000           -                

175 A 40 Amt für Bildung und Kultur217013 - Gymn. Luckenwalde 785 - Baumaßnahmen KInvFG KlnvFG Hochbaumaßnahme (energetische Sanierung) 40.000            -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

176 A 40 Amt für Bildung und Kultur217013 - Gymn. Luckenwalde 681 - Investitionszuwendungen KInvFG Förderung nach KlnvFG - Förderbereich 2 b -                    36.000        -                    -                -                 -                -                -                -                -                

177 A 40 Amt für Bildung und Kultur217013 - Gymn. Luckenwalde 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahme (Notlicht) -                    -                29.500            -                -                 -                -                -                -                -                

178 A 40 Amt für Bildung und Kultur217013 - Gymn. Luckenwalde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 300                  -                23.000            -                25.860         -                34.100        -                30.800        -                

179 A 40 Amt für Bildung und Kultur217013 - Gymn. Luckenwalde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 15.000            -                15.000            -                15.000         -                15.000        -                15.000        -                

180 A 40 Amt für Bildung und Kultur217013 - Gymn. Luckenwalde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 1.000              -                1.000               -                4.120            -                3.720           -                5.400           

181 A 40 Amt für Bildung und Kultur217014 - Gymn. Jüterbog 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 20.260            -                8.600               -                157.020       -                8.980           -                4.900           -                

182 A 40 Amt für Bildung und Kultur217014 - Gymn. Jüterbog 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 12.000            -                12.000            -                105.600       -                12.000        -                12.000        -                

183 A 40 Amt für Bildung und Kultur217014 - Gymn. Jüterbog 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 2.980              -                1.000               -                4.040            -                1.000           -                1.000           -                

184 A 40 Amt für Bildung und Kultur217014 - Gymn. Jüterbog 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahme (Planung unf Errichtung Aufzug) -                    -                -                    -                180.000       -                187.300      -                440.000      -                

185 A 40 Amt für Bildung und Kultur217014 - Gymn. Jüterbog 785 - Baumaßnahmen KInvFG KlnvFG Hochbaumaßnahme (Neubau Schulspeisg., Barrierefreiheit u. a.) 404.330          -                259.150          -                 -                -                -                -                -                

186 A 40 Amt für Bildung und Kultur217014 - Gymn. Jüterbog 681 - Investitionszuwendungen KInvFG Förderung nach KlnvFG - Förderbereich 1 c -                    363.890      -                    233.230      -                 -                -                -                -                -                

187 A 40 Amt für Bildung und Kultur217014 - Gymn. Jüterbog 785 - Baumaßnahmen KInvFG KlnvFG Hochbaumaßnahme (energetische Sanierung) 468.380          -                296.860          -                -                 -                -                -                -                -                

188 A 40 Amt für Bildung und Kultur217014 - Gymn. Jüterbog 681 - Investitionszuwendungen KInvFG Förderung nach KlnvFG - Förderbereich 2 b -                    421.530      267.160      -                 -                -                -                -                -                

189 A 40 Amt für Bildung und Kultur221011 - Förderschule Mahlow 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 600                  -                6.000               -                8.850            -                500              -                500              -                

190 A 40 Amt für Bildung und Kultur221011 - Förderschule Mahlow 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 8.000              -                8.000               -                8.000            -                8.000           -                8.000           -                

191 A 40 Amt für Bildung und Kultur221011 - Förderschule Mahlow 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 1.000              -                1.000               -                2.200            -                1.000           -                1.000           -                

192 A 40 Amt für Bildung und Kultur221011 - Förderschule Mahlow 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahme (Brandabschottung, Akkustikdecke, ELA, Notlicht)-                    -                55.000            -                55.000         -                45.300        -                -                -                

193 A 40 Amt für Bildung und Kultur221012 - FS Ludwigsfelde 785 - Baumaßnahmen 0 Hochbaumaßnahme (Schulhof mit Spielplatz) 374.500          -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

194 A 40 Amt für Bildung und Kultur221012 - FS Ludwigsfelde 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahme (Sportplatz) -                    -                411.000          -                -                 -                -                -                -                -                

195 A 40 Amt für Bildung und Kultur221012 - FS Ludwigsfelde 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen AFS Ludwigsfelde (Notlicht) -                    -                -                    -                -                 -                15.100        -                -                -                

196 A 40 Amt für Bildung und Kultur221012 - FS Ludwigsfelde 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen AFS Ludwigsfelde (Einfriedung) -                    -                -                    -                -                 -                30.000        -                -                -                

197 A 40 Amt für Bildung und Kultur221012 - FS Ludwigsfelde 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen AFS Ludwigsfelde (ELA) -                    -                -                    -                -                 -                35.000        -                -                -                

198 A 40 Amt für Bildung und Kultur221012 - FS Ludwigsfelde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen -                    -                6.000               -                14.010         -                500              -                500              -                
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199 A 40 Amt für Bildung und Kultur221012 - FS Ludwigsfelde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 8.000              -                8.000               -                8.000            -                8.000           -                8.000           -                

200 A 40 Amt für Bildung und Kultur221012 - FS Ludwigsfelde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 1.000              -                1.000               -                2.520            -                1.000           -                1.000           -                

201 A 40 Amt für Bildung und Kultur221013 - FS Luckenwalde 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen AFS Luckenwalde (Notlicht) -                    -                -                    -                -                 -                13.300        -                -                -                

202 A 40 Amt für Bildung und Kultur221013 - FS Luckenwalde 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen AFS Luckenwalde (ELA) -                    -                -                    -                -                 -                35.000        -                -                -                

203 A 40 Amt für Bildung und Kultur221013 - FS Luckenwalde 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen AFS Luckenwalde (Einfriedung) -                    -                -                    -                -                 -                157.000      -                -                -                

204 A 40 Amt für Bildung und Kultur221013 - FS Luckenwalde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 600                  -                8.400               -                15.930         -                1.200           -                5.300           -                

205 A 40 Amt für Bildung und Kultur221013 - FS Luckenwalde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 8.000              -                8.000               -                8.000            -                8.000           -                8.000           -                

206 A 40 Amt für Bildung und Kultur221013 - FS Luckenwalde 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 1.000              -                1.000               -                2.360            -                1.000           -                1.000           -                

207 A 40 Amt für Bildung und Kultur221014 - FS Jüterbog 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahme (Brandabschottung) -                    -                52.500            -                50.000         -                -                -                -                -                

208 A 40 Amt für Bildung und Kultur221014 - FS Jüterbog 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen AFS Jüterbog (Notlicht) -                    -                -                    -                -                 -                11.000        -                -                -                

209 A 40 Amt für Bildung und Kultur221014 - FS Jüterbog 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen AFS Jüterbog (Präsenzmelder) -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

210 A 40 Amt für Bildung und Kultur221014 - FS Jüterbog 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen AFS Jüterbog (Akkustikdecke) -                    -                -                    -                -                 -                50.000        -                -                

211 A 40 Amt für Bildung und Kultur221014 - FS Jüterbog 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen AFS Jüterbog (ELA) -                    -                -                    -                -                 -                35.000        -                -                -                

212 A 40 Amt für Bildung und Kultur221014 - FS Jüterbog 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 300                  -                300                  -                9.930            -                -                -                500              -                

213 A 40 Amt für Bildung und Kultur221014 - FS Jüterbog 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 8.000              -                8.000               -                8.000            -                8.000           -                8.000           -                

214 A 40 Amt für Bildung und Kultur221014 - FS Jüterbog 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 1.000              -                1.000               -                2.360            -                1.000           -                1.000           -                

215 A 40 Amt für Bildung und Kultur221015 - FS Groß Schulzendorf 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen GB-Schule Großschulzendorf (ELA) -                    -                46.000            -                16.500         -                -                -                -                -                

216 A 40 Amt für Bildung und Kultur221015 - FS Groß Schulzendorf 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 50.500            -                -                    -                12.270         -                7.300           -                5.000           -                

217 A 40 Amt für Bildung und Kultur221015 - FS Groß Schulzendorf 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 8.000              -                8.000               -                8.000            -                8.000           -                8.000           -                

218 A 40 Amt für Bildung und Kultur221015 - FS Groß Schulzendorf 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 1.000              -                1.000               -                1.960            -                1.000           -                1.000           -                

219 A 40 Amt für Bildung und Kultur221016 - FS Jüterbog 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen GB-Schule Jüterbog (Notlicht) -                    -                -                    -                -                 -                10.200        -                -                -                

220 A 40 Amt für Bildung und Kultur221016 - FS Jüterbog 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 1.570              -                46.000            -                7.230            -                -                -                500              -                

221 A 40 Amt für Bildung und Kultur221016 - FS Jüterbog 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 8.000              -                8.000               -                8.000            -                8.000           -                8.000           -                

222 A 40 Amt für Bildung und Kultur221016 - FS Jüterbog 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 1.000              -                1.000               -                1.640            -                1.000           -                1.000           -                

223 A 40 Amt für Bildung und Kultur231010 - Oberstufenzentrum TF785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen OSZ (Hausalarmanlage Wh). -                    -                10.000            -                -                 -                -                -                -                -                

224 A 40 Amt für Bildung und Kultur231010 - Oberstufenzentrum TF783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 34.000            -                33.160            -                23.380         -                3.000           -                23.040        -                

225 A 40 Amt für Bildung und Kultur231010 - Oberstufenzentrum TF783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 26.000            -                26.000            -                26.000         -                26.000        -                26.000        -                

226 A 40 Amt für Bildung und Kultur231010 - Oberstufenzentrum TF783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 9.000              -                5.520               -                4.560            -                2.000           -                4.080           -                

227 A 40 Amt für Bildung und Kultur231010 - Oberstufenzentrum TF785 - Baumaßnahmen 0 Hochbaumaßnahme OSZ (ELA , Überdachung Treppe BBS Ludwigsfelde)60.000            -                30.500            -                -                 -                -                -                -                -                

228 A 40 Amt für Bildung und Kultur241010 - Schülerbeförderung 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

229 A 40 Amt für Bildung und Kultur243010 - Sonst.schul. Aufgaben 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG (für Förder- und Beratungsstelle) 2.000              -                2.000               -                2.000            -                2.000           -                2.000           -                

230 A 40 Amt für Bildung und Kultur243020 - SLH Dobbrikow 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen -                    -                8.000               -                8.500            -                5.000           -                8.000           -                

231 A 40 Amt für Bildung und Kultur243020 - SLH Dobbrikow 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 7.000              -                7.000               -                7.000            -                7.000           -                7.000           -                

232 A 40 Amt für Bildung und Kultur252010 - Kunst/ Geschichtswah.783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 5.000              -                5.000               -                5.000            -                5.000           -                5.000           -                

233 A 40 Amt für Bildung und Kultur271010 - Volkshochschule 785 - Baumaßnahmen KInvFG KlnvFG Hochbaumaßnahme (energetische Sanierung) 235.000          -                220.000          -                -                 -                -                -                -                -                

234 A 40 Amt für Bildung und Kultur271010 - Volkshochschule 681 - Investitionszuwendungen KInvFG Förderung nach KlnvFG -                    211.500      -                    198.000      -                 -                -                -                -                -                

235 A 40 Amt für Bildung und Kultur271010 - Volkshochschule 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahme (Außenanlage) -                    -                -                    -                -                 -                50.000        -                -                -                

236 A 40 Amt für Bildung und Kultur271010 - Volkshochschule 785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen KVHS  (Notlicht) Streichung Ansatz, weil Umsetzung im Zuge enegetische Sanierg.-                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

237 A 40 Amt für Bildung und Kultur271010 - Volkshochschule 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 5.000              -                8.000               -                11.930         -                7.000           -                10.000        

238 A 40 Amt für Bildung und Kultur271010 - Volkshochschule 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 2.000              -                2.000               -                2.000            -                2.000           -                2.000           -                

239 A 40 Amt für Bildung und Kultur271010 - Volkshochschule 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 3.000              -                3.000               -                3.000            -                3.000           -                5.000           -                

240 A 40 Amt für Bildung und Kultur263010 - Kreismusikschule 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 5.000              -                5.000               -                5.000            -                5.000           -                10.000        -                

241 A 40 Amt für Bildung und Kultur263010 - Kreismusikschule 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 5.000              -                5.000               -                5.000            -                5.000           -                10.000        -                

242 A 40 Amt für Bildung und Kultur263010 - Kreismusikschule 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände (Software) 14.000            -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

243 A 40 Amt für Bildung und Kultur272010 - Kreismedienzentrum 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb Sachanlagevermögen 1.000              -                1.000               -                450.750       -                750              -                2.000           -                

244 A 40 Amt für Bildung und Kultur272010 - Kreismedienzentrum 783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 5.000              -                3.000               -                3.000            -                3.000           -                3.000           -                

245 A 40 Amt für Bildung und Kultur367020 - Wohnh.Auszubildende785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen Wohnheim  (Notlicht) -                    -                -                    -                7.700            -                -                -                -                -                

246 A 40 Amt für Bildung und Kultur367020 - Wohnh.Auszubildende785 - Baumaßnahmen Bildung Hochbaumaßnahmen Wohnheim (Hausalarmanl.) -                    -                -                    -                18.000         -                -                -                -                -                

247 A 40 Amt für Bildung und Kultur367020 - Wohnh.Auszubildende783 - Sachanlagevermögen Bildung Erwerb GWG 5.000              -                5.000               -                5.000            -                5.000           -                10.000        -                

248 A 51 Jugendamt 361010 - Förderg. v. Kd. i. Tageseinricht. 783 - Sachanlagevermögen 0 783200 Büroausstattung 1 neuer MA+Ersatzbeschaffg. 3.200              -                1.000               -                1.000            -                1.000           -                1.000           -                

249 A 51 Jugendamt 361010 - Förderg. v. Kd. i. Tageseinricht. 783 - Sachanlagevermögen 0 783400  LogoData Anpassungsprogrammierung KITA 41.000            -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

250 A 51 Jugendamt 362010 - Jugendarbeit 783 - Sachanlagevermögen 0 Ersatzbeschaffg. Büromöbel/-stühle+Postfachschrank 6.500              -                1.500               -                1.500            -                1.500           -                1.500           -                

251 A 51 Jugendamt 363070 - Elterngeld 783 - Sachanlagevermögen 0 Ersatzbeschaffung Bürostühle bzw. Möbel 600                  -                600                  -                600               -                -                -                -                -                

252 A 51 Jugendamt 363300 - HzE 783 - Sachanlagevermögen 0 Ersatzbeschaffg. Büromöbel+Büroaussttattung  6 MA 19.800            -                3.000               -                3.000            -                3.000           -                3.000           -                

253 A 51 Jugendamt 363300 - HzE 783 - Sachanlagevermögen 0 Kindgerechte Einrichtung Beratungsraum 2.500              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

254 A 51 Jugendamt 363540 - Amtspflegschaften/AVS783 - Sachanlagevermögen 0 Anschaffg. Smartphone (8)+Büroaustattung 2 neue ME 7.800              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

255 A 51 Jugendamt 363540 - Amtspflegschaften/AVS783 - Sachanlagevermögen 0 Anschaffung neuer LogoData Software -                    -                5.000               -                -                 -                -                -                -                -                

256 A 53 Gesundheitsamt 414010 - Öffentl. Gesund 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb Sachanlagevermögen 4.100              -                6.230               -                5.870            -                6.900           -                5.870           -                

257 A 53 Gesundheitsamt 414010 - Öffentl. Gesund 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb GWG 5.700              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

258 A 53 Gesundheitsamt 414010 - Öffentl. Gesund 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb immaterieller Vermögensgegenstände 34.600            -                2.500               -                -                 -                -                -                -                -                

259 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 785 - Baumaßnahmen 0 Tiefbaumaßnahme RW Thyrow-Siethen an der L 795 753.300          -                83.000            -                -                 -                -                -                -                -                

260 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 681 - Investitionszuwendungen 0 Einzahlung Landeszuweisung RW Thyrow-Siethen an der L 795 -                    280.000      -                    -                -                 -                -                -                -                -                

261 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 681 - Investitionszuwendungen 0 Tiefbaumaßnahme Radweg Thyrow - Siethen (Beteiligung Trebbin + Ludwigsfelde)-                    80.000        -                    -                -                 -                -                -                -                -                

262 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 781 - Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen0 Zuweisung an Land Straßenwesen Radweg Schönhagen -Stangenhagen 48.220            -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

263 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 785 - Baumaßnahmen 0 Tiefbaumaßnahme RSW Luckenwalde am Wasserwerk 20.600            -                189.400          -                3.600            -                -                -                -                -                

264 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 681 - Investitionszuwendungen 0 Einzahlung Landeszuweisung RSW, Luckenwalde am Wasserwerk -                    -                -                    100.450      -                 -                -                -                -                -                
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265 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 785 - Baumaßnahmen 0 Tiefbaumaßnahme (Planungskosten) K 7241, straßenbegleitender Radweg (Abschnitt Großbeeren - Genshagen)-                    -                14.500            -                -                 -                -                -                -                -                

266 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 785 - Baumaßnahmen 0 Tiefbaumaßnahme Zesch am See - Landkreisgrenze/Egsdorf 16.100            -                429.030          -                286.020       -                -               -               -                -                

267 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 681 - Investitionszuwendungen 0 Einzahlung Landeszuweisung Zesch am See - Landkreisgrenze/Egsdorf -                    -                -                    292.960      -                 195.300      -                -                -                -                

268 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 785 - Baumaßnahmen 0 Tiefbaumaßnahme RWK, B 96 - Zesch am See -                    -                100.000          -                330.000       -                -                -                -                -                

269 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 681 - Investitionszuwendungen 0 Einzahlung Landeszuweisung RWK, B 96 - Zesch am See -                    -                -                    75.000        -                 225.000      -                -                -                -                

270 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 783 - Sachanlagevermögen 0 Auszahlung Sachanlagevermögen (A2 Drucker) 1.000              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

271 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb GWG 500                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

272 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 783 - Sachanlagevermögen 0 GIS-Lizenz 180                  -                180                  -                180               -                180              -                180              -                

273 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 785 - Baumaßnahmen 0 Auszahlung Beschilderung Radweg "Rund um Berlin" -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                

274 A 61 Kreisentwicklungsamt511010 - Kreisentwicklung 785 - Baumaßnahmen 0 Auszahlung Beschilderung Wanderwege 4.000              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

275 A 61 Kreisentwicklungsamt511050 - Flughafenbelange 681 - Investitionszuwendungen Vollförderung Erwerb Sachanlagevermögen (Gegenfinanzierung) -                    1.530           -                    -                -                 -                -                -                -                -                

276 A 61 Kreisentwicklungsamt511050 - Flughafenbelange 783 - Sachanlagevermögen Vollförderung Erwerb Sachanlagevermögen 1.530              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

277 A 61 Kreisentwicklungsamt511050 - Flughafenbelange 681 - Investitionszuwendungen 0 Erwerb GWG (FLSB) (Gegenfinanzierung) -                    500              -                    500              500              500              500              

278 A 61 Kreisentwicklungsamt511050 - Flughafenbelange 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb GWG (FLSB) 500                  -                500                  500               500              500              

279 A 61 Kreisentwicklungsamt511050 - Flughafenbelange 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb GWG 200                  -                200                  -                200               -                200              -                200              -                

280 A 61 Kreisentwicklungsamt511050 - Flughafenbelange 681 - Investitionszuwendungen Vollförderung Erwerb GWG (BRB) Gegenfinanzierung -                    2.000           -                    -                -                 -                -                -                -                -                

281 A 61 Kreisentwicklungsamt511050 - Flughafenbelange 783 - Sachanlagevermögen Vollförderung Erwerb GWG (BRB) 2.000              -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

282 A 62 Kataster- und Vermessungsamt511020 - Katasterangelegenheiten681 - Investitionszuwendungen Vollförderung Sachanlagevermögen zur Modernisierung -                    17.000        -                    17.000        17.000        17.000        17.000        

283 A 62 Kataster- und Vermessungsamt511020 - Katasterangelegenheiten783 - Sachanlagevermögen Vollförderung Sachanlagevermögen zur Modernisierung 17.000            -                17.000            17.000         17.000        17.000        

284 A 62 Kataster- und Vermessungsamt511020 - Katasterangelegenheiten681 - Investitionszuwendungen Vollförderung Repro- und Fototechnik, Zubehör für Messtechnik -                    4.000           -                    4.000           4.000           4.000           4.000           

285 A 62 Kataster- und Vermessungsamt511020 - Katasterangelegenheiten783 - Sachanlagevermögen Vollförderung Repro- und Fototechnik, Zubehör für Messtechnik 4.000              -                4.000               4.000            4.000           4.000           

286 A 62 Kataster- und Vermessungsamt511020 - Katasterangelegenheiten681 - Investitionszuwendungen Vollförderung Anschaffung von Lizenzen, Software zur Qualitätsverbesserung -                    16.000        -                    16.000        16.000        16.000        16.000        

287 A 62 Kataster- und Vermessungsamt511020 - Katasterangelegenheiten783 - Sachanlagevermögen Vollförderung Anschaffung von Lizenzen, Software zur Qualitätsverbesserung 16.000            -                16.000            16.000         16.000        16.000        

288 A 63 Bauordnungsverfahren521010 - Bauordnungsverfahren783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb GWG 1.000              -                1.000               -                1.000            -                1.000           -                1.000           -                

289 A 63 Bauordnungsverfahren523010 - Denkmalschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb GWG 700                  -                300                  -                600               -                400              -                400              -                

290 A 65 Bauamt 111180 - Hochbau 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb Sachanlagevermögen z.B. Schneidemaschine, Smartphones, Sonnenschutz5.000              -                3.000               -                -                 -                -                -                -                -                

291 A 65 Bauamt 111190 - Liegenschaften 783 - Sachanlagevermögen Überjährig Beschaffung Software für Gebäudemanagement 50.000            -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

292 A 65 Bauamt 111190 - Liegenschaften 782 - Erwerb von Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten und Gebäuden0 Grundstückserwerb 50.000            -                39.000            -                39.000         -                39.000        -                -                -                

293 A 65 Bauamt 111190 - Liegenschaften 785 - Baumaßnahmen 0 Hochbaumaßnahmen Ackerbürgerhaus -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

294 A 65 Bauamt 252020 - Glashütte 782 - Erwerb von Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten und Gebäuden0 Grundstückserwerb -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

295 A 65 Bauamt 252020 - Glashütte 785 - Baumaßnahmen 0 Hochbaumaßnahmen Hüttenweg 20/ Formwerkstatt 160.000          -                200.000          -                -                 -                -                -                -                -                

296 A 65 Bauamt 252020 - Glashütte 785 - Baumaßnahmen 0 Hochbaumaßnahmen Hüttenweg 16 /Hegemeister 150.000          -                150.000          -                125.000       -                -                -                -                -                

297 A 65 Bauamt 252020 - Glashütte 785 - Baumaßnahmen 0 Außenanlage ( Straßenbeleuchtung, Wege) -                    -                -                    -                200.000       -                200.000      -                -                -                

298 A 65 Bauamt 252020 - Glashütte 785 - Baumaßnahmen 0 Hochbaumaßnahmen Hüttenweg 19/ Haus B -                60.000            -                -                 -                -                -                -                -                

299 A 65 Bauamt 252020 - Glashütte 785 - Baumaßnahmen 0 Hochbaumaßnahmen Hüttenweg 15 -                    -                -                    -                150.000       -                600.000      -                550.000      -                

300 A 65 Bauamt 252020 - Glashütte 785 - Baumaßnahmen 0 Hochbaumaßnahmen Hütteweg 20 /Alte Hütte 55.000            -                350.000          -                350.000       -                -                -                -                -                

301 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 785 - Baumaßnahmen Überjährig Straßenbaumaßnahme K 7212 Morxdorf - Gölsdorf 105.000          -                5.000               -                5.000            -                -                -                -                -                

302 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 681 - Investitionszuwendungen Überjährig Einzahlung Landeszuweisung K 7212 Morxdorf-Gölsdorf (Förderung) -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

303 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 785 - Baumaßnahmen Überjährig Straßenbaumaßnahme K 7241 OD Genshagen 645.000          -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

304 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 681 - Investitionszuwendungen Überjährig Einzahlung Landeszuweisung K 7241 OD Genshagen (Förderung) -                    297.500      -                    -                -                 -                -                -                -                -                

305 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 681 - Investitionszuwendungen 0 Einzahlung aus Kostenteilungsvereinbarung (Gemeinde) OD Genshagen-                    50.000        -                    -                -                 -                -                -                -                -                

306 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 785 - Baumaßnahmen Überjährig Straßenbaumaßnahme K 7207 OD Bärwalde 297.000          -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

307 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 681 - Investitionszuwendungen Überjährig Einzahlung Landeszuweisung K 7207 OD Bärwalde (Förderung) -                    222.750      -                    -                -                 -                -                -                -                -                

308 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 785 - Baumaßnahmen Überjährig Straßenbaumaßnahme K 7220 OD Ruhlsdorf 30.000            -                525.000          -                486.000       -                -                -                -                -                

309 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 681 - Investitionszuwendungen Überjährig Zuweisungen vom Land K 7220 OD Ruhlsdorf (Förderung) -                    -                -                    393.750      -                 364.500      

310 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 785 - Baumaßnahmen Überjährig Straßenbaumaßnahme K 7210 OD Jüterbog 236.000          -                236.000          -                -                 -                -                -                -                -                

311 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 681 - Investitionszuwendungen Überjährig Einzahlung Landeszuweisung K 7210 OD Jüterbog (Förderung) -                    177.000      -                    177.000      -                 -                -                -                -                -                

312 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 785 - Baumaßnahmen 0 Straßenbaumaßnahme K 7204 OV Schöna - KG EE 425.000          -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

313 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 681 - Investitionszuwendungen 0 Straßenbaumanßnahme K 7204 OV Schöna - KG EE (Förderung) -                    318.750      -                    -                -                 -                -                -                -                -                

316 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 681 - Investitionszuwendungen 0 Zuweisungen vom Land K7208 Niebendorf-Heinsdorf (Förderung) -                    -                -                    -                -                 311.500      

317 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 785 - Baumaßnahmen 0 Straßenbaumaßnahme K 7222 Gottow - Schönefeld -                    -                -                    -                482.000       -                442.000      -                -                -                

318 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 681 - Investitionszuwendungen 0 Zuweisungen vom Land K 7222 Gottow-Schönefeld (Förderung) -                    -                -                    -                -                 361.500      -                331.500      

319 A 65 Bauamt 542030 - KSM 785 - Baumaßnahmen 0 Hochbaumaßnahmen Lagerhalle mit Schleppdach 100.000          -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

320 A 65 Bauamt 542030 - KSM 785 - Baumaßnahmen 0 Hochbaumaßnahmen Dachsanierung/ Garagen 150.000          -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

321 A 65 Bauamt 542030 - KSM 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb Geringwertiger Wirtschaftsgüter 2.000              -                2.000               -                2.000            -                2.000           -                -                -                

322 A 65 Bauamt 542030 - KSM 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb Sachanlagevermögen 110.000          -                40.000            -                40.000         -                150.000      -                -                -                

323 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 785 - Baumaßnahmen 0 Straßenbaumaßnahme K 7215 OD Danna -                    -                -                    -                -                 -                227.500      -                227.500      -                

324 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 681 - Investitionszuwendungen 0 Straßenbaumaßnahme K 7215 OD Danna (Förderung) -                    -                -                    -                -                 -                170.600      -                170.600      

325 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 785 - Baumaßnahmen 0 Straßenbaumaßnahme K 7223 Ersatzneubau Brücke über Hammerfließ OL Scharfenbrück-                    -                -                    -                -                 -                330.000      -                -                -                

326 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 681 - Investitionszuwendungen 0 Straßenbaumaßnahme K 7223 Ersatzneubau Brücke über Hammerfließ OL Scharfenbrück (Förderung)-                    -                -                    -                -                 -                247.500      -                -                

327 A 65 Bauamt 542010 - Straßenwesen 785 - Baumaßnahmen 0 Straßenbaumaßnahme K 7208 Niebendorf- Heinsdorf -                    -                23.000            -                600.000       -                -                -                -                -                

328 A 67 Umweltamt 537020 - Abfallwirtschaft 783 - Sachanlagevermögen 0 Neubeschaffung LKW Umweltstreife -                    -                -                    -                55.000         -                -                -                -                -                

329 A 67 Umweltamt 554010 - Naturschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb eines weiteren Teiles der Software "Pro Umwelt" (Kostenangebot liegt vor)-                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

330 A 67 Umweltamt 537030 - Bodenschutz / Altlasten783 - Sachanlagevermögen 0 Neubeschaffung PKW -                    -                -                    -                -                 -                20.000        -                -                -                

331 A 67 Umweltamt 537030 - Bodenschutz / Altlasten783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb von 2 GIS-Lizenzen -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

332 A 67 Umweltamt 561020 - Umweltschutzinformation und -dienste783 - Sachanlagevermögen 0 Neubeschaffung PKW -                    -                20.000            -                -                 -                -                -                -                -                
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333 A 67 Umweltamt 552010 - Gewässerschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Neubeschaffung PKW -                    -                -                    -                -                 -                20.000        -                -                -                

334 A 67 Umweltamt 552010 - Gewässerschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Beschaffung einer digitalen Kamera 350                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

335 A 67 Umweltamt 561020 - Umweltschutzinformation783 - Sachanlagevermögen 0 Beschaffung eines Diktiergerätes (Aufnahme- und Wiedergabegerät) -                    -                300                  -                -                 -                -                -                -                -                

336 A 67 Umweltamt 554010 - Naturschutz 783 - Sachanlagevermögen 0 Neubeschaffung PKW -                    -                -                    -                20.000         -                -                -                -                -                

337 A 80 Wirtschaftsförderung575010 - Tourismus 783 - Sachanlagevermögen 0 Neuanschaffung/Ersatz Bus/Geräte Skate-Arena 41.000            -                1.000               -                1.000            -                1.000           -                1.000           -                

338 A 80 Wirtschaftsförderung575010 - Tourismus 783 - Sachanlagevermögen 0 Neuausstattung "Ackerbürgerhaus" 11.000            -                1.000               -                1.000            -                1.000           -                1.000           -                

339 A 80 Wirtschaftsförderung575010 - Tourismus 783 - Sachanlagevermögen 0 PC-Software für Sachgebiet 1.000              -                1.000               -                1.000            -                1.000           -                1.000           -                

340 A 80 Wirtschaftsförderung575010 - Tourismus 785 - Baumaßnahmen 0 Erweiterung Sanitäranlage in Skate-Arena 120.000          -                20.000            -                10.000         -                10.000        -                10.000        -                

341 A 83 Landwirtschaftsschule273010 - Landwirtschaftsschule783 - Sachanlagevermögen 0 2 Beamer -                    -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

342 A 83 Landwirtschaftsschule555020 - Agraraufs./Grundst.verk.783 - Sachanlagevermögen 0 Erwerb GWG 400                  -                -                    -                -                 -                -                -                -                -                

343 Land Brandenburg (Investive Schlüsselzuweisung) - 681 - Investitionszuwendungen 0 Investive Schlüsselzuweisung -                    1.998.600   -                    1.998.600   -                 1.998.600   -                -                -                

Ergebnis 9.149.300      5.722.500  10.023.840    6.540.470  8.297.080   4.944.740  4.213.990  965.600      2.667.700  622.100      
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